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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r s i t z e n d e: Präsident 
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. 
Dritter Präsident Wallner. 

Dr. Maleta, 
Waldbrunner, 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö ffne t. 
Das amtliche P r o t o k o ll der 6. Sitzung 

des Nationalrates vom Freitag, dem 13. Mai 
1966, ist in der Kanzlei aufgelegen, unbean­
ständet geblieben und gilt daher als g e­
n e h m ig t. 

K r a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 
Lola Solar und Scherrer. 

E n t s c h u l digt  sind die Abgeordneten 
Dr. Scrinzi, Pfeffer und Spielbüchler. 

Fragestunde 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 5 Minuten­
mit dem Aufruf der Anfragen.  

Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten 

Präsident : Die 1. Anfrage, eine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (F PÖj an den Herrn 
Außenminister , wird schriftlich beantwortet 
werden, weil der Abgeordnete Dr. Scrinzi 
entschuldigt ist. 

2. Anfrage: Abgeordneter Melter (F PÖ) an 
den Herrn Außenminister , betreffend öster­
reichisch-ungarischen Vermögensvertrag. 

58JM 
Konnten Sie sich im Zusammenhang mit 

dem österreichisch-ungarischen Vermögens­
vertrag bereits über den Inhalt der zahlreichen, 
von burgenländischer Seite erhobenen Proteste 
informieren ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. TonCic-Sorinj : Es ist mir bekannt, 
daß im Zusammenhang mit der Unterzeichnung 
des Vermögensvertrages mit Ungarn von seiten 
der burgenländischen Doppelbesitzer eine 
Sonderregelung gewünscht wurde. Eine Unter­
suchung der verfassungsrechtlichen Möglich­
keit, einen bestimmten Personenkreis, der aus 
dem gleichen Ereignis im Ausland Vermögen 
eingebüßt hat, günstiger zu stellen als andere 
Betroffene, mußte aber unterbleiben, da von 
ungarischer Seite nur dann die Bereitwilligkeit 
bestanden hätte, einer bevorzugten Entschädi­
gung zuzustimmen, wenn außerordentlich hohe, 
nach österreichischer Ansicht nicht berechtigte 
Gegenforderungen anerkannt worden wären. 

Die im ungarischen Vermögensvertrag er­
zielten Entschädigungssätze entsprechen den 
Bedingungen, die auch andere Staaten in 
gleichartigen Verträgen mit Ungarn erreicht 
haben. 

Der Vertrag als solcher sieht eine Glo bal­
summe - zirka 87 Millionen Schilling - vor, 
deren AufteHung auf die Geschädigten Sache 
Österreichs ist. Für die Verteilung selbst 
ist das Bundesministerium für Finanzen zu­
ständig. 

Nach den bisher meinem Ressort vom 
Bundesministerium für Finanzen gegebenen 
Mitteilungen wird die den Doppelbesitzern für 
in Ungarn enteignete Grundstücke gewährte 
Entschädigung keineswegs bedeutungslos sein. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Sehr geehrter Herr 
Außenminister ! Sind Sie also der Auffassung, 
daß durch diesen Vermögensvertrag die Öster-
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Melter 

reicher, die Grundbesitz in Ungarn hatten, r aber auch die Bundespolizeibehörden im Wege 
ausreichend entschädigt worden sind � der Landesregierung angewiesen, einer all-

. . . .  . fälligen überschreitung der ortsüblichen Preise 
.. 

B�mdes�IllllIster Dr: Toncu:-Sor�J: Ich per- ganz besonderes Augenmerk zu schenken und 
sonhch bm der AnsIcht, daß beI allen Ent- in übertretungsfällen einzuschreiten. 
schädigungsverträgen mit den östlichen 
Staaten keine Ideallösung erreicht wurde, 
aber auch keine ideale Lösung erreicht werden 
konnte. Das ist ein Faktum, das wir zur 
Kenntnis nehmen müssen. Wenn man sich 
nicht wie die anderen Staaten auch mit einer 
bescheidenen Lösung bescheidet, dann er­
reichen wir gar keine, und das ist besonders 
den kleineren Besitzern nicht zuzumuten. Zu 
einem Vertrag gehören eben zwei Teile, 
und wenn ein Partner andere Auffassungen 
hat als wir, dann läßt sich keine ideal gute 
Lösung erzwingen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Melter : Herr Außenminister ! 
Sind Sie nicht der Auffassung, daß dann, wenn 
mit dem Vertragspartner keine befriedigende 
Regelung herbeigeführt werden kann, die 
Volksgemeinschaft zusätzlich für einen Aus­
gleich sorgen sollte ? 

Bundesminister Dr. Toncic-Sorinj: Sie 
meinen die ö s terre i c h i s c h e  Volksgemein­
schaft. Ja, das ist eine Angelegenheit von so 
großem Ausmaß, die bestimmt die Kompetenz 
eines Ministeriums, besonders des Außen­
ministeriums, überschreitet. 

Präsident : Ich danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter Stein­
huber (SPÖ) an den Herrn Innenminister, 
betreffend Ansteigen der Fleischpreise in der 
Steiermark. 

59JM 

Da in der Steiermark in letzter Zeit die 
Preise für Schweinefleisch per Kilo bis zu 4 S 
und die Preise für Kalbfleisch sogar bis zu lOS 
per Kilo angestiegen sind, frage ich, welche 
Maßnahmen Sie ergreifen werden, um diese 
bei den Konsumenten mit Recht Unwillen 
hervorrufenden Preissteigerungen wieder rück­
gängig zu machen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Dr . Hetzellauer : 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Im Bereich 
des Schlachtvieh- und Fleischmarktes unter­
liegen Schlachtvieh und Fleisch leider keiner 
amtlichen Preisregelung nach dem Preis­
regelungsgesetze. Wir haben daher lediglich 
die Bestimmungen des Preistreibereigesetzes 
zur Verfügung, und zwar nur dann, wenn der 
ortsübliche Preis erheblich überschritten wird. 
Aus diesem Grunde hat das Bundesministerium 
für Inneres die Bezirkshauptmannschaften, 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steinhuber : Herr Minister ! 
Ihre Antwort kann mich leider nicht befriedi­
gen. Die alleinregierende ÖVP hat die Mög­
lichkeit, außer der Handhabung des Preis­
treibereigesetzes die Handelsspannen zu 
senken. Mit schönen Worten ist den Konsu­
menten nicht geholfen. Ich glaube, man sollte 
Taten setzen. ( Rufe bei der Ö V P : Das 
ist ja keine Frage!) Daß die Handelsspannen 
so hoch sind, geht aus der Tatsache hervor, 
daß nicht alle Geschäftsleute . . .  

Präsident: Eine Anfrage, bitte! 

Abgeordneter Steinhuber (fortsetzend): 
die Preise erhöht haben. Deshalb ist die 
Möglichkeit vorhanden, auf dem Gesetzeswege 
einen Preisstopp durchzuführen. (Abg. 
Glaser: Wo ist die Frage ? - Abg. P e te r :  
Der Minister wird sich schon wehren, wenn es 
ihm zuviel ist !) Was gedenken Sie gegen diese 
Erhöhungen zu tun? 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Ich sagte Ihnen 
schon, daß mir im Innenministerium keine 
anderen Möglichkeiten zur Verfügung stehen 
als das Preisregelungsgesetz und das Preis­
treibereigesetz, letzteres allerdings im Bereiche 
der Zuständigkeit des Bundesministeriums für 
Justiz. Ich habe Ihnen schon ausgeführt, 
welche Maßnahmen seitens meines Ressorts, 
auf Gesetze gestützt, veranlaßt worden sind. 
Da auch im Bereiche des Innenministeriums 
jede Verwaltung nur auf Grund der Gesetze 
ausgeübt werden kann, steht mir eine weitere 
Möglichkeit als die Ihnen dargestellte leider 
nicht zur Verfügung. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steinhuber : Herr Innenmi­
nister ! Es besteht doch die Möglichkeit, daß 
die Regierung dieses Gesetz ändern kann. 
Sind Sie dazu bereit, eine Gesetzesänderung 
durchzuführen ? (Abg. Glas e r :  Gesetze kann 
nur das Parlament ändern, nicht die Reg·ierung ! 
- Ruf bei der Ö V P :  So etwas ist Sache des 
P arlaments ! - Weitere Zwis chenrufe.) 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Eine wei­
tere .. . (Anhaltende Zwischenrufe und Unruhe.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Der Herr 
Abgeordnete hat z,var keine weitere Anfrage 
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 

an mich gerichtet, dennoch möchte ich das auf
.
-
I 
Ressort ent

.

s

.

pre
.
ch

.
ende Anweisungen getroffen 

greifen, was in diesem Hohen Hause gesagt hat, daß. dort, wo die nach dem Preistrei� 
wurde: Gesetzesinitiative liegt auch beim bereigesetz 'vorgesehenen ortsüblichen Preise 
österreichischen Parlament ! (Abg. Dr. Stari- überschritten werden, auch durch die Sicher­
b a c h e r  : Ihr könnt ja Initiativanträge unter- heitsbehörden - Polizei, Gendarmerie 
stützen, meine Herren von der Österreichischen beziehungsweise Bezirkshauptmannschaften 
Volkspartei !) eingeschritten wird. In dieser Richtung wird 

Präsident : 4. Anfrage : Abgeordneter lng. 
�unst .. . (Weitere Zwischenrufe.) Bitte, sich 
zu beruhigen ! 

4 .  Anfrage: Abgeordneter lng. Kunst (SPtJ) 
an den Herrn Innenminister , betreffend Preis­
steigerung bei verschiedenen Fleischsorten. 

60jM 
Welche Maßnahmen gedenken Sie zu treffen, 

um vor Beginn der �Fremdenverkehrssaison 
die unvertretbar starken Preissteigerungen bei 
verschiedenen Fleischsorten zu verhindern? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter Ing. Kunst ! Auch für Ihre Anfrage 
gilt dasselbe, was ich dem Anfragesteller 
vorher sagen durfte. Vielleicht darf ich in 
der Richtung noch ergänzen, daß die Preis­
entwicklung auf dem Schlachtvieh- und Fleisch­
sektor überwiegend nicht nur eine inneröster­
reichische, sondern eine europaweite Ange­
legenheit in der Marktentwicklung dahin gehend 
ist, daß die Preissituation vom Angebot und 
von der Nachfrage abhängig ist. Im kon­
kreten Fall besteht die Tatsache, daß offenbar 
mit Rücksicht darauf, daß auf dem Rinder­
sektor nun der Winterabverkauf in der Land­
wirtschaft beendet ist und gegenwärtig das 
Jungvieh auf die Alm getrieben wird, leider 
nicht genügend Anlieferung vorhanden ist, 
um diesen Marktgesetzen gerecht die Preise 
wünschenswert zu gestalten . 

Präsident : Eine Zusatzfrage . 

Abgeordneter Ing. Kunst : Herr Minister ! 
Ihre Antwort befriedigt mich nicht. (Heiter­
keit. - Abg. Dr. Gorbach: Kein Wunder!) 
Ich stelle fest, daß im Bundesland Tirol trotz 
Senkung des Preises für Schlachtvieh - der 
Bauer bekommt also weniger dafür - die 
Konsumentenpreise gewaltig ansteigen. Das 
widerlegt Ihre Ausführungen, und ich frage 
Sie, ob Sie bereit sind, eine Regierungsvorlage 
einzubringen, womit die derzeitigen Gesetze 
in der Form abgeändert werden, daß sowohl 
der Produzent als auch der Konsument gegen 
Übervorteilung geschützt wird ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr . Hetzenauer : Herr Ab­
geordneter! Darf ich in Wiederholung dessen, 
was ich Ihrem Herrn Vor-Anfragesteller ge­
:sagt habe, noch einmal ausführen, daß mein 

das Innenministerium alle Aufmerksamkeit 
auf die Preisentwicklung richten. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Kunst : Herr Minister! 
Es ist Ihnen sicherlich bekannt, daß die orts­
üblichen Preisregelungen, die derzeit gesetz­
lich bestehen, umgangen werden. In Innsbruck 
sind zum Beispiel bei ein und derselben Fleisch­
sorte Preisunterschiede bis zu 10 S festzustellen, 
Wenn es die Mehrheit der Metzger versteht, 
auf irgendeine Art und Weise die Preise um 
10 S zu erhöhen, weil ihre Geschäfte eine 
gute Lage in der Stadt haben, dann kann man 
gesetzlich nichts dagegen unternehmen. (Rufe 
bei der Ö V P :  Anfrage!) Ich frage Sie daher, 
Herr Minister : Sind Sie bereit, eine Regierungs­
vorlage zu unterbreiten, mit der die ortsüb­
lichen Preise so gestaltet werden können, 
wie sie den Wünschen der Produzenten und 
Konsumenten entsprechen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Ich bin 
gerne bereit, die Möglichkeit einer solchen 
Initiative in meinem Ressort zu prüfen, und 
möchte Ihnen im übrigen, gerade auf die 
Tiroler Verhältnisse abgestimmt, im Vergleich 
etwa zu Wien noch folgendes sagen : 

Ich habe die Übersicht über die Amtshand­
lungen nach Preisregelungs- und Preistrei- . 
bereigesetz für den Monat März seitens meines 
Ministeriums vor mir liegen. Ich möchte unter 
Beweis stellen, daß die Unterbehörden allen 
Ernst bei der Verfolgung von Preisüberschrei­
tungen an den Tag legen. 

In Tirol wurden im Monat März nicht weniger 
als 429 Erhebungen durchgeführt und in 
56 Fällen auch entsprechende Verwaltungs­
strafen verhängt, während in Wien 51 1 Er­
hebungen erfolgten und 102 Strafverfügungen 
ergingen. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. W eihs: Die 
zweite Instanz hat sie wieder aufgehoben!) 
Die Strafen, die verhängt worden sind, haben 
in Tirol bei 56 Fällen 25.060 S ausgemacht, 
während es in Wien bei 102 Fällen nur 22 .584 S 
waren. Es ist also augenscheinlich, daß die 
Unterbehörden in Tirol mit aller Energie 
auf Grund der ihnen gesetzlich zustehenden 
Befugnisse tätig sind. 

Präsident : 5. Anfrage : Abgeordneter Eber­
hard ( S PÖ ) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Tankwagenverordnung. 
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61/M 

Im Hinblick darauf, daß die seit 1. Mai 
d. J. in Kraft befindliche Tankwagen­
verordnung bei den Straßenaufsichtsorganen 
große technische Kenntnisse voraussetzt, frage 
ich, ob Sie bereit sind, Kurse zur Schulung dieser 
Straßenaufsichtsorgane durchzuführen, um eine 
sinnvolle Anwendung dieser Verordnung zu 
gewährleisten. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab-
geordneter! Ich darf Ihnen berichten, daß 
das Bundesministerium für Inneres mit dem 
Erlaß vom 13 . Jänner 1966 alle Bundespolizei­
behörden und Landesgendarmeriekommanden 
und auch das Kommando der Gendarmerie­
zentralschule in Mödling auf die Verordnung 
des Bundesministeriums für Handel und Wie­
deraufbau vom 17 .  November 1965 über 
Kraftfahrzeuge und Anhänger zur Beförde­
rung von gefährlichen und entzündbaren 
Flüssigkeiten und über den Verkehr mit solchen 
Fahrzeugen aufmerksam gemacht hat, weil 
diese Verordnung teilweise schon mit I. Mai 
des heurigen Jahres in Kraft getreten ist. 
Überdies hat das Bundesministerium für 
Inneres die Weisung erteilt, daß alle im ver­
kehrspolizeilichen Dienst eingesetzten Sicher­
heitsorgane, insbesondere solche, die mit den Be­
stimmungen der Abschnitte I, IV, VI, VIII und 
IX der Tankfahrzeugverordnung zu tun haben, 
mit dieser Verordnung entsprechend vertraut 
gemacht werden und dann besonders ihre 
Aufga ben in diesem Bereiche wahrnehmen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Eberhard: Herr Bundes­
minister! Sind Sie bereit, mit dem Bundes­
ministerium für Finanzen hinsichtlich der 
Prüfung des unter Zollverschluß zu befördern­
den Ladegutes Verhandlungen aufzunehmen, 
weil die Sicherung der Tankfahrzeuge von 
der Gefahrenklasse des beförderten Mineralöls 
abhängig ist ? Die Deklaration des Ladegutes 
in den Ladepapieren müßte ebenfalls kontroll­
fähig sein. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab­
geordneter! Ich bin gerne bereit, diese Prüfung 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Herrn 
Minister vorzunehmen. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: Wir kommen jetzt zu den 
Fragen an den Herrn Justizminister, der ent-
schuldigt ist. Es wird sie der Herr Innen­
minister Hetzenauer beantworten. 

6. Anfrage : Abgeordneter Dr. Hauser (Ö V P) 
an den Herrn Minister, betreffend Neufassung 
der gerichtlichen Geschäftsordnung. 

41jM 

Rind Sie, Herr Minister, in der Lage, mitzu­
teilen, wann die Vorarbeiten zur Neufassung 
der Bestimmungen der gerichtlichen Geschäfts­
ordnung soweit abgeschlossen sein werden, 
daß mit der Übermittlung einer entsprechenden 
Vorlage an das Parlament gerechnet werden 
kann ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich bin 
im Augenblick leider nicht imstande, zu sagen, 
zu welchem Zeitpunkt die Arbeiten an einer 
Erneuerung der Geschäftsordnungen für die 
Gerichte und für die Staatsanwaltschaften 
abgeschlossen werden können; dies deswegen, 
weil es sich hier nicht nur um eine überaus 
schwierige und umfassende Arbeit handelt, 
sondern weil darauf Bedacht zu nehmen ist, 
daß wir im Bereiche des Justizministeriums 
große Gesetzesreformen haben, und es also 
selbstverständlich ist, daß auf diese bevor­
stehenden Gesetzesreformen entsprechend Be­
dacht zu nehmen ist. 

Präsident: Die 7. Anfrage wurde vom Anfrage­
steller zurückgezogen. 

Wir gelangen zur 8. Anfrage : Abgeordneter 
Marwan-Schlosser (Ö V P) an den Herrn Mini­
ster, betreffend Jugendstrafanstalt in Geras­
dorf. 

42/M 

Warm ist mit der Fertigstellung des Baues 
der neuen Jugendstrafanstalt in Gerasdorf 
bei Wiener Neustadt zu rechnen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Die Jugendstraf­
anstalt Gerasdorf ist ein Großbauvorhaben 
des Bundesministeriums für Justiz und soll, 
wie schon der Name sagt, dem J ugendstraf­
vollzug dienen. Wir haben gegenwärtig in 
diesem Baubereiche lediglich ein Drittel des 
ganzen Rohbauvorhabens hinter uns bringen 
können, weil am Anfange, insbesondere mit 
Rücksicht auf Schwierigkeiten, die sich mit 
Arbeitskräften ergeben haben, eine Verzöge­
rung des Bauvorhabens eingetreten ist. Wir 
hoffen aber, daß wir dieses Bauvorhaben bis 
zum Jahre 1968 vollenden können und daß 
im Jahre 1969 der Betrieb , das heißt der Voll­
zug, in dieser neuen Anstalt aufgenommen 
werden kann. 

Präsident: Ich möchte an alle Abgeordneten 
die Bitte richten, immer rechtzeitig aufzu­
zeigen. Manchmal weiß ich wirklich nicht, 
ob noch eine Anfrage gestellt wird oder 
nicht. 

Bitte, eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser : Herr Mini­
ster ! Welche Kosten werden der Bau und die 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 80

www.parlament.gv.at



290 Nationalrat XI. GP. - 7. Sitzung - 24. Mai 1966 

Marwan-Schlosser 

komplette Einrichtung der Anstalt sowie 
die Errichtung der notwendigen Nebengebäude 
dem Bund schätzungsweise insgesamt verur­
sachen? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Herr Abge­
ordneter ! Ich vermag im Augenblick, weil 
ich nur vertretungsweise die Frage zu beant­
worten habe, diese Detailfrage nicht zu beant­
worten, ich bin aber gerne bereit, Ihnen die 
Frage schriftlich zu beantworten. 

Präsident: 9. Anfrage : Abgeordneter Zeil­
linger ( F pO) an den Herrn Justizminister, 
betreffend Beförderung von Bezirksrichtern. 

53/M 
Sind Sie angesichts der großen Bedeutung, 

die den Bezirksrichtern in Österreich als 
\Vahrern der Rechte kleiner Leute zukommt, 
bereit, sich im Rahmen Ihrer Zuständigkeit 
für eine wesentliche Verbesserung des Gehalts­
schemas sowie der Befördernngsmöglichkeiten 
einzusetzen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Im konkreten 
Falle darf ich Ihnen berichten, daß das Bundes­
ministerium für Justiz an einem Entwurf einer 
Richterdienstgesetz-Novelle arbeitet. Der Herr 
Bundesminister für Justiz hat den Auftrag 
gegeben, daß man auch für Bezirksgerichte 
entsprechende höhere Standesgruppen in einer 
solchen Novellierung des Gesetzes vorsieht. 

Präsident : 10. Anfrage : Abgeordneter Dipl .­
lng. Tschida (0 V P) an den Herrn J ustiz­
minister, betreffend Erste Burgenländische Ge­
m einn ü tzige Siedlungsgenossenschaft. 

43/M 
'\-Vann ist mit dem Abschluß der beim 

Straflandesgericht Eisenstadt anhängigen Ver­
fahren, betreffend die Tätigkeit der Ersten 
Burgenländischen Gemeinnützigen SiedllLllgs­
genossenschaft, reg. Gen. m. b. H., in Pött­
sching, die bereits seit Beginn des Jahres 1964 
anhängig sind, zu rechnen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter ! Ich habe in dieser 
Strafsache noch zur Zeit meiner Funktion als 
Staatssekretär im Bundesministerium für 
Justiz Gelegenheit gehabt, mich von dem Fort­
gang dieses Strafverfahrens zu überzeugen. 
Ich habe damals feststellen können, daß es 
sich um sehr umfassende, schwierige Erhe­
bungen handelt, einmal deshalb, weil der Tat­
sachenverhalt viele Jahre zurückliegt, und 
andererseits, weil auch vor allem Sachver­
ständigenerhebungen und -gutachten dazu not­
wendig sind. Über Betreibung des Bundes­
ministeriums für Justiz hat der zuständige 

Untersuchungsrichter über die Erhebungsab­
teilung des Landesgendarmeriekommandos 
Burgenland, aber auch über die zuständige 
Wirtschaftspolizeistelle der Bundespolizeidirek­
tion Wien diese vom Untersuchungsrichter 
verlangten Erhebungen - soweit ich infor­
miert bin - im wesentlichen abgeschlossen. 
Ich glaube daher, daß die Hoffnung begründet 
ist, daß dieses Verfahren alsbald abgeschlossen 
werden kann. 

Präsident: Ich danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Kummer (OV P) an den Herrn Unter­
richtsminister, betreffend Studentenheime in 
den Hochschulstädten. 

45/M 
Werden von Ihrem Ressort im Zusammen­

hang mit dem Akademikerbedarf in Österreich 
auch Untersuchungen angestellt, wieviel Stu­
dentenheime bzw. Plätze in den Hochschul­
städten für Studenten in der nächsten Zeit 
gebraucht werden ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister_ 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl· 
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! 
Diese Frage erregte bereits seit langem das 
Interesse des Unterrichtsministeriums. Es 
wurde daher das Statistische Zentralamt ge­
beten, hierüber Erhebungen einzuleiten_ Die 
ersten Erhebungen liegen vor. Sie lassen er­
kennen, daß neben vorhandenen 4.693 Studen­
tenplätzen und 864 Studentinnenplätzen noch 
ein Bedarf für Studenten von 6.255 anzunehmen 
sei und für Studentinnen von 2 .096. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Minister! 
Beziehen sich diese Ziffern auf das ganze 
Bundesgebiet oder haben sie auch Ziffern für 
die einzelnen Hochschulstädte � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Die Er­
mittlungen wurden selbstverständlich in allen 
Hochschulstädten gesondert durchgeführt. Die 
Aufgliederung hätte ich zur Hand. Sie ist 
etwas länger, weil sie für jede Hochschulstadt 
ausgewiesen ist. Ich werde mir erlauben, Ihnen, 
Herr Abgeordneter, diese Ausfertigung zu 
überreichen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Herr Minister ! 
Es hätte mich nur interessiert, wie groß der 
Bedarf in Wien ist, weil ich glaube, daß er hier 
am stärksten ist. Haben Sie vielleicht diese 
Ziffern zur Hand ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : In Wien 
stehen zur Zeit für Studenten 2.563 Heimplätze 
zur Verfügung und für Studentinnen 616. Die 
Befragung der Studenten ergab den Wunsch 
nach weiteren 3.604 Plätzen für Studenten 
und 1 .218 für Studentinnen. 

Präsident : 12. Anfrage : Abgeordneter Gratz 
(SPÖ) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend nicht anschließend an die Reife­
prüfung begonnenes Studium. 

66jM 
Ist eine AuswirkWlg auf die Studienerfolge 

jener Studenten feststellbar, die ihr Studium 
nicht anschließend an die Reifeprüfung, son­
dern erst später begonnen haben? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter ! Die Frage kann 
durch eine Teilermittlung einigermaßen be­
antwortet werden, wenn auch eine laufende 
auf sämtliche Hochschulen sich erstreckende 
Ermittlung noch nicht durchgeführt wurde. 
Es haben jedoch Ermittlungen in wissenschaft­
lichem Rahmen bezüglich der Fakultät für 
Rechts- und Staatswissenschaften an der 
Universität Wien ergeben, daß von jenen, die 
erst später zum Studium kommen, 66 Prozent 
das Studium vor der Vollendung wieder ab­
brechen gegenüber einem Gesamtdurchschnitts­
satz von 40 Prozent. Schließlich ist ermittelt 
worden - und das gibt ein Bild in der Rich­
tung, die Ihr Interesse erweckt - :  Es wurden 
von den später erst zum Studium Stoßenden 
23 Prozent mit dem Doktorat gekrönt oder 
haben das Absolutorium erlangt, während 
der Gesamtdurchschnitt 44 Prozent beträgt. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Gratz : Herr Bundesminister ! 
Darf ich Sie im Lichte dieser Ihrer Ausführun­
gen um Ihre Meinung zu einer Verlautbarung 
des Bundesministeriums für Landesverteidigung 
bitten, die ichder "WienerZeitung" vom 26.April 
entnehme. Dort wird zuerst festgestellt, daß 
das Bundesministerium für Landesverteidigung 
im Jahre 1966 nicht in der Lage sei, Maturan­
ten wegen der Aufnahme des Hochschulstu­
diums einen Aufschub des Präsenz dienstes zu 
gewähren, und dann wird allerdings vom 
Bundesministerium für Landesverteidigung in 
dieser amtlichen Verlautbarung hinzugefügt, 
daß diese Maßnahme im Interesse der Studen­
ten selbst liege, weil sich das Intervall erfah­
rungsgemäß günstig für das darauffolgende 
Hochschulstudium auswirkt. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Hiezu 
möchte ich sagen, daß die eben bekannt­
gegebenen Prozentzahlen sich auf typisch 

Spätberufene, wenn ich diesen Ausdruck auch 
für das Jusstudium verwenden darf, bezieht, 
sodaß ein Durchschnittsalter von 32 Jahren 
diesen vorhin genannten Prozentsätzen zu­
grunde liegt. Jedoch ist das Intervall von 
neun Monaten oder von einem Studienjahr be­
ziehungsweise zwei Semestern nicht von dieser 
Gefahr bedroht, die hier für diejenigen besteht, 
die erst mit 28 oder mit 30 Jahren zum Stu­
dium stoßen. Ich glaube also, daß in der 
Abwägung der staatspolitischen Interessen: 
hier gesicherter Akademikernachwuchs und 
hier Landesverteidigungsinteressen, es gerecht­
fertigt erscheinen mag, den Aufschub um ein 
Jahr als Dienst an der Allgemeinheit zuzu­
muten. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Gratz : Herr Bundesminister! 
Ohne hier jetzt auf die Notwendigkeiten der 
Landesverteidigung einzugehen, möchte ich 
Sie doch um Ihre Meinung bitten, ob es Ihrer 
Ansicht nach irgendeine statistische oder 
andere Unterlage gibt, aus der das' Landes­
verteidigungsministerium hätte entnehmen 
können, daß sich diese Maßnahme günstig auf 
den Studienerfolg auswirkt. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Ich nehme 
an, daß das auf der Lebenserfahrung derer 
beruht, die zu dieser überzeugung, zu dieser 
Aussage gekommen sind. (Heiterkeit.) 

Präsident : 13.  Anfrage : Der Abgeordnete 
Dr. Scrinzi ist entschuldigt. Die Anfrage wird 
daher schriftlich beantwortet. 

14. Anfrage : Abgeordneter Josef Schlager 
(SPÖ) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Musisch-pädagogisches Gymnasium 
in Murau. 

63jM 
Bis wann kann mit dem Neubau des Musisch­

pädagogischen Gymnasiums in Murau gerechnet 
werden? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Die Frage der 
Errichtung eines Schulbaues für das bereits 
seit zwei Jahren tätige Musisch-pädagogische 
Realgymnasium in Murau ist zunächst an Hand 
der Vertragslage zu beurteilen, die vorsieht, 
daß der Bund ein Gebäude zur Verfügung 
stellt, wenn die erste Matura in den bisher von 
der Gemeinde angebotenen Räumlichkeiten 
stattgefunden haben wird. Dadurch ergibt 
sich an sich schon eine zeitliche Eingliederung 
in der Dringlichkeitsstufe, die mit dem eben 
beschriebenen Vertragspunkt zusammenhängt. 
Dennoch hat der Landesschulrat für Steier­
mark einl3 etwas bessere, günstigere zeitliche 
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Bundesminister Dr. Pifß-Percevic 

Rangordnung vorgeschlagen, der wir uns gerne 
anpassen, soferne nicht im gesamtösterreichi­
schen Dringlichkeitsprogramm noch dringli­
chere Aufgaben uns behindern, diesen von der 
Steiermark uns vorgeschlagenen Rangord­
nungsplan einzuhalten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter J osef Schlager: Herr Minister ! 
Aus dieser Beantwortung ist nicht zu entneh­
men, wann mit dem Neubau konkret gerechnet 
werden kann. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Diese 
Frage steht im unmittelbaren Zusammenhang 
mit den für die nächsten Jahre zur Verfügung 
stehenden Budgetmitteln, über welche ich zur­
zeit wirklich nicht in der Lage bin, eine Aus­
sage zu machen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter J osef Schlager: Herr Minister ! 
Werden Sie bereit sein, da es sich dort um ein 
sehr ländliches Gebiet handelt, das einkommens­
mäßig sehr schwierig liegt, Mittel zur Verfü­
gung zu stellen beziehungsweise vordringlich 
Mittel zur Verfügung zu stellen 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Percevic : Die Frage 
der Dringlichkeit im Hinblick auf die Situation 
eines Gebietes spielt bei der Einreihung und 
Festsetzung 'der Dringlichkeitsstufe eine aus­
schlaggebende Rolle. Ich kenne die Situation 
aus eigener Anschauung aufs beste. Ich habe 
die Schule bereits persönlich besucht. Ich 
vertraue voll den Überlegungen des steier­
märkischen Landesschulrates. Sobald sich 
irgendeine Möglichkeit findet, finanziell den 
Schulbau in Angriff zu nehmen, wird das von mir 
mit großer Freude möglichst rasch geschehen. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 15 .  Anfrage : Frau Abgeordnete 
Anna Czerny ( S PÖ) an die Frau Bundesminister 
für soziale Verwaltung, betreffend "Fleisch 
und Fleischwaren" im Lebensmittelbuch. 

68JM 
Da, der Mangel an entsprechenden Begriffs­

bestimmungen und Beurteilungsgrundlagen für 
Fleisch und Fleischwaren zu einer großen 
Rechtsunsicherheit geführt hat, frage ich an, 
ob an eine Ausarbeittmg und Neuauflage des 
Kapitels "Fleisch und Fleischwaren" im Le­
bensmittelbuch gedacht ist ?  

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor: Verehrte Frau Abgeordnete ! Die Neu­
auflage des Codexkapitels "Fleisch und Fleisch-

waren" ist in Aussicht genommen. Die Vor­
arbeiten sind bereits weit gediehen. Ich bin 
der Meinung, daß dieses Codexkapitel vor 
seiner Veröffentlichung noch in der Codex­
kommission behandelt werden muß. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Anna Czemy: Frau Minister I 
Halten Sie es nicht für notwendig, daß diese 
Arbeit im Interesse der Konsumenten mehr 
vorwärts getrie ben wird, als es bisher der 
Fall war ? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Verehrte Frau 
Abgeordnete ! Ich pflichte Ihren Auffassungen 
bei und werde dazu beitragen, daß hier rasch 
weitergearbeitet wird. (Abg. Glaser: Der 
frühere Sozialminister ! ) 

Präsident: 16. Anfrage : Abgeordneter Melter 
(FPÖ) an die Frau Minister, betreffend 
gesundheitliche Kontrolle der einreisenden 
Fremdarbeiter. 

55/M 
Sind Sie bereit, angesichts der Tatsache, 

daß zahlreiche in Österreich beschäftigte 
Fremdarbeiter an offener Lungentuberkulose 
leiden und somit eine ernste Ansteckungsgefa hr, 
nicht zuletzt aber auch eine Belastung für 
die österreichische Sozialversicher.ung darstellen, 
der von der österreichisohen Arzteschaft er­
hobenen Forderung nach gesetzlichen Maßnah­
men zugunsten einer strengen gesundheitlichen 
Kontrolle der einreisenden Fremdarbeiter 
Rechnung zu tragen ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Verehrter 
Herr Abgeordneter ! Auf Veranlassung des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
wurde in den in den letzten Jahren abge­
schlossenen Gastarbeiteranwerbeabkommen, 
die gegenwärtig mit Spanien, mit der Türkei, 
mit Jugoslawien bestehen, festgesetzt, daß 
jeder ausländische Arbeiter einen sogenannten 
Infektionsfreiheitsschein beizubringen hat. 
Dieser wird von der Gesundheitsbehörde des 
Herkunftslandes ausgestellt. Er darf beim 
Grenzübertritt nicht älter als 14 Tage sein, 
Unter anderem muß er das Freisein auch von 
der ansteckenden Tuberkulose mitbestätigen. 

Das Ministerium ist sich darüber klar, daß 
darüber hinaus wesentlich größere Schwierig­
keiten bei jenen Personen bestehen, die angeb­
lich nur als Touristen nach Österreich kommen, 
jedoch dann um eine Arbeitsbewilligung an­
suchen. Solche Beschäftigungswerber, für die 
zunächst kein Anwerbeabkommen gilt, müssen 
sich nunmehr einer Pflichtuntersuchung 
unterwerfen. Diese am 16. Mai in Kraft ge­
tretene Regelung, und zwar seitens unseres 
Ministeriums, bewirkt nunmehr, daß alle diese 
Gastarbeiter in Österreich vor der Erteilung 
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Bundesminister Grete Rehor 

der Arbeitsbewilligung sich einer ärztlichen 

I Untersuchung unterziehen müssen. Diese Un­
tersuchung umfaßt neben der klinischen auch 
die röntgenologische Untersuchung der Lunge. 
In Hinkunft werden somit Beschäftigungs­
werber aus süd- und südosteuropäischen Län­
dorn sowie aus Asien und Afrika, die keinen 
Infektionsfreiheitsschein besitzen, von vorn­
herein keine Arbeitsgenehmigung erhalten, 
ohne vorher ärztlich untersucht worden zu 
sein und außerdem den Nachweis führen zu 
können, als frei von ansteckender Tuberkulose 
befunden worden zu sein. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Sehr geehrte Frau 
Minister ! Sind Sie der Auffassung, daß der 
Infektionsfreiheitsschein, der etwa von Spanien 
ausgestellt wurde, eine genügende Sicherheit 
gibt, daß tatsächlich Infektionsfreiheit be­
steht 1 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Zu dieser 
Frage darf ich folgendes sagen: Niemand 
kann wahrscheinlich bestätigen, daß ein sol­
cher Infektionsfreiheitsschein unbedingte 
Garantie und Gewähr bietet. Aber es sind 
Besprechungen dahin im Gange, daß hinsicht­
lich der Gesundheitskontrolle aller Gastarbeiter 
neue, entsprechendere Maßnahmen in Kraft 
gesetzt werden. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Sehr geehrte Frau 
Minister ! Sind Sie in diesem Zusammenhang 
bereit, dafür Vorsorge zu treffen, daß für alle 
ausländischen Arbeitskräfte unverzüglich bei 
der Einreise oder zumindest vor Antritt einer 
Beschäftigung eine staatliche oder amtliche 
Gesundheitskontrolle aus Sicherheitsgründen 
durchgeführt wird 1 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Ja, dies ist 
vorgesehen, und zwar in der Weise, daß auf 
Grund der zwischen den Landesarbeitsämtern 
und den Sanitätsdirektionen in den Bundes­
ländern getroffenen Vereinbarungen ärztliche 
Untersuchungen von den Amtsärzten der lokalen 
Gesundheitsbehörden unter Mitwirkung der 
Lungenfürsorgestellen und der entsprechenden 
Untersuchungsanstalten durchgeführt werden. 
Die Kosten sind durch die an der Einstellung 
interessierten Arbeitgeber zu übernehmen. 

Präsident: Danke, Frau Minister. 

Bundesministerium tür Finanzen 

69/M 
Wann ist mit der Auszahlung der Entschä­

digung a.n die burgenländischen Doppelbesitzer 
nach dem österreichisch-ungarischen Vermö­
gensvertrag zu rechnen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 
Der österreichisch-ungarische Vermögensver­
trag und der Entwurf eines diesbezüglichen 
Verteilungsgesetzes werden in nächster Zeit 
dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen Be­
handlung vorgelegt werden. Der Entwurf des 
Verteilungsgesetzes, welches zu bestimmen hat, 
ob und in welchem Ausmaß im Einzel­
falle - darunter fallen auch die sogenannten 
burgenländischen Doppelbesitzer - Entschädi­
gungen geleistet werden können, sieht einen 
Aufruf im Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" 
vor, gemäß dem innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten Ansprüche bei der Finanzlandes­
direktion für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland geltend zu machen sein werden. 
Wenn dann nach Ablauf der Anmeldefrist 
über die eingelangten Anmeldungen eine Erledi­
gung vorliegt, wird ein vorläufiger Verteilungs­
plan erstellt - vorläufig deswegen, weil die 
Zahlung der Ungarn in zwei Raten erfolgt 
und bis zu diesem Zeitpunkt die zweite Rate 
noch nicht bezahlt sein wird -, bei dem die Ent­
scheidungen der Bundesverteilungskommission 
über die Anmeldungen zugrunde liegen. Mit 
der Auszahlung wird dann unverzüglich be­
gonnen werden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak : Herr Bundesminister ! 
Die von Ungarn für die Ablöse von landwirt- . 
schaftlichem Besitz gebotenen Beträge ent­
sprechen den internationalen Gepflogenheiten 
- in einem anderen Zusammenhang hat heute 
der Herr Außenminister bereits darauf hinge­
wiesen -, es ist aber so , daß diese Beträge nicht 
dem tatsächlichen Wert dieser Grundstücke 
entsprechen. Wir wissen, daß der Vermögens­
vertrag irgendwie zur wirtschaftlichen und 
politischen N ormalisierung der Beziehungen 
zu Ungarn beitragen soll. Sicher sind hier 
die burgenländischen Grundbesitzer irgend wie 
die Opfer. Sehen Sie eine Möglichkeit, daß 
zu dem Betrag, den die ungarische Regierung 
auf Grund dieses Vertrages der Repu blik 
Österreich bezahlen wird, aus anderen Mitteln, 
zum Beispiel aus dem Grünen Plan, Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, damit den 
burgenländischen Landwirten, hauptsächlich 
Kleinbauern, eine höhere Entschädigung zuge­
wiesen werden kann � 

Präsident : Herr Minister. 
Präsident: 17. Anfrage: Abgeordneter Robak 

(SPÖ) an den Herrn Finanzminister, betreffend Bundesminister Dr. Schmitz : Herr Abge­
österreichisch-ungarischer Vermögensvertrag. ordneter! Auf Grund des Verteilungsgesetzes 

23 
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Bundesminister Dr. Schmitz ! 
wird das verteilt werden, was dem ungarischen 
Vertragspartner an Entschädigungen abzu­
ringen der Republik Österreich gelungen ist. 
Da nicht die Republik Österreich entschädigt, 
sondern der ungarische Staat, ist es nicht 
möglich, andere Mittel zu verteilen, als im 
Vermögensvertrag dafür zur Verfügung gestellt 
werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak: Herr Bundesminister ! 
Das soll also heißen, daß die Kleinbauern, die 
entschädigt werden sollen, aus dieser Ent­
schädigung mit keinen höheren Beträgen 
rechnen können, als man in den Zeitungen 
gelesen hat:. zirka 6.500 bis 7.000 S pro Hektar 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich weiß 
nicht, was man in den Zeitungen gelesen hat, 
ich kann nur wiederholen, daß das Verteilungs­
gesetz nur die Verteilung der Summe vorsehen 
kann, die durch den Vermögensvertrag der 
Republik Österreich zur Verfügung gestellt 
wird. 

Präsident: 18. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Scrinzi ist entschuldigt, die Anfrage wird 
daher schriftlich beantwortet. 

19. Anfrage: Abgeordneter lTIbrich (SPO) 
an den Herrn Finanzminister , betreffend 
Pensionsordnung für die Bundesbahnbeamten. 

70/M 
Wann werden die Verhandlungen über die 

Pensionsordmmg für die Beamten der Öster­
reichischen Bundesbahnen aufgenommen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Der von der 
Generaldirektion der Österreichischen Bundes­
bahnen ausgearbeitete Entwurf der Bundes­
bahn-Pensionsordnung 1966 ist den beteiligten 
Stellen der Verwaltung Mitte April zur Stel­
lungnahme übermittelt worden. Die Begut­
achtung dieses Entwurfes ist nunmehr inner­
halb der Verwaltung so weit abgeschlossen, 
daß in Kürze mit der Aufnahme der Ver­
handlungen mit der Gewerkschaft gerechnet 
werden kann. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: 20. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Bassetti (OV P) an den Herrn Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, be­
treffend Hochwasserkatastrophe im Jahre 1965 . 

49jM 
Angesichts der Hochwasserkatastrophe im 

Jahre 1965 und des dabei entstandenen großen 

Schadens an Flüssen und Bächen sowie an 
Anlag�n der Wildbach- und Lawinenverbauung 
frage leh, welche Maßnahmen zur Beruhigung 
der gestörten Abflußverhältnisse sowie zur 
Schadensbehebung getroffen wurden. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl. -Ing. Dr. Schleinzer: Herr Abge­
ordneter ! Die Hochwasserkatastrophe des 
Jahres 1965 hat an den Wildbächen und auch 
an den Flußläufen sehr große Schäden verur­
sacht, und zwar durch Hangrutschungen, 
Murabgänge, Geschiebestöße, Uferanrisse, 
Dammbrüche und so weiter. Der Gesamt­
schaden dieser Hochwasserkatastrophe be­
ziffert sich auf 1.540 Millionen Schilling. Für 
die Gesamtsanierung wird vom Bund ein 
Betrag von 1.150 Millionen Schilling erforderlich 
sein, das entspricht etwa 80 Prozent der 
gesamten Baukosten. 

Bei der Schadensbehebung, die ja nicht 
auf einmal durchgeführt werden kann, müssen 
wir unterscheiden: erstens die Sofortmaß­
nahmen, die die Sicherung der Wiederher­
stellung geordneter Abflußverhältnisse zum 
Gegenstand haben, und zweitens die definitiven 
Schutzbauten zur endgültigen Sanierung. 

Auf die Sofortmaßnahmen zur Behebung 
dieser Schäden entfallen etwa 20 Prozent 
der gesamten Baukosten, das sind rund 300 Mil­
lionen Schillin�. Der Beitrag des Bundes für 
diese Sofortmaßnahmen beträgt 230 Millionen 
Schilling. Im September des vergangenen 
Jahres sind diese Sofortmaßnahmen eingeleitet 
worden. Einschließlich der Beiträge der Länder 
und auch der örtlichen Interessenten sind bisher 
mit einem Bauaufwand von 210 Millionen 
Schilling 70 Prozent dieser notwendigen Sofort­
maßnahmen finanziert und auch durchgeführt 
worden. Im Zuge dieser Sofortmaßnahmen 
sind an Flüssen und Bächen in einer Gesamt­
länge von 262 km Räumungen durch­
geführt worden, ebenso ist die Sanierung von 
Damm- und Uferbrüchen an 220 Schaden­
stellen vorgenommen worden. 

Natürlich werden neben diesen Sofortmaß­
nahmen zur Behebung der Hochwasserschäden 
auch die laufenden Aufgaben des Schutz­
wasserbaues weitergeführt. Ich möchte nicht 
ermangeln festzustellen, daß gerade die Er­
fahrung der letzten Hochwasserkatastrophe 
erneut gezeigt hat, daß an den bereits regulier­
ten Flüssen und verbauten Wildbächen nur 
geringe oder gar keine Schäden aufgetreten 
sind. Die Vorbeugung gegen die Auswirkungen 
der Hochwässer ist zweifellos billiger als die 
nachträgliche Behebung der Schäden. Es liegt 
daher im Interesse der gesamten Volkswirt­
schaft, daß in den kommenden Jahren ver­
mehrte Mittel für den Schutzwasserbau bereit­
gestellt werden. 
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Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Bassetti: Herr Bundes­
minister ! Im Sinne Ihrer letzten Ausführungen 
gestatte ich mir die Frage : Welche weiteren 
Maßnahmen könnten noch getroffen werden, 
um Auswirkungen allenfalls möglicher Hoch­
wässer künftig hintanzuhalten ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Es gibt im Grunde genommen keine anderen 
Maßnahmen, als für diese Zwecke vermehrte 
Mittel bereitzustellen. Wir haben im vergange­
nen Jahr einschließlich der Anleihen, die infolge 
der Hochwasserkatastrophen aufgenommen 
worden sind, rund 363 Millionen Schilling ver­
baut. Mit dem Überhang dieser Anleihe­
kredite, die arbeitsmäßig für das Jahr 1966 
zur Verfügung stehen, wird es im heurigen 
Jahr möglich sein, insgesamt mit Bundes­
mitteln ein Bauvolumen von 412 Millionen 
Schilling zu finanzieren. Im Gesamtaufwand 
werden es also um rund 50 Millionen Schilling 
mehr Bundesmittel sein als im vergangenen 
Jahr. 

Ich glaube, es geht aber vor allem darum, 
längerfristig entsprechend ausreichende Mittel 
bereitzustellen, um nicht nur die laufende 
Behebung der Hochwasserschäden zu finan­
zieren, sondern um auch jene Schutzbauten 
durchzuführen, die uns künftig Hochwasser­
schädensanierungen ersparen, zumindest aber 
wesentlich vermindern helfen. 

Präsident: 21 .  Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Staribacher (SPÖ) an den Herrn Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, be­
treffend Verknappung beim Fleischangebot. 

71/M. 
Welche Vorkehrungen haben Sie, Herr 

Bundesminister, getroffen, um die zu erwartende 
Verknappung beim Angebot an Fleisch und 
die damit verbundenen Preissteigerungen abzu­
wehren ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Herr Abgeordneter! Auf Ihre Anfrage darf 
ich zunächst, wenn von einer zu erwartenden 
Verknappung beim Angebot von Fleisch ge­
sprochen wird, doch klarstellen, daß bei 
Rindfleisch von einer Verknappung wohl 
keine Rede sein kann. Nach der letzten Vieh­
zählung vom 15 .  Dezember 1965 war der 
Rinderbestand um 9l .000 Stück höher als 
Ende 1964 . Von diesem vermehrten Rinder­
bestand entfallen 64.000 Stück auf männliche 
Rinder, die ja im wesentlichen die Grundlage 
der Schlachtrinderproduktion darstellen. Die 
vom Statistischen Zentralamt verlautbarten 
Ziffern der Schlachtungsstatistik zeigen im 
übrigen, daß in den ersten drei Monaten dieses 

Jahres um 13.500 Rinder oder um 15  Prozent 
mehr geschlachtet wurden als zur gleichen 
Zeit des Vorjahres. Auch der Bestand an ein­
gelagertem Rindfleisch, der mit Stichtag vom 
1 .  Mai dieses Jahres, umgerechnet auf Rinder, 
rund 7.000 Stück beträgt, liegt damit um rund 
2.400 Stück höher als zur gleichen Zeit des 
Vorjahres. Soviel also zur Frage der Rind­
fieischversorgung. 

Was nun die Schweinehaltung betrifft, 
so hat die Preisentwicklung des Vorjahres 
eine starke Einschränkung der Inlandsproduk­
tion zur Folge gehabt. Dadurch wurden 
im ersten Quartal 1966 um rund 10 Prozent 
weniger Schweine aus der Inlandsproduktion 
angeboten. Als Ausgleich dafür wurde eine 
erhebliche Anzahl Schweine importiert. 

Demzufolge betrug auch der Lagerstand, 
gerechnet mit 1 .  Mai dieses Jahres, rund 
27.000 Stück, die für die zusätzliche Versor­
gung in den Sommermonaten zur Verfügung 
stehen werden. Im übrigen darf wohl nicht 
übersehen werden, daß die Versorgungslage 
bei Schlachtschweinen nicht nur in Österreich, 
sondern schließlich in ganz Europa durch ein 
schwaches Angebot gekennzeichnet ist. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr . Staribacher : Herr Mini­

ster ! Nachdem der Herr Innenminister gesagt 
hat, er könne bezüglich der Preise nichts 
machen, und Sie jetzt erklären, es wäre 
eine genügende Menge vorhanden, dann ist 
doch die große Frage: Wieso ist der Preis 
so hoch, wenn eine genügende Menge vorhanden 
ist 1 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 

Wovon sprechen Sie jetzt � Offenbar von den 
Rindern. 

Abgeordneter Dr. Staribacher : Auch von 
den Schweinen. Es gibt beides. Und von 
den Kälbern, wenn Sie wollen. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Bitte. Es erleichtert mir die Antwort, wenn 
ich weiß, worauf Sie schließlich mit Ihrer 
Frage abzielen. 

Was die Schweine betrifft, habe ich bereits 
ausgeführt, daß wir erhebliche Mengen impor­
tieren, daß das Angebot in ganz Europa 
schwach ist und daß demzufolge der Preis 
letztlich nicht nur von der Inlandsproduktion, 
sondern auch von den Importen her bestimmt 
wird. Damit ist für Sie , glaube ich, diese 
Frage hinreichend beantwortet. 

Was nun den Rindersektor betrifft, so 
war mir Ihre Fragestellung an sich nicht 
ganz klar. Denn wenn ich mir die Statistik 
ansehe, so muß ich zu dem Ergebnis kommen, 
daß erstens in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres die Auftriebe auf den Schlachtrinder-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

märkten in Wien, Linz, Salzburg und Graz 
höher waren als im Vorjahr, zwar unterschied­
lich auf den einzelnen Märkten, aber diese 
erhöhten Auftriebe liegen doch zwischen 6 
und 29 Prozent. Wenn ich mir die Preissitua­
tion, auf diesen ganzen Zeitraum erstreckt, 
vergegenwärtige, so muß ich im übrigen 
feststellen, daß ein Ansteigen der Produzenten­
preise gegenüber dem Vorjahr, gemessen an 
dem gleichen Zeitraum, im großen gesehen 
nicht zu verzeichnen ist. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Staribacher : Herr Land­

wirtschaftsminister ! Das war genau meine 
Zusatzfrage. Die Produzentenpreise, sagen 
Sie, sind unverändert geblieben, teilweise 
sogar gefallen oder nicht wesentlich gestiegen. 
Die Verbraucherpreise - die Erhebungen 
der Arbeiterkammer haben das ergeben -
sind wesent1ich gestiegen. Die Bundeskammer 
behauptet zwar das Gegenteil, aber wir werden 
es ihr noch genau beweisen. Ich frage Sie 
daher : Wenn eine genügende Menge an 
Rindern, an Schweinen durch Importe, an 
Kälbern, soweit wir sie im Inland haben, vor­
handen ist, wie ist es dann möglich, daß die 
Preise für die Verbraucher so stark gestiegen 
sind 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Dazu muß ich zunächst feststellen, daß bei 
den Schweinen die Preise auch bei den Produ­
zenten im heurigen Jahr gestiegen sind, 
nicht zuletzt verursacht durch die Import­
preise, die sich zwangsläufig auf Grund des 
niedrigeren Angebotes auf dem gesamten 
europäischen Markt ergeben. Trotz dieser 
angestiegenen Produzentenpreise darf ich fest­
stellen, daß diese nicht erheblich über einem 
Preisniveau liegen, wie es, allerdings mit 
sehr großen Schwankungen, auch vor zehn 
oder zwölf Jahren schon einmal bestanden 
hat. 

Im übrigen ist die Frage, die Sie hier an 
mich stellen, ressortmäßig an mich nicht 
richtig gestellt. Wenn ich mich recht erinnere, 
sind zwei Fragen dieser Art zuständigkeits­
halber bereits an den Herrn Innenminister 
gestellt und von ihm beantwortet worden. 
(Abg. Dr. Stari bacher :  Der hat auch nichts 
dazu gesagt !) - Abg. Herta W i n kler :  Er hat 
verschwiegen, daß sich die Handelsspannen ver­
doppelt haben !) 

72/M 
In welchem Stadium befindet sich die Pla­

nung der Teilstrecke Mooskirchen-Klagenfurt 
der Autobahn Süd ? 

Präsident : Bitte, Herr Vizekanzler . 

Vizekanzler und Bundesminister für Handel 
und Wiederaufbau Dr. Bock : Die generelle 
Planung des Südautobahnabschnittes Moos­
kirchen-Klagenfurt ist praktisch fertigge­
stellt mit Ausnahme des Bereiches der Scheitel­
strecke auf der Pack, wo noch zwischen einer 
Tunnelvariante - es käme allenfalls ein Tunnel 
von 1,5 km Länge in Frage - und einer offen 
über die Paßhöhe führenden, etwa 100 m 
höher liegenden Trasse zu entscheiden sein 
wird. Im übrigen, Herr Abgeordneter, habe 
ich eine Straßenkarte mitgebracht, wo die 
Planung der Autobahntrasse genau einge­
zeichnet ist. Wenn Sie erlauben, werde ich 
sie Ihnen gerne zur Verfügung stellen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay : Herr Bundesminister ! 
Es dürfte Ihnen nicht unbekannt sein, daß 
durch die Auskohlung zweier großer Bergbaue 
im Köflacher Revier in zirka fünf bis sechsJ ahren 
große wirtschaftliche und strukturelle Schwie­
rigkeiten herankommen werden. Für not­
wendige Betriebsansiedlungen und für den Aus­
bau des Fremdenverkehrsgewerbes ist aber 
eine Verbesserung der Verkehrs lage von wesent­
licher Bedeutung. Welche Auffahrtsstraßen 
zur Autobahn Süd sind nun im Bereich des 
Bezirkes Voitsberg geplant � Stimmt es, wie 
man jetzt im allgemeinen hört, daß nur eine 
Auffahrt im Streckenbereich von ungefähr 
25 km geplant ist ? 

Präsident : Herr Vizekanzler . 

Vizekanzler Dr. Bock : 
im Augenblick überfragt. 
schriftlich beantworten. 

Darüber bin. ich 
Ich werde das 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay : Sind Sie, Herr Bundes­
minister, bereit, wenn diese meine Mitteilung 
stimmt, daß nur eine Auffahrt geplant ist, 
neuerliche Planungsarbeiten vornehmen zu · 
lassen, damit mindestens zwei Auffahrten im 
Bereiche von Voitsberg zur Erschließung des 
Gebietes Bärnbach-Kleinalpe und von Köflach 
zur Erschließung von Piber, Salla und 
Gaberl vorgenommen und eingeplant werden � 

Präsident : Herr Vizekanzler . 

Präsident : Danke, Herr Minister. Vizekanzler Dr. Bock : Ich werde die Frage 
dem Herrn Bundesminister für Bauten und 

Bundesministeriurn für Handel und Wieder- Technik weitergeben, der dann zuständig 
aufbau sein wird, sie zu beantworten. (Abg. Ing. 

Präsident : 22. Anfrage : Abgeordneter Pay Häuser :  Den gibt es ja noch gar nicht ! -

(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für Handel Abg. Probs t : Er hat ja noch gar kein Porte­
und Wiederaufbau, betreffend Autobahn Süd. feuille I) 
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Pr�ident : 23. Anfrage : Abgeordneter Peter 
(FP()j, betreffend EFTA-Konferenz in Ber­
gen. 

57/M 
Welche Schlüsse werden Sie aus dem von 

informierter Seite als unbefriedigend bezeich­
neten Ergebnis der letzten, in Bergen abgehal­
tenen EFTA-Konferenz ziehen ? 

Präsident : Bitte, Herr Vizekanzler. 
Vizekanzler Dr . Bock : Herr Abgeordneter ! 

Ich werde keine Schlüsse ziehen, weil mir 
die von Ihnen genannte angeblich informierte 
Seite nicht bekannt ist und mir daher auch 
nicht bekannt ist, welches angeblich unbe­
friedigende Ergebnis vorliegen soll. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Peter : Bestehen daher nach 

Ihrer Auffassung, sehr geehrter Herr Vize­
kanzler, keine Voraussetzungen dafür, den 
Schritt des Austrittes aus der EFTA nunmehr 
zu setzen 1 

Präsident : Herr Vizekanzler . 

Vizekanzler Dr. Bock : Die Frage steht 
nicht im Zusammenhang mit der Thematik, 
die bei der EFTA-Ministerkonferenz in Bergen 
auf der Tagesordnung gestanden ist. Öster­
reich gibt seinen EFTA-Partnern bei diesen 
Ministerkonferenzen einen umfassenden Über­
blick und Aufschluß über die Verhandlungen 
in Brüssel. Das ist auch das letzte Mal ge­
�chehen. Die Frage der EFTA-Zugehörigkeit 
Österreichs stand nicht auf der Tagesord­
nung. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Peter : Sind Sie daher, Herr 

Vizekanzler, der Meinung, daß Österreich 
nach seinem Weg in die EWG auch weiterhin 
in der EFTA bleiben soll 1 

Vizekanzler Dr. Bock : Das wird ganz vom 
Ergebnis des Vertrages mit Brüssel abhän­
gen. 

Präsident : Danke, Herr Vizekanzler. 
24. Anfrage : Abgeordneter Erich Hof­

stetter (SP()) , betreffend Handels- und Han­
delsa ustausch verträge. 

73/M 
Da in den Handelsverträgen und Handels­

anstauschverträgen mit verschiedenen Ländern 
landwirtschaftliche Kontingente eine bedeutende 
Rolle spielen, frage ich, ob Sie als federführen­
der Ressortminister die Absicht haben, in 
Hinkunft die Erfülhmg dieser Verträae durch 
Österreich sicherzustellen. 

'" 

Präsident: Bitte, Herr Vizekanzler. 
Vizekanzler Dr. Bock : Herr Abgeordneter ! 

Die landwirtschaftlichen Importkontingente 
bei den Handelsverträgen werden ausnahmslos 

dann ausgenützt, wenn der Vertragspartner, 
nämlich der ausländische Exporteur, in der 
Lage ist, lieferfähige Angebote zu machen. 
Ich kann sogar sagen, daß die Kontingente, 
deren Lizensierung beim Landwirtschaftsmini­
sterium liegt, sehr oft auch noch weitgehend 
überzogen werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Erich Hofstetter: Herr Mini­

ster ! Ist die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
der Kontingente nicht darauf zurückzuführen, 
daß die Verträge, was den Viehimport betrifft, 
zu kurzfristig abgeschlossen werden ? 

Präsident: Herr Vizekanzler . 
Vizekanzler Dr. Bock : Die meisten der in 

Frage kommenden Verträge sind heute bereits 
Fünfjahresverträge, und die Kontingente wer­
den jährlich zu einem festgesetzten Termin so 
rechtzeitig ausgehandelt, daß aus diesen Grün­
den keine Lieferschwierigkeiten entstehen 
können. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Erich Hofstetter: Könnte 

nicht, wenn irgendein Druck bei der Nachfrage 
nach Fleisch, zum Beispiel beim Vieh, besteht, 
eine Quasiliberalisierung durchgeführt werden 1 
Oder würden hier Schwierigkeiten mit dem 
zuständigen Ministerium für Landwirtschaft 
entstehen ? 

Präsident : Herr Vizekanzler . 
Vizekanzler Dr. Bock : Es bestehen gar keine 

Schwierigkeiten mit dem Landwirtschafts­
ministerium, weil sich diese Frage nach dem 
Marktordnungsgesetz regelt, ganz abgesehen 
davon, daß die begehrten und von Österreich 
gewünschten Viehimporte vor allem im letzten 
Jahr gar nicht durchgeführt werden konnten, 
weil das Angebot auf den internationalen 
Märkten viel zu gering war. 

Präsident : Danke, Herr Vizekanzler -

Bundesministerium für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft 

Präsident : 25. Anfrage : Abgeordneter Fach­
leutner (Ö VP) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, be­
treffend Fernsprechnetz in Hollabrunn. 

50jM 
Wa.nn ist mit der V ollautomatisieI'lmg des 

Fernsprechnetzes in der Stadt Hollabrunn zu 
rechnen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­

tätswirtschaft Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß : 
Herr Abgeordneter ! Die Vollautomatisierung 
in Österreich wird laufend fortgesetzt und soll 
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Bundesminister Dr. DipL-Ing. Weiß 

bis zum Ende des Jahres 1970 vollendet sein. 
Was die Vollautomatisierung des Fernsprech­
netzes in der Stadt Hollabrunn betrifft, muß 
ich sagen, daß dort ein neues Wähl-, Verbund­
und Netzgruppenamt gebaut werden muß, in 
dem auch das neue Postamt untergebracht 
werden soll. Derzeit ist das Projekt in Arbeit, 
und es kann angenommen werden, daß mit 
den Bauarbeiten im Jahre 1967 begonnen 
wird. Die Bauzeit wird ungefähr eineinhalb bis 
zwei Jahre dauern. Es ist dann noch ungefähr 
ein halbes Jahr erforderlich, um die elektrische 
Ausrüstung fertigzustellen, sodaß Mitte 1969 
mit der Vollautomatisierung im Bereich der 
Stadt Hollabrunn gerechnet werden kann. 

Präsident : 26. Anfrage : Abgeordneter Früh­
bauer (SPÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, betreffend 
Bekanntgabe wichtiger Mitteilungen an den 
Nationalrat. 

74/M 
Sind Sie bereit, dafür zu sorgen, daß wichtige 

Mitteilungen, wie zum Beispiel die N eufest­
setzung von Eisenbahntarifen. in Hinkunft 
zuerst dem Nationalra.t bekanntgegeben wer­
den ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß : Herr 
Abgeordneter ! Ich bin gerne bereit, wichtige 
Mitteilungen dem Nationalrat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern dazu im Rahmen der 
Geschäftsordnung des Nationalrates die Mög­
lichkeit besteht. 

Was die Tariferhöhungen betrifft, so ist der 
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft wohl Antragsteller, aber nicht ent­
scheidend ; die Entscheidung über Tarifer­
höhungen trifft bekanntlich der Hauptaus­
schuß des Nationalrates. Ich halte es also bei 
Tariferhöhungen an sich nicht für erforderlich, 
daß vorher das Plenum des Nationalrates ver­
ständigt wird, weil der Nationalrat ohnedies 
die zuständige beschließende Stelle ist. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Frühbauer : Herr Minister ! 
Allgemein wird von allen Parteien und Man­
dataren in der Öffentlichkeit immer für die 
Aufwertung des Parlaments eingetreten. 
Glauben Sie nicht, daß Ihre Vorgangsweise 
der Information der Öffentlichkeit über die 
Tariferhöhungen bei den Eisenbahnen nicht 
dazu geeignet ist, die bestrebte Aufwertung 
des Parlaments wesentlich zu unterstützen 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl. -Ing. Weiß : Herr 
Abgeordneter ! Auf Grund des § 15  der Ge­
schäftsordnung des Nationalrates ist es mög­
lich, daß der Bundesminister dem Nationalrat 
über sehr wichtige Vorkommnisse oder wichtige 

Vorhaben Bericht erstattet. Ich bin gerne 
bereit und habe auch die Absicht, in der 
Zukunft auf Grund des § 15 dem Nationalrat 
Berichte über wichtige Dinge, die mein Ressort 
betreffen, zu geben. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Frühbauer : Herr Minister ! 
Eine ebenso wichtige Frage für die Wirtschaft 
und die Bevölkerung, aber auch für das Per­
sonal der Österreichischen Bundesbahnen be­
deutet zum Beispiel die Fortsetzung der 
Elektrifizierung. Bei der Eröffnungsansprache 
in Graz haben Sie festgestellt, daß auch die 
Strecke Graz-Spielfeld-Straß als nächste 
Etappe der Elektrifizierung in Aussicht ge­
nommen ist. Interessanterweise haben aber 
alle Wiener Presseerzeugnisse vom Montag 
übereinstimmend geschrieben, daß in Zukunft 
nur noch die Strecke Linz-Spital am Pyhrn 
und Selzthal-St. Valentin beziehungsweise 
Amstetten elektrifiziert werden soll. Inwie­
weit entspricht das den Tatsachen 1 Kann mit 
der Elektrifizierung der Strecke Graz-Spiel­
feld-Straß gerechnet werden 1 Oder stimmen 
die Pressemeldungen 1 

Präsident : Das hängt zwar eigentlich mit 
dem Thema nicht mehr zusammen - aber 
bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß : Ich 
wollte eben sagen : Das hängt zwar an sich 
mit dem Thema nicht zusammen, ich bin aber 
gerne bereit, Ihnen genau darüber Aufschluß 
zu geben - allenfalls schriftlich -, was in 
dieser Beziehung weiterhin noch geplant ist. 

Präsident:  Die Fragestunde ist b ee n det .  
Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­

ordneten Haberl, um die Verlesung des E i n­
l a ufe s. 

Schriftführer Haberl : 
"An den Herrn Präsidenten des National­

rates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 1 1 .  Mai 1966, ZI. 4226, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß in der 
Zeit vom 24. Mai bis 27. Mai 1966 den Bundes­
minister Dr. Vinzenz Kotzina mit dessen Ver­
tretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident : Dient zur Kenntnis. Bitte fortzu­
setzen. 
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Schriftführer Haberl : 

,A nden Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 24. Mai 1966, Zl. 4540, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Justiz Dr. Hans Klecatsky in der 
Zeit vom 24. bis 28. Mai 1966 den Bundes­
minister für Inneres Dr. Franz Hetzenauer 
mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident : Dient zur Kenntnis. Bitte fortzu­
setzen. 

Schriftführer Haberl : Von der Bundesre­
gierung sind folgende Vor lagen  eingelangt : 

Bundesgesetz über die Studien an den 
wissenschaftlichen Hochschulen (Allgemeines 
Hochschul-Studiengesetz) (22 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über sozialwissenschaftliche 
Studienrichtungen (24 der Beilagen).  

Ferner sind eingelangt : 

Bericht des Verwaltungsgerichtshofes über 
seine Tätigkeit im Jahre 1964 - Vorlage durch 
den Bundeskanzler ; 

Bericht der Bundesregierung an den Na­
tionalrat, betreffend den Tätigkeitsbericht des 
Verwaltungsgerichtshofes über das Jahr 1964 ; 

Bericht des Bundesministers für Inneres über 
die Konstituierung und 1 .  Sitzung der nach 
Artikel 1 des Vertrages zwischen der Republik 
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik 
über das Verfahren zur Untersuchung von 
Vorfällen an der gemeinsamen Staatsgrenze,  
BGBL Nr. 73/ 1965, vorgesehenen Untersu­
chungskommission ; 

Bericht der Bundesregierung über Neu­
fassung des Bundesverfassungsl'echtes. 

Präsident : Die Zuweisungen werde ich mor­
gen in der nächsten Sitzung vornehmen. 

Ich nehme eine Umstellung der Tagesord­
nung gemäß § 38 Abs . 4 Geschäftsordnungs­
gesetz in der Weise vor, daß Punkt 1 1  vor-

- gezogen wird und nach Punkt 5 zur Verhand­
lung gelangt. Wird gegen diese Umstellung 
der Tagesordnung ein Einwand erhoben ? -
Es ist nicht der Fall. Demnach wird Punkt 1 1  
nach Punkt 5 zur Verhandlung gelangen. 

Es ist mir der Antrag zugekommen, den 
Punkt 9 :  Bericht des Handelsausschusses 
ii.ber die Regierungsvorlage (14 der Beilagen) : 

Außenhandelsgesetznovelle 1966, von der 
heutigen Tagesordnung abzusetzen. Ich lasse 
über diesen Antrag abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. Dieser Punkt wird 
auf die Tagesordnung der morgigen Sitzung 
gestellt werden. 

1. Punkt : Neuwahl eines Ordners 

Präsident : Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Neuwahl eines 
Ordners. 

Der Abgeordnete Gratz hat sein Ordneramt 
niedergelegt. Es wurde vorgeschlagen, an 
seiner Stelle Abgeordneten Weikhart zum 
Ordner zu wählen. 

Die Wahl der Ordner ist gemäß § 67 Abs. 1 
Geschäftsordnungsgesetz mittels Stimmzettel 
vorzunehmen. Sie finden die Stimmzettel in 
Ihrem Pult vorbereitet. Es sind dies leere 
weiße Karten mit dem Aufdruck "Nationalrat". 
Ich bitte, ausschließlich diese als Stimmzettel 
zu verwenden. Leere Stimmzettel sind un­
gültig. 

Ich bitte jene Abgeordneten, die dem 
Wahlvorschlag zustimmen, auf den Stimm­
zettel entweder "Wahlvorschlag" oder den 
Namen des Vorgeschlagenen zu setzen. Die­
jenigen Abgeordneten, die diesem Wahlvor­
schlag nicht zustimmen, bitte ich, den Namen 
des von ihnen Vorgeschlagenen auf dem Stimm­
zettel zu vermerken. 

Ich bitte nunmehr, die Stimmzettel auszu­
füllen. Die Beamten des Hauses ersuche ich, 
die Stimmzettel einzusammeln. (Beamte des 
H aUSe8 sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die Stimmenabgabe ist geschlossen. Ich 
ersuche die Schriftführer, gemeinsam mit den 
Beamten des Hauses das Skrutinium vorzu­
nehmen. Die Sitzung wird zu diesem Zweck 
auf einige Minuten unterbrochen. 

Die Sitzung wird um 11 Uhr 10 Minuten 
unt erbr o c h e n  und um 11 Uhr 15 Minuten 
wiederaujge nomm e n. 

Präsident : Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf und gebe das Wahlresultat 
bekannt : 

Abgegeben wurden 147 Stimmen, leer ist 
ein Stimmzettel, somit sind 146 gültig. 
Die absolute Mehrheit beträgt 74. Auf den 
Wahlvorschlag entfielen 144 Stimmen. Der 
Herr Abgeordnete Weikhart erscheint somit 
zum Ordner gewählt. Ich frage den Gewählten, 
ob er die Wahl annimmt. 

Abgeordneter Weikhart:  Ja ! 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 80

www.parlament.gv.at



300 Nationalrat XI. GP. - 7. Sitzung - 24. Mal 1966 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (18 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Bundes­
mineralölsteuer (Bundesmineralölsteuergesetz 

- BMinStG.) (25 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung : Bundesmineralölsteuergesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger. Ich bitte ihn, zum Gegenstande 
zu berichten. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Der Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer ist 
eine ausschließliche Bundesabgabe, die zweck­
gebunden ist . Vom Ertrag des Bundeszu­
schlages sind 20 Prozent zur Bedeckung der 
Erfordernisse des Ausbaues der Autobahnen 
und 80 Prozent zur Bedeckung der Erforder­
nisse des Ausbaues und der Erhaltung der 
anderen Bundesstraßen und der Erhaltung der 
Autobahnen zu verwenden. 

Die Mineralölsteuer ist eine gemeinschaft­
liche Bundesabgabe, die nicht zweckgebunden 
ist und deren Ertrag derzeit zwischen dem 
Bund, den Ländern und den Gemeinden im 
Verhältnis 26 : 64 : 10 aufgeteilt wird. 

Die überaus starke und rasche Zunahme des 
Kraftfahrzeugverkehrs macht den beschleunig­
ten Ausbau des Straßennetzes erforderlich. 
Ein Teil der hiefür dringend notwendigen zu­
sätzlichen finanziellen Mittel soll durch eine 
Erhöhung der verbrauchsteuerlichen Belastung 
der Mineralöle aufgebracht werden. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
soll die Verbrauchsteuererhöhung für die dem 
höheren Steuersatz unterliegenden Mineralöle, 
insbesondere Benzin und Benzol, 27 S und für 
die dem niedrigeren Steuersatz unterliegenden, 
insbesondere Petroleum und Dieselöl, 23 S 
für 100 kg betragen ;  daraus würde sich eine 
durchschnittliche Erhöhung der Steuerbe­
lastung eines Liters Treibstoff um rund 20 Gro­
schen ergeben. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 16. Mai 
1966 beraten. In der Debatte ergriffen außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Kul­
hanek, Weikhart, Dr. van Tongel, Mitterer, 
Dr. Staribacher, Czettel und Dipl. -Ing. 
Dr. Oskar Weihs sowie der Herr Bundesminister 
für Finanzen das Wort. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetz­
entwurf mit Stimmenmehrheit angenommen. 
Ferner hat der Ausschuß die dem Ausschuß­
bericht beigedruckte, von den Abgeordneten 
Dr. Hauser und Kulhanek beantragte Ent­
schließung mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Im Namen des Finanz- und Budgetaus­
schusses stelle ich somit den Antr ag, der 
Nationalrat wolle 

I. dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (18 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen und 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung annehmen. 

Gleichzeitig schlage ich vor, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand hie­
gegen wird nicht erhoben. General- und Spe­
zialdebatte werden daher unter einem vorge­
nommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Weikhart. (Abg. Dr. Gorbach:  Der neue 
Ordner ! - Heiterkeit.) Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Weikhart (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Von der Ö VP­
Regierung liegt eine Regierungsvorlage, be­
treffend die Erhöhung der Mineralölsteuer , 
vor, die im Endeffekt eine Verteuerung pro 
Liter Benzin oder Gasöl um 20 Groschen nach 
sich ziehen wird. Diese Erhöhung bedeutet 
eine zusätzliche Belastung von rund 450 Millio­
nen Schilling pro Jahr für die Verbraucher. 
Diese Vorlage ist ohne Zweifel der Beginn von 
Preis- und Tariferhöhungen, die einen starken 
Griff in die Geldbörsen der Verbraucher zur 
Folge haben werden. 

Welch ein Wandel hat sich da innerhalb 
von sieben Monaten seit den gescheiterten 
Budgetverhandlungen im Herbst des vergan­
genen Jahres innerhalb der Österreichischen 
Volkspartei vollzogen ! Ich erinnere daran, 
daß die Regierung nach dem Scheitern der 
Budgetverhandlungen im Oktober des vergan­
genen Jahres deshalb zurückgetreten ist, 
weil es wegen der vom Finanzminister gefor­
derten Steuer- und Tariferhöhungen zwischen 
den beiden damaligen Koalitionsparteien 
zu keiner Einigung gekommen ist. Wir Soziali­
sten lehnten schon damals eine Erhöhung 
von Steuern und Tarifen ab. Während des 
ganzen Wahlkampfes bestritt die Österreichi­
sche Volkspartei in ihren Wählerversamm­
lungen in Wort und Schrift, jemals Tarif­
und Steuererhöhungen für das Budget 1966 
gefordert zu haben. Wenn, so wurde damals 
allseits behauptet, so etwa� gesagt wird, 
sei das eine Lüge beziehungsweise eine bös­
willige Erfindung der Sozialisten. 

Nun sind die Wahlen längst vorbei, aber 
mit dieser zur Debatte stehenden Regierungs­
vorlage bricht die Österreichische Volkspartei 
ihr damals gegebenes Wahlversprechen. 
(Abg. Pay : Wie 80 oft !) Es wird also erhöht, 
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Weikhart 

und diese Vorlage ist sozusagen der Beginn, 
und sie wird eine Reihe von echten und emp­
findlichen Preis verteuerungen verursachen. 

Schon in ganz kurzer Zeit, mit 1 .  Juni 
dieses Jahres, soll die Verteuerung für Benzin 
und Gasöl in Kraft treten. Wir haben aus 
der Presse gelesen und gehört : Mit 1 .  August 
werden die Eisenbahn- und Autobustarife 
erhöht. Wir haben ebenso aus dem Reigen 
der ÖVP-Presse vernommen, daß uns eine 
:Milch- und Brotpreiserhöhung in späterer 
Folge ins Haus stehen wird. Die derzeitigen 
Preiserhöhungen auf dem Fleischmarkt haben 
wir in der Fragestunde von den Abgeordneten 
kennengelernt. Durch eine Pressekonferenz 
und durch eine sogenannte Bundesversamm­
lung des Österreichischen Haus- und Grund­
besitzerbundes wurde der Öffentlichkeit von 
der Forderung nach einer stufenweisen Er­
höhung des Hauptmietzinses zunächst "bloß 
nur" um das Doppelte Mitteilung gemacht. 

Durch die Erhöhung der Mineralölsteuer 
und durch die Erhöhung der Eisenbahn- und 
Autobustarife, insbesondere aber durch die 
kommende Erhöhung des Gütertarifes werden 
sich unweigerlich die Transportkosten erhöhen. 
Diese wieder werden, wie wir aus jahrzehnte­
langer Erfahrung wissen, wieder auf die Waren 
umgewälzt, und so wird eine allgemeine Ver­
teuerung die Folge sein. 

Durch diese Politik gibt die Österreichische 
Volkspartei das allgemeine Signal zum neuer­
lichen Hinaufnumerieren der Preise. Was 
lesen wir heute im ÖVP-"Volksblatt" ? 
"Klaus" - so steht auf der ersten Seite im 
Titel - "warnt vor Preiserhöhungen." (Abg. 
Li b a l :  Das ist eine Frotzelei !) "Die Dämpfung 
der Lohn- und Preisentwicklung bezeichnete 
Bundeskanzler Dr. Klaus gestern vor einem 
Konsumentenparlament in der ÖVP-Bundes­
partei leitung als eine der vordringlichsten 
Aufgaben der Bundesregierung." "Der Bun­
deskanzler betonte" - so lesen wir weiter -, 
"daß etwa die Erhöhung der Mineralölsteuer 
kein Freibrief für weitere Preiserhöhungen 
sein dürfe ." Es scheint auch der Herr Bundes­
kanzler als Folge dieser Erhöhung Preis­
steigerungen zu befürchten. 

Aus dieser Erwägung erklären wir Soziali­
sten neuerlich, so wie wir dies bereits bei den 
Budgetverhandlungen im Herbst des vergange­
nen Jahres getan haben, daß wir grundsätzlich 
gegen die Erhöhung der Mineralölsteuer sind 
und daher diese Regierungsvorlage wegen 
ihrer weitreichenden wirtschaftlichen Schädi­
gung ablehnen. (Abg. Dr. We ißmann:  Auch 
bei der Straßenbahn ? - Abg. Dr. Pit terma n n :  
Sagen Sie das der Frau Schaumayer ! Sie ist ja 
Ihr Stadtrat ! Die Tramway wird in Wien schwarz 
geführt ! - Abg. Dr. Gorbach:  Lauter Schwarz­
fahrer ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Wir haben schon im Finanzausschuß er­
klärt, daß wir diese Steuer, die jetzt zur Dis­
kussion steht und nach dem Willen der ÖVP­
Mehrheit heute beschlossen werden soll, als 
ungerecht bezeichnen. Im Zuge des techni­
schen Fortschritts haben sich in den letzten 
Jahren tausende Haushalte auf die Ölofen­
heizung umgestellt, die jetzt durch die Er­
höhung der Mineralölsteuer stark betroffen 
werden. Der Verbrauch von Heizöl für den 
genannten Zweck hat absolut nichts mit dem 
Straßenbau zu tun, und dennoch macht die 
Regierungsvorlage keinen Unterschied. 

Gegen die Erhöhung der lVIineralölsteuer 
werden ebenso schwerste Bedenken aus Kreisen 
des Gewerbes erhoben wie auch von den großen 
Verbänden, etwa ÖAMTC und ARBÖ. Ebenso 
ist bereits der Verband der Tankstellenhalter 
in Österreich auf den Plan getreten. Im Zu­
sammenhang damit verlangt der Verband 
eine Erhöhung der Verdienstspanne. Jeder 
Abgeordnete im Haus hat sicherlich dieses 
Memorandum erhalten, in dem es heißt : 

"Das Tankstellengewerbe . . .  hat in zahl­
reichen Denkschriften, Vorsprachen, Verhand­
lungen in Verbindung mit der Bundeskammer 
sowie Pressekonferenzen und Presseaussen­
dungen einwandfrei nachgewiesen, daß eine 
Erhöhung der Verdienstspanne dringend not­
wendig ist. 

Die Notwendigkeit einer Provisionserhö­
hung wurde nach eingehender Prüfung von 
allen beteiligten Stellen schließlich einwandfrei 
anerkannt und mangels anderer Möglichkeiten 
als einzige Lösung die Beteiligung an einer 
Preisregulierung vorgeschlagen. Aus diesem 
Grund" - so lesen wir weiter in diesem 
Memorandum - "hat die Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft im August 1 965 
einen entsprechenden Antrag bei der Pari­
tätischen Kommission für Preisbildung ein­
gebracht. " 

Die Österreichische Volkspartei scheint sich 
nicht gerade wohl in ihrer Haut bei dieser 
V orlage zu fühlen. 

Bei der Bundeswirtschaftskammer und auch 
beim Finanzministerium sind Delegationen, 
Proteste und Vorsprachen am laufenden Band 
abgerollt. Wir sehen auch aus einer Mit­
teilung des ÖVP-"Volksblattes" vom ver­
gangenen Samstag, daß sich dabei etwas 
getan haben muß, weil hier von einer Dele­
gation des ÖAMTC unter der Führung von 
Präsident Mautner Markhof gesprochen 
wurde. An dieser Sitzung nahm auch der Präsi­
dent der Nationalbank Dr . Kamitz und 
Nationalrat Ing. Helbich als Vertreter der 
österreichischen Straßengesellschaft teil. "Im 
Verlauf der Aussprache" - so lesen wir -
"konnten die Bedenken des ÖAMTC gegen 

24 
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die bevorstehenden Maßnahmen weitgehend 
zerstreut werden." Also nicht "zerstreut" , 
sondern nur "weitgehend zerstreut" ! (Abg. 
Dr. Pi t t erman n :  So weit wie die Autobahn 
über die Strengberge I) 

"Finanzminister Dr. Schmitz betonte weiter, 
daß im Budget 1966" - so lesen wir aus der 
ÖVP-Zeitung - "der volle Betrag der Mineral­
ölsteuer dem Straßenbau zur Verfügung ge­
stellt wird ."  

Ich lese in diesem Zusammenhang weiter : 
"Was die Kürzung im außerordentlichen 

Budget 1966 betrifft, so stellte der 
Minister fest, daß es sich dabei zum größten 
Teil nicht um eine Kürzung, sondern um eine 
Verschiebung in die ordentliche Gebarung 
handelt." 

Der Minister meint also, es handelt sich 
nicht um Kürzungen, sondern um Verschie­
bungen in die ordentliche Gebarung. Hoch­
geschätzter Herr Finanzminister ! Das glauben 
wohl Sie selber auch nicht ! Ich werde das 
unter Umständen beweisen. Sie glauben nicht, 
daß es da bloß um eine Verschiebung geht. 
Ich zitiere aus dem vorliegenden Budget­
entw'urf: 

Im Jahre 1 965 war in der außerordentlichen 
Gebarung für den Straßenbau ein Betrag von 
300 Millionen Schilling eingesetzt. Für das 
Jahr 1966 präliminiert nach den uns zuge­
kommenen Unterlagen der Finanzminister 
bloß 175 Millionen Schilling, also um 125 
Millionen Schilling weniger. Er sagt nun : 
Das ist die Verschiebung in die ordentliche 
Gebarung. Wie sieht diese nun aus 1 1 965 
war in der ordentlichen Gebarung für den 
Straßenbau ein Betrag von 2.940 Millionen 
Schilling vorgesehen, und 1966 sind es 3.369 Mil­
lionen Schilling, also eine Mehrdifferenz von 
429 Millionen Schilling. 

Wenn wir aber den Bundeszuschlag zur 
Mineralölsteuer , den letzten Endes j edel' Kraft­
fahrer durch den Kauf von Benzin und Gasöl 
beisteuert und der außerdem gesetzlich zweck­
gebunden ist, betrachten, dann sehen wir, 
daß dieser Bundeszuschlag im Jahre 1965 
2 .880 Millionen betrug, 1966 aber 
auf 3 .305 Millionen steigt. Das ist ein Mehrauf­
kommen von 425 Millionen Schilling. Dieses 
Mehraufkommen beim Zuschlag zur Bundes­
mineralölsteuer bezieht nun praktisch der 
Finanzminister für sich. Diesem Mehrauf­
kommen steht ein Mehrbetrag in der ordent­
lichen Gebarung von rund 429 Millionen Schil­
ling gegenüber. 

Das heißt, hochgeschätzter Herr Finanz­
ministel' : Sie schmücken sich mit den Federn 
der Kraftfahrer, die letzten Endes das Mehr, 
weil zweckgebunden, selber beisteuern, und 
Sie geben nur für das Jahr 1966 von einer 

Gesamtausgabenpost in der ordentlichen Ge­
barung von rund 68 Milliarden weniger als 
einen Bettel : 4 Millionen Schilling steuern 
Sie zum Straßenbauprogramm des Jahres 1966 
bei . Sie nennen das eine Verschiebung. Ge­
statten Sie mir, Herr Finanzminister, daß ich 
ein hartes Wort sage : Sie nennen das eine 
Verschiebung, ich nenne das eine Verdrehung 
der Tatsachen, wie Sie aus den Zahlen prak­
tisch ja selber genau wissen. 

Das Schuldbewußtsein der Österreichischen 
Volkspartei sah man sehr deutlich im Finanz­
ausschuß selbst. Der Herr Vorsitzende, mein 
Freund, der Herr Abgeordnete Prinke, lächelt 
ja bereits. (Abg. M i t t erer :  Aber über die 
Vorlage, nicht über Sie I) Einige von uns - ich 
möchte sagen, im Proporz aufgeteilt : 7 von 
der Ö VP und 7 von der SPÖ - sind schon 
seit dem Jahre 1945 in diesem Hohen Hause 
beziehungsweise haben die Ehre, seit 1945 
diesem Hohen Hause anzugehören. Aber so 
etwas hat es noch nie gegeben: daß der 
Finanzminister schon das Wort erhält, bevor 
noch der Berichterstatter zu dem Tagesord­
nungspunkt die Verhandlung einleitet. Ich 
verstehe es schon : Der Herr Finanzminister 
mußte sich außerordentlich tummeln, daß 
er etwas an den Mann bringt. Darf ich dazu 
einen Ausschnitt aus der "Wiener Zeitung" 
vorlesen : 

"Vor Beginn der Verhandlungen gab Finanz­
minister Dr. Schmitz eine kurze Erklärung ab, 
in der er mitteilte, daß die Änderung der 
Mineralölsteuer nur deswegen in dieser Form -
nämlich ohne daß für die Heizölverbraucher 
etwas vorgesehen ist - behandelt wird, weil 
die Besteuerung des Heizöls nicht eine Frage 
der Mehrbelastung um 20 Groschen, sondern 
der bereits existierenden steuerlichen Belastung 
von 95 Groschen ist. 

Im Finanzministerium sollen Mittel und 
Wege geprüft werden, um eventuell noch vor 
der neuen Heizperiode neue Wege zu er. 
schließen, die eine Verbilligung des Heizöls 
ermöglichen könnten. "  

Jetzt kam wieder etwas Eigenartiges : Seit 
dem Jahre 1945 - ich berufe mich nur auf 
das Jahr 1945 - war es immer Usus, daß als 
erster Diskussionsredner ein Redner der Oppo­
sition das Wort erhält. (Abg. Dr. Pi t t er­
man n :  Nach der Geschälf.'Jordnung I) Aber nein, 
auch hier mußte man rasch vorwärtskommen, 
um der Opposition zuvorzukommen : es erhielt 
der Sprecher der Regierungspartei, der sehr 
geschätzte Herr Abgeordnete Kulhanek, das 
Wort. Was sagte nun Kulhanek ? Abgeordne. 
tel' Kulhanek von der Österreichischen Volks­
partei brachte in einem Entschließungsantrag 
vor, die Bundesregierung möge die Frage 
prüfen, "inwieweit der Preis für Gasöl für Heiz-
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zwecke durch eine steuerliche Entlastung oder 
sonstige geeignete Maßnahmen verbilligt wer­
den kann". Eine entsprechende Vorlage soll 
dem Nationalrat bis 30. September dieses 
Jahres zugeleitet werden. 

Abgesehen von allem wissen wir, daß am 
30. September das Haus zur Herbstsession 
noch nicht einberufen ist ; das aber nur 
nebenbei. 

Er schlug also praktisch vor, man solle 
begutachten, man solle prüfen. 

Auch in der Frage der Begutachtung ist eine 
interessante Feststellung zu machen. Auch 
hier hat das zuständige Finanzministerium 
nicht das Gesetz eingehalten. Diese Regierungs­
vorlage, die uns heute vorliegt, ist den Kammern 
überhaupt nicht zur Begutachtung vorgelegt 
worden. Die Arbeiterkammer hat uns mit­
geteilt, daß sie am 11 .  Oktober des vergangenen 
Jahres mit einem Begutachtungsakt beglückt 
wurde und gleichzeitig mit dem Vermerk : 
Die Begutachtung hat bis zum 15 .  Oktober zu 
erfolgen. Sollte bis 15 .  Oktober keine Antwort 
einlangen, dann gilt diese keine Antwort als 
Zustimmung. - Auch eine sonderbare Aus­
legung, möchte ich schon sagen. (Abg. Mi t­
t e r e r :  Qui tacet, consentire videtur ! Das haben 
schon die alten Römer gesagt ! - Abg. Dipl . ­
Ing. Dr. O. Wei hs: Si tacuisses, philosophus 
mansisses ! - Abg. Dr. Weißmann:  Beleid1'gen 
Sie doch nicht Ihren Redner ! - Weitere 
Zwischenrufe. - A bg. Dr. P i t t e r m an n :  
Er hat ja keinen Heiligenschein, sondern 
den H eilingsetzer ! - Heiterkeit. - Zwischenruf 
des Abg. Dr. van Tonge l.) 

Präsident: Die Lateinstunde ist beendet. 
Bitte, Herr Redner. 

Abgeordneter Weikhart (fortsetzend) : Wenn 
es der Österreichischen Volkspartei und auch 
der Regierung, die eine Alleinregierung der 
ÖVP ist, ernst gewesen wäre mit der Heraus­
nahme des Heizöls aus dieser Regierungsvor­
lage, hätte sie schon längst die Voraussetzun­
gen schaffen können, weil dem Finanzmini­
sterium gerade diese Voraussetzungen schon 
seit langem bekannt gewesen sind. Auch der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 
auch dem Herrn Abgeordneten Kulhanek. 
Die Mineralölwirtschaft hat nämlich dem 
Finanzministerium schon vor langer Zeit ein 
diesbezügliches Memomndum mit allen Details 
vorgelegt. In diesem Memorandum wurde von 
der Mineralölwirtschaft vorgeschlagen, über­
haupt auf den Zuschlag zum Heizöl zu ver­
zichten ! 

Dieser Vorschlag hatte ja an und für sich 
eine ge�wisse Berechtigung. In den meisten 
Ländern Westeuropas i<;t nämlich in den 
letzten Jahren der Beda!'f an Heizöl für Öl-

feuerung beziehungsweise für die Ölöfen ge­
waltig angestiegen, interessanterweise in Öster- � 

reich nicht. Bei uns kann das Gasöl für Heiz­
zwecke nur unzureichend abgesetzt werden. 
Der Grund liegt, wie uns Fachleute mitteilen, 
darin, daß Heizöl durch die Belastung mit 
der Mineralölsteuer heute das teuerste Reiz­
mittel darstellt. Die österreichischen Raffine­
rien müssen daher nolens volens, möchte ich 
sagen, die Überschüsse, die bei ihnen lagern, 
nach Süddeutschland exportieren. Bei diesen 
Exporten, die notgedrungen durchgeführt 
werden, werden Preise erzielt, die die Geste­
hungskosten dieses Produktes fast nicht mehr 
decken. Es sind übrigens draußen die Preise 
in letzter Zeit neuerlich um 30 Prozent ge­
sunken. 

Die inländische Mineralölindustrie steht vor 
fast unüberwindbaren Schwierigkeiten, und es 
ist die Frage : Wie könnten diese Schwierig­
keiten behoben werden 1 Ohne Zweifel durch 
einen höheren Absatz , durch einen größeren 
Bedarf an Heizöl im Inland. Aber der Finanz­
minister beziehungsweise das Finanzmini­
sterium macht gerade das Gegenteil. Es 
erhöht den Zuschlag und verteuert nun noch 
mehr, als es bisher der Fall gewesen ist, dieses 
Produkt. Dann darf es uns absolut nicht 
wundern, wenn der Absatz, statt wie in an­
deren Ländern sprunghaft zu steigen, in 
Österreich stagnierend ist. 

In Deutschland zum Beispiel, wenn ich dem 
Hohen Haus bezüglich der steuerlichen Be­
lastungen einen Hinweis geben kann, beträgt 
die steuerliche Gesamtbelastung für Heizöl 
10 D-Mark pro Tonne, das sind also 65 S pro 
Tonne. In Österreich beträgt sie infolge der 
Mineralölsteuer und der Umsatzsteuer im 
Kleinhandel 1 .240 S pro Tonne. Darüber 
hinaus kommen noch außerdem 124 S pro 
Tonne durch Förderzins und Umsatzsteuer 
auf das Rohöl sozusagen hinzu. 

Der Verbrauch von Heizöl für die Ölofen­
heizung wurde von Fachleuten in Österreich 
für das Jahr 1965 mit zirka· 67 .000 t 
geschätzt, wobei sich die Fachleute einig sind, 
daß kaum noch mit höheren Zuwachsraten bei 
diesem Produkt zu rechnen ist. Die gleichen 
Fachleute glauben aber, unter Berücksichti­
gung del' neuerlichen Erhöhung der Mineralöl­
steuer ab 1. Juni dieses Jahres, daß mit einem 
Rückgang auf 40.000 t pro J alu ge­
rechnet werden muß. Auf Grund der Erfah­
rungen in Deutschland, in Frankreich, in 
England, in Italien und so weiter behaupten 
unsere Fachleute, daß sich bei Wegfall des 
Minel'alölzuschlages für Heizöl der Verbrauch 
innerhalb von fünf Jahren auf das Neunfache 
erhöhen würde und daß damit aber auch der 
Fiskus einen entsprechenden Anteil erhalten 
könnte. 
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Nicht uninteressant - ich habe mir diese 
Unterlagen verschafft - ist der Heizölver­
brauch beispielsweise in Frankreich oder in 
Deutschland gegenüber jenem in Österreich. 
In Frankreich betrug 1958 der gesamte Heizöl­
verbrauch für die Öfenheizung im ganzen 
Jahr rund 3 Millionen Tonnen . Das sind, 
errechnet pro Einwohner, 65,6 kg. Dieser 
Verbrauch stieg 1960 auf mehr als 
4,2 Millionen Tonnen an, auf die Kopfquote 
gerechnet auf über 9 1  kg. Im Jahre 
1964 sehen wir in Frankreich einen Gesamt­
verbrauch von 11 Millionen Tonnen Heizöl, 
auf den Kopf gerechnet 237, 1  kg. In Deutsch­
land sehen wir im Jahre 1958 einen Gesamt­
verbrauch von über 3 Millionen Tonnen, auf 
den Kopf gerechnet 56,9 kg. 1960 steigt der 
Heizölverbrauch auf über 6,5 Millionen Tonnen 
an, auf den Kopf gerechnet auf 122,2 kg. 
Im Jahre 1964 - jetzt sehen Sie die starke 
Stf:'igerung an - steigt der Gesamtverbrauch 
auf 1 9,5 J\'Iillionen Tonnen Heizöl an, auch hier 
wieder auf den Kopf gerechnet auf 361 ,9 kg. 

Wenn wir nun diese Unterlagen mit Öster­
reich vergleichen, so betrug unser Gesamt­
bedarf 1962 40.000 t, auf den Kopf 
gerechnet 5,7 kg ; im Jahre 1 963 50.000 t, 
auf den Kopf gerechnet 7,1 kg, und 1965 stieg 
unser Gesamtverbrauch an Heizöl für Öl­
feuerung noch einmal, und zwar auf 67.000 t, 
auf den Kopf gerechnet auf 9,5 kg. 

Interessant ist auch der Vergleich des Ver­
kaufspreises mit der damit verbundenen Be­
lastung. Der Verkaufspreis des Heizöls wird 
in Österreich in einer Höhe von 42 Prozent 
besteuert, in Italien wird er mit 16 Prozent, 
in Frankreich wird er mit 8 Prozent und in 
Deutschland mit 1 ,8 Prozent besteuert. Das 
gleiche gilt für die Schweiz . In Dänemark 
ist überhaupt das Heizöl für die Ölofenheizung 
der Haushalte steuerfrei. 

viel, viel früher als mir dem Finanzministerium, 
der Bundeswirtschaftskammer bekanntge­
worden sind, statt hier wirklich energisch 
durchzugreifen und den wirtschaftlichen Un­
sinn, der auf diesem Gebiet besteht, rasch zu 
beseitigen, kommt vom Herrn Abgeordneten 
Kulhanek - ich schätze den Herrn Abgeord­
neten außerordentlich - der etwas faden­
scheinige Prüfungsantrag, als ob nicht der 
Herr Abgeordnete Kulhanek, der Abgeordnete 
Mitterer und der Präsident der Bundeswirt­
schaftskammer einschließlich des Finanz­
ministers seit Wochen genau wüßten, was sich 
gerade auf diesem Sektor in der Praxis zuträgt. 
(Abg. K u lhane k: Herr Kollege 1 Mit dem 
Heizöl ölen wir die Räder der Opposition I) 
Nein, nein, kommen Sie nicht mit so einer 
fatalen Ausrede, so einen Zwischenruf soll man 
sich bei einer ernsten Aussprache wohl er­
sparen, Herr Abgeordneter Kulhanek. (Abg. 
L i b a l : Der Bundeskanzler geht die Tankstellen 
besuchen, damit es b.uliger wird I) 

Wenn man diese Unterlagen kennt und ver­
gleicht, scheint dies letzten Endes der Grund 
dafür zu sein, warum in anderen europäischen 
Ländern auf dem Gebiet der Ölofenheizung 
gegenüber Österreich so große Fortschritte 
gemacht worden sind. Man könnte da zu einem 
Schluß kommen, der etwa besagt: Eine Er­
mäßigung des Heizölpreises würde eine allge­
meine Verbilligung der Ölofenheizung bedeu­
ten, und damit würde aber auch so wie in 
anderen Ländern Europas der Anreiz gegeben 
sein, mehl' als bisher das im Inland erzeugte 
und nicht absetzbare Heizöl dem eigenen, dem 
österreichischen Markte zuzuführen. Die öster­
reichische Wirtschaft würde es sich damit ohne 
Zweifel ersparen, Heizöl, so wie es derzeit 
geschieht, unter den · Gestehungskosten an das 
Ausland liefern zu müssen. 

Solche Maßnahmen sind der österreichischen 
Wirtschaft, wie ich sagte, den zuständigen 
Ämtern, Behörden und Ministerien schon 
längst bekannt, aber leider ist in dieser Sache 
praktisch nichts getan worden. In der Zwi­
schenzeit wird, für die österreichische Bevöl­
kerung unbegreiflich, das in Österreich nicht 
anbringliehe Heizöl unter den Selbstkosten an 
das Ausland weiterverkauft. In der Zwischenzeit 
tritt aber trotz dieser Erkenntnis am 1 .  Juni 
durch die Erhöhung der Mineralölsteuer auch 
unzweifelhaft eine allgemeine Verteuerung ein. 
Hier werden Sie sich, meine sehr geehrten 
Herren der Österreichischen Volkspartei, nicht 
mehr wie so oft in der Vergangenheit auf die 
Sozialisten ausreden können. Hier tragen Sie 
allein die Verantwortung, aber auch die alleinige 
Schuld, wenn inzwischen eine Preislawine auf 
die österreichische Bevölkerung zurollt. Wir 
haben deshalb einen Minderheitenbericht ein­
gebracht, der ja auch jedem Abgeordneten 
vorliegt, weil wir im Finanzausschuß von der 
Mehrheit einfach überstimmt worden sind. 

Wenn wir bis zum 30. September warten, 
wie es der Herr Abgeordnete Kulhanek in 
seinem Antrag gesagt hat, und wenn wir kraft 
unserer Praxis wissen, daß dieser Antrag 
frühestens Anfang November im Hause zur 
Beratung kommen kann, dann sehen wir, daß 
wiederum einige Monate verstreichen werden. 
Dieses Verstreichen von Monaten kostet prak­
tisch der Bevölkerung Geld , weil auch auf 
diesem Sektor, wie uns nun die Fachleute 
mitteilen, angesichts des bevorstehenden Win­
ters ebenso eine Vorratshaltung durchgeführt 
wird wie bei anderen Brennstoffen. 

Statt hier energisch durchzugreifen, weil 
diese Unterlagen, die ich hier gebracht habe, 

Aus dieser Erwägung, möchte ich ab­
schließend sagen, lehnen die Sozialisten diesen 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 7. Sitzung - 24. Mai 1 966 305 

Weikhart 
Gesetzentwurf, den wir als eine Schädigung für 
die österreichische Wirtschaft bezeichnen, ab. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident :  Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete lng. Helbich. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Czet t e l : Der Protest der Wirtschaft !) 

Abgeordneter lng. Helbich (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Warum Bundesmineralölsteuergesetz 1966 1 
Weil eine Motorisierungswelle auf uns 
zukommt, wir dies erkannt haben und daher 
mehr für den Straßenbau getan werden soll. 
Wir alle wissen, daß dies der Herr Abge­
ordnete Weikhart, der ja selbst zehn Jahre 
Staatssekretär im Handelsministerium war, 
sehr, sehr genau weiß. Wir glauben auch, daß 
dies ein Fall ist, wo er weiß, warum er hier eine 
Wendung gemacht hat. Denn wir wissen, vor 
gar nicht so langer Zeit hat es ja Gespräche 
gegeben, wo schon über diese Bundesmineral­
ölsteuer verhandelt wurde, bei denen von Er­
höhungen um 10, 20 und 30 Groschen die Rede 
war. Es hat Gespräche unter vier, sechs und 
acht Augen gegeben, wo ja weitgehende Über­
einstimmungen erzielt werden konnten, aber 
auf Grund der gegebenen Situation im vorigen 
Jahr war es nicht möglich, dieses Gesetz zu 
verabschieden. Es müssen mehr Mittel für 
den Straßenbau gegeben werden, damit wir 
nicht eines Tages von dieser Welle der Moto­
risierung überrollt werden. 

Wie schaut es nun aus ? Der Weltbestand an 
Kraftfahrzeugen nimmt rapid zu . 167 Mil­
lionen Autos gibt es in der ganzen Welt, in 
Europa 51 Millionen. Die Autoproduktion im 
vergangenen Jahr betrug in der Welt 24 Mil­
lionen, in Europa allein 8 Millionen. In den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika kommt 
auf 2,3 Personen 1 Auto und in Österreich auf 
1 0  Personen 1 Auto. 

Die Welle kommt auf uns zu, und wir werden 
feststellen, und Wissenschaftler haben dies 
vorausgesagt, daß wahrscheinlich im Jahre 1 975 
nicht mehr 10 Österreicher auf 1 Auto kom­
men werden, sondern 4,4 Österreicher, das 
heißt, bis 1 975 wird sich der Autobestand mehr 
als verdoppelt haben. Und das ist erkannt 
worden. Ja um Gottes Willen, da muß doch 
etwas geschehen ! (Abg. Rosa Jochm a n n :  
Das haben Sie vor den Wahlen nicht gewußt ? 
Das ist Ihnen vor den Wahlen nicht bewußt 
gewesen ?) Selbstverständlich. (Abg. Gze t t e l :  
Sie haben es abgestritten !) Aber Frau Abge­
ordnete, bitte tausendmal um Entschuldigung, 
es hat vor den Wahlen einen Unterausschuß 
des Handelsausschusses gegeben (Abg. Rosa 
Jochma n n :  Aber Sie haben es best-ritten, daß 
es erhöht 'Wird I) - nein, nein -, wo auch Ihre 
Herren vertreten waren, und dort ist Überein­
stimmung erzielt worden, daß mehr Mittel für 

den Straßenbau benötigt werden. Es ist über­
einstimmend gesagt worden, das soll auf dem 
'Vege des Zuschlages damals zur Mineralöl­
steuer geschehen. Da es oben, so sagte der 
damalige Klubobmann Uhlir zu mir, eben 
nicht klappt, können wir da herunten keine 
Einstimmigkeit erzielen. (Abg. Rosa J och­
ma n n :  Nein, er hat etwas anderes gesagt ! Er 
hat etwas ganz anderes gesagt ! Das weiß ich 
ganz genau !) Nein, nein, nein, das hat er zu 
mir gesagt, und ich kann mich sehr, sehr 
deutlich daran erinnern. Und wie er dann nicht 
mehr zu seinem Wort gestanden ist, ist plötzlich 
im "Expreß" gestanden, der Herr Abgeordnete 
Helbich hat ihm da draußen irgendwo gesagt, 
der Benzinpreis muß sofort erhöht werden, 
und so weiter und so fort. (Abg. W e ikhart : 
Uhlir kann sich hier nicht verteidigen !) Ich 
weiß. Was soll ich machen, wenn ich dies­
bezüglich angesprochen werde 1 Ich bedaure 
es außerordentlich . Es waren die Herren 
Abgeordneten Uhlir, Dr. Migsch (Abg. Weik-
11, art  : Wieder einer, der nicht da ist !), Pichler 
und Pölz in diesem Unterausschuß, und da 
wurden all diese Sachen besprochen. ( Präsi­
dent Dipl.-Ing. Waldb runner  übernimmt den 
Vorsitz.) 

Der Investitionsaufwand, der in der näch­
sten Zeit auf uns zukommen wird, wird allein 
auf dem Kraftfahrzeugsektor bis 1975 70 Mil­
liarden Schilling betragen, also um 70 Milliarden 
Schilling werden Kraftfahrzeuge, Reparaturen 
und Ersatzteile kommen. Das sehen wir auf 
uns zukommen - und da soll man nichts tun ? 
Bitte tausendmal um Entschuldigung, man 
muß etwas tun, die Straßen müssen auf diese 
Welle vorbereitet werden. 

Weiters ist es eine Tatsache, daß der Frem­
denverkehr in Österreich eine ganz entschei­
dende Rolle spielt. Wir wissen, daß wir mehr 
einkaufen als verkaufen. Hier ist also ein 
großes Loch, das immer in ganz hervorragender 
Weise überwiegend durch die österreichische 
Fremdenverkehrswirtschaft gefüllt wird. Im 
vergangenen Jahr wurden vom Fremden­
verkehr nicht weniger als 14 Milliarden Schil­
ling eingebracht. Über 60 Millionen Ausländer 
haben im vergangenen Jahr die österreichischen 
Grenzen überquert und nicht weniger als 
85 Prozent oder über 50 Millionen auf den 
Straßen. Wir müssen daher dafür sorgen, daß 
diese Ströme von Autos auch wirklich in unser 
Land hereinkommen und daß sie auch hier 
bleiben können . Daher gehört ein ordentliches 
Straßennetz her. 

Man glaubt allgemein, daß sich der Per­
sonenverkehr überwiegend oder zu einem 
überhöhten Teil auf den Bahnen abspielt. Das 
stimmt, aber man kann es fast nicht glauben, 
wenn man erfährt, daß in einem Jahr 300 Mil­
lionen Menschen aufFahrten in Österreich durch 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 80

www.parlament.gv.at



306 Nationalrat Xl. GP. - 7. Sitzung - 24. Mai 1966 

Ing. Helbieh 

Autobusse der Bahn und der Post, von pri­
vaten und städtischen Unternehmungen be­
fördert werden. Wir sehen also, daß auch der 
Personenverkehr auf der Straße schon eine 
ganz entscheidende Rolle spielt. 

Es gibt nicht nur Bundesstraßen A und B,  
sondern es  gibt ja  auch viele andere. Wir 
wissen, daß es zum Beispiel im ganzen rund 
125.000 km Straßen gibt, von denen ein Groß­
teil nicht in jenem Zustand ist, wie wir es gerne 
haben möchten. 

Um das Auto und um die Straßen gibt es eine 
eigene Kraftfahrwirtschaft, wenn ich sie so 
bezeichnen darf. Sie stellt 8 bis 9 Prozent des 
österreichischen Volksvermögens dar. Das sind 
die Fahrzeugindustrie, der Fahrzeugha,:udel, 
die Kfz-Mechaniker, die Garagenbesitzer, die 
Tankstellen, die Spediteure, die Lastfuhrwerke, 
die Autobusunternehmungen, die Mineralöl­
industrie, der Mineralölhandel, Baufirmen und 
so weiter, rund 30.000 Betriebe mit rund 
150.000 Beschäftigten. 

Wie wir schon gesagt haben, kommt eine 
Welle auf uns zu. Noch größer ist aber die 
Welle des Benzinverbrauches, denn die Mi­
neralölwirtschaft hat errechnet, daß sich der 
Benzinverbrauch in Österreich bis knapp nach 
1970 verdoppeln wird. Nun hört man hier 
und da die Behauptung, daß in Österreich viel 
zuviel Tankstellen gebaut werden, daß die 
wie die Schwammerln aus dem Boden wachsen 
und daß das vielleicht gar nicht sinnvoll sei .  
Es ist interessant, in eine internationale Stati­
stik Einsicht zu nehmen, wo man sieht, daß 
auf eine Tankstelle in Belgien 98 Autos 
kommen, in Holland 104, in der Schweiz 
108 Autos, in Italien 1 2 1 ,  in Österreich 1 42,  
in Frankreich 1 79, in Deutschland 1 97 und in 
England 198. Das heißt also : Wenn wir sehen, 
daß ein höherer Verbrauch auf uns zukommt, 
und zwar schon bis knapp nach 1 970 um das 
Doppelte, so ist es, glaube ich, schon sinnvoll, 
daß schon rechtzeitig diese Stationen erbaut 
werden. 

Schlechte Straßen sind für den Staat ein 
schlechtes Geschäft, denn Volksvermögen 
wird vergeudet. Und warum ? Im Jahr werden 
ungefähr um 5 Milliarden Schilling Autos und 
Autoersatzteile aus dem Ausland importiert, 
und es ist nicht gleichgültig, ob diese wertvollen 
Maschinen nun dem Verschleiß in drei oder vier 
Jahren unterliegen oder in fünf, sechs, sieben 
oder vielleicht acht Jahren. Daher sind auch 
gute Straßen volkswirtschaftlich gesehen ein 
gutes Geschäft für den Staat, denn der Kraft­
fahrzeugverschleiß ist geringer, die Reifen 
werden weniger abgenützt, Treibstoff wird weni ­
ger verbraucht, und vor allem sind auch die 
Zeitverluste bedeutend geringer . 

Sie wissen doch : Wenn man in so eine ver­
stopfte Misere hineinkommt, da kommt man 
doch oft mit dem Fahrrad oder vielleicht zu 
Fuß schneller vorwärts als mit dem Auto. Daher 
spielt auch der Zeitverlust eine sehr, sehr große 
Rolle ; noch dazu, wenn man sieht, daß rund 
62 Prozent der Kraftfahrzeugbesitzer in 
Österreich Arbeiter, Angestellte und Beamte 
sind und viele davon das Fahrzeug benützen, 
um zur Arbeitsstätte zu fahren. Wenn der sich 
nun in der Früh durch bessere Straßen viel­
leicht eine halbe Stunde erspart und am Abend 
auch, so ist das im Tag eine Stunde, im Monat 
sind das 20 und im Jahr 240 Stunden. 
Das ist mehr oder weniger eine Arbeits­
leistung von einem Monat. Man sieht 
also, daß der Zeitaufwand, der durch 
schlechte Straßen hier verursacht wird, auch in 
Zukunft eine große Rolle spielen wird. 

Des weiteren sind schlechte Straßen sehr, 
sehr entscheidend für die Verkehrsunfälle. Es 
ist ja kaum zu glauben, wenn man erfährt, daß 
im vergangenen Jahr in Europa 75.000 Ver­
kehrstote waren - das ist ungefähr eine Stadt 
wie Klagenfurt, die 69.000 Einwohner hat -
und 1 ,5 Millionen Schwer- und Leichtverletzte. 
In Österreich war in den letzten Jahren auch 
ein sehr, sehr starker Anstieg zu verzeichnen. 
1954 gab es noch 1 .024 Tote, 1 964 2 .169, und 
Gott sei Dank sind sie im Jahr 1 965 von 
2 . 1 69 auf 1 .824 gefallen. 

Wenn man nun fragt, warum diese Verkehrs­
unfälle geschehen sind, so liegen mit 21 Prozent 
die Ursachen in einem schlechten Straßen. 
zustand. 

Es ist auch interessant, zu sehen, in welche 
Kategorien in europäischer Sicht die Toten 
fallen. Es sind 3 1  Prozent Fußgänger, 10 Pro­
zent Radfahrer, 21 Prozent andere Zweiräder, 
37 Prozent Autolenker beziehungsweise 
-insassen. Die Verlustquellen auf der Straße 
und vor allem die gräßlichen Unfälle sind Rlso 
sehr entscheidend. Daher ist bei guten Stra.ßen 
zu erwarten, daß die Unfallziffern sehr, sehr 
stark heruntergehen werden. 

Wir wissen ja alle, daß der Zuschlag zur 
Mineralölsteuer oder das neue Mineralölsteuer­
gesetz 1966 nicht von heute auf morgen ent­
standen ist, sondern es hat schon im vergange­
nen Jahr einen Unterausschuß gegeben, der sich 
mit dem Problem beschäftigt hat. 

Der Herr Handelsminister Dr. Bock 
hat am 28. Mai 1965 einen Bericht 
über den Zustand der Straßen in 
Österreich in einem Vortrag an den Minister­
rat gegeben, wo alles in zwölf Seiten ganz 
genau aufgeschlüsselt wird, warum es not­
wendig ist, mehr Mittel für den Straßenbau zu 
gewinnen beziehungsweise zu erreichen. 
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Des weiteren wurde den zuständigen Abge­
ordneten vom Handelsministerium ein Auto­
bahnbau-Leitplan übergeben, in dem ganz genau 
steht, was mit diesen Mehrmitteln geschehen 
soll und wie sich der Ablauf des zukünftigen 
Autobahnnetzes abwickeln soll, also ganz genau 
im Detail : WienJInzersdorf-Altmannsdorf 
2,5 km, WienjErdbergermais-Flughafen 
Schwechat ; Kosten - alles genau - am Schluß 
rund 22 Milliarden Schilling. 

Wir sehen also, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß das nicht von heuteaufmorgen 
gekommen ist, sondern daß das ein Problem 
war, mit dem man sich schon längere Zeit be­
schäftigt hat. 

Wie ist also nun die Situation ? Die Situation 
ist so, daß es in Österreich rund 1 . 100 km 
Autobahnen gibt, die gesetzlich fundiert sind, 
und davon sind rund 306 km fertiggestellt, 
und über 100 Kilometer sind im Bau. Wenn wir 
nur die gleichen Mittel haben wie jetzt, dann 
wird es erst 1984 oder 1 986, also in 18 bis 20 Jah­
ren, möglich sein, den Autobahnbau zu vollen­
den. Nun steht man eben vor der Tatsache. 
Jeder sagt : Das ist vollkommen unmöglich ! 
Delegationen marschieren im Handelsministe­
rium auf und im Bautenministerium, damit 
jene Straßenstücke forciert ausgebaut werden. 
Was soll der arme Herr Handelsminister be­
ziehungsweise der Bautenminister machen ? Er 
hat so viel, als ihm das Budget und der Zu­
schlag gibt, und nicht mehr, und wenn man 
haben will, daß rascher und schneller und zügi­
ger gebaut wird, dann muß man trachten, mehr 
Mittel zu erreichen. (Abg.  Oze t t e l :  Stimmt die 
Weikhart-Rechnung ?) Bitte ? (Abg. Cze t t e l :  
Stimmt die Weikhart-Rechnung bezüglich der 
Mehrmittel ? Stimmt die Rechnung des Abge­
ordneten Weikhart ? ) Ja, ja, selbstverständlich ! 
Darauf werde ich gleich noch ganz genau 
eingehen . 

Auf dem Bundesstraßensektor B ha ben 
wir 9.207 km von denen ebenfalls erst 
32 Prozent in modernem und vollausgebautem 
Zustand sind und über 60 Prozent noch nicht 
jenen Zustand haben, wie wir es gerne haben 
möchten. 

Es gibt Stimmen, die sagen : Für den Straßen­
bau wird eh schon so viel ausgegeben, kommt 
doch überhaupt nicht in Frage, daß man mehr 
gibt ! Schauen wir uns doch international pro 
Kopf der Bevölkerung an : Wird denn tatsäch­
lich soviel mehr in Österreich für den Straßen­
bau ausgegeben ? Man muß auch noch berück­
sichtigen, daß von 1945 bis 1965 der Straßen­
bau nicht so durchgeführt werden konnte, wie 
er es sollte, und daß hier ein gewisser Rückstand 
ist und daß also in diesen Gebieten mehr ge­
schehen soll. 

Wenn man uns international vergleicht, so 
sehen wir, daß wir im Mittelfeld liegen und gar 

nicht vielleicht in der Spitzengruppe. In 
Schweden gibt man pro Kopf der Bevölkerung 
35 Dollar pro Jahr aus, in Deutschland 30, in 
der Schweiz 27 und in Österreich 25, in England 
21 und in Dänemark 20. Wenn man in Staaten 
wie Schweden 35 Dollar ausgibt, wo kein Krieg 
und so weiter war, so kann man wohl feststellen, 
daß die Ausgaben, die bis jetzt bei uns getätigt 
worden sind, keineswegs als zuviel erscheinen 
könnten. 

Wie schaut es aber nun mit dem Bezinpreis 
tatsächlich aus, meine sehr geehrten Damen 
und Herren ? Wir wissen, daß der Preis für 
den Treibstoff Normalbenzin nicht immer 
3,20 S war, sondern daß er früher höher war. 
Er war am 1.  Mai 1 952, also vor 14 Jahren, 
4 S, dann ist er auf 3,90 S, auf 3,70 S herunter­
gegangen und hat sich schließlich am 1 .  Jänner 
1961 auf 3,20 S eingependelt. Nur sehr selten 
gibt es eine Ware, deren Preis im Laufe von 
14 Jahren nicht gestiegen, sondern um 20 Pro­
zent gefallen ist. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Und wie schaut es nun international aus ? 
Liegen wir hier vielleicht auch in der Spitzen­
gruppe oder liegen wir im mittleren Feld ? 
Nein, hier ist es ganz anders. 1 Liter Treibstoff 
Normalbenzin kostet in Frankreich - ich bitte 
vielmals ! - 5,04 S, in Portugal 4,77 S, in 
Italien 4,62 S, in Griechenland 4,20 S, in Finn­
land 4 , 1 3  S, in Spanien 4,12 S, in Belgien 
3,93 S, in Dänemark 3,90 S, in Norwegen 3,80 S, 
in Deutschland West 3,72 S, in Schweden 
3,68 S, in Holland 3,61 S, in Luxemburg 3,54 S, 
in Irland 3,48 S, in England 3,48 S, in Öster­
reich 3,20 S und in der Schweiz 3,36 S. Wir 
sehen also, daß wir unter diesen 18 Ländern an 
letzter Stelle sind. Die Schweiz ist am 
3. Mai 1 965 von 3,07 S auf 3,36 S gegangen. Sie 
hat also vor rund einem Jahr um 29 Groschen 
erhöht, und wir sollen nun von 3,20 auf 3,40 S 
nachziehen. 

Das ist also die Situation, meine sehr geehrten 
Damen und Herrell. Wir stehen vor der Tat­
sache dieser Welle, und die muß, ob wir wollen 
oder nicht, aufgefangen werden, wenn wir nicht 
eines Tages vom Verkehr überrollt werden 
wollen. 

Aber es gibt ja auch Herren der Opposition : 
Unter dem Herrn Landeshauptmann Sima 
wurde auch ein einstimmiger Landtagsbe­
schluß erledigt, wo steht, daß nicht um 
20 Groschen, bitte vielmals, sondern womöglich 
um 30 Groschen erhöht werden möge, aller­
dings mit dem Kärntner Herz dazu, daß diese 
10 Groschen für die Tauern-Autobahn verwen­
det werden sollen. Und das ist die Meinung der 
Kärntner Landesregierung noch immer, denn 
vor 8 oder 14 Tagen hat er diese Meinung noch 
immer geäußert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Wir können versichert sein, daß der Herr 
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Minister Kotzina alles tun wird, damit die 
Straßen nach den neu esten Erkenntnissen auf 
dem Straßenbausektor und nach den neuesten 
Entwicklungen fertiggestellt werden. Er ist 
dabei, da ja dauernd Wandlungen sind, eine 
echte Rangordnung zu schaffen, eine Koordi­
nierung zwischen Bahn und Straße, eine Ab­
stimmung zwischen allen Straßen - es gibt ja 
125.000 km Straßen, und hier soll auch 
eine Abstimmung stattfinden, und es liegt also 
auch sehr viel daran. 

Wir sprechen viel von den Entwicklungs­
gebieten an den toten Grenzen im Waldviertel, 
im Burgenland und im Mühlviertel, die man 
nur dadurch erschließen kann, daß man gute 
Straßen in diese Gegenden baut. 

Der Straßenbau, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, geht auch in Österreich alle an ! 
Wir wollen auch im Straßenbau kein euro­
päisches Schlußlicht sein, sondern auf gut aus­
gebauten und modernen Straßen in ein großes 
Europa fahren ! (Beifall bei der Ö V P.) Daher 
ist diese Regierungsvorlage sinnvoll, und wir 
stimmen ihr zu. ( Neuerlicher lebhafter Beifall 
bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Pet er das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Vor wenigen 
Wochen hat der Herr Bundeskanzler namens 
der Regierung vor diesem Hohen Haus die 
feierliche Erklärung abgegeben, daß alles 
getan werden müßte, um die Kaufkraft der 
Währung in Österreich sicherzustellen. Des­
gleichen erklärte der Herr Bundesfinanz­
minister vor wenigen Tagen dem Nationalrat, 
daß ein Stabilisierungsbudget Voraussetzung 
dafür sei, daß Löhne und Preise im Gleich­
gewicht gehalten würden, um entsprechende 
Teuerungen zu Lasten eines jeden Staats­
bürgers zu vermeiden. 

Die vorliegende Regierungsvorlage über die 
Bundesmineralölsteuer ist nach Auffassung 
der freiheitlichen Abgeordneten nicht nur ein 
Griff in die Taschen der Wirtschaft, sondern 
ebenso ein Griff in die Taschen des kleinen 
Mannes. Es ist sehr viel richtig von dem, 
was der Herr Kollege Helbich eben zum Aus­
druck gebracht hat. Wir brauchen moderne 
Straßen, wir brauchen ein modernes Straßen­
baukonzept. Aber vor uns steht die Frage, 
ob mit dieser Regierungsvorlage im Zusammen­
hang mit der Bundesmineralölsteuer diese 
moderne Straßenbaukonzeption für Österreich 
geschaffen wird. Meines Erachtens läßt diese 
Regierungsvorlage außer acht, daß durch die 
Verteuerung des Mineralölpreises um 20 Gro­
schen je Liter ein Teil der daraus erwachsenden 
Einnahmen bereits dadurch verbraucht wird, 

daß Preissteigerungen in allen Bereichen der 
Wirtschaft eintreten und daß besonders auf 
dem Bausektor diese Kosten verteuerung einen 
Teil der zu erwartenden Einnahmen ver­
schlingt, ohne daß dem Straßenbau Nutzen 
erwachsen würde. 

Früher hat die Österreichische Volkspartei 
dem sozialistischen Koalitionspartner die 
Schuld daran gegeben, daß verschiedene Dinge 
keiner Lösung zugeführt werden können. Das 
kam ja  auch im Wahlprogramm der Öster­
reichischen Volkspartei des Jahres 1966 zum 
Ausdruck, als die ÖVP feststellte, die Soziali­
sten wären seinerzeit daran schuld gewesen, 
daß der Autobahnbau in Österreich nur mit 
Verzögerung in Angriff genommen hätte werden 
können, und daß es der ganzen Autorität des 
damaligen Kanzlers Raab bedurft hätte, sagt 
das ÖVP-Wahlprogramm, daß überhaupt mit 
dem Autobahnbau begonnen werden konnte. 
(Abg. M a c k u nz e :  Sie sollten die "Arbeiter­
Zeitung" lesen ! Dort steht es : Luftprojekte !) 
Herr Kollege Machunze, ich lese das "Volks­
blatt" so wie die "Arbeiter-Zeitung" . Jetzt 
steht aber das Wahlprogramm der Öster­
reichischen Volkspartei zur Diskussion, zu 
dem ich feststellen darf: Früher konnte die 
Österreichische Volkspartei die Schuld an ver­
hinderten Lösungen dem sozialistischen 
Koalitionspartner geben. Nunmehr trägt sie 
für ihre Entscheidungen und Unterlassungen 
allein die Verantwortung. (Abg. Dr. Wi thalm:  
Das hat der Weikhart gesagt ! - Ruf bei der 
Ö V P : Das ist etwas N eues !) Jawohl, das 
ist etwas Neues, weil nun die Entscheidungen 
in allen Konsequenzen mit Ihrer alleinigen 
ÖVP-Verantwortung verbunden sind ! Das 
ist neu, meine Herren der Österreichischen 
Volkspartei. 

Nicht neu sind die Unzulänglichkeiten auf 
dem Gebiet des Straßenbaus, für die nicht 
nur die Herren der sozialistischen Fraktion 
in der Vergangenheit verantwortlich gemacht 
werden können, sondern in erster Linie Sie, 
meine Herren der ÖVP, weil Sie seit 
dem Jahre 1 945 den zuständigen Ressort­
minister stellen. Und daß immerhin auf dem 
Gebiet des Straßenbaus in letzter Zeit in 
Österreich etwas passiert sein mußte, ging ja 
auch daraus hervor, daß der für den Straßenbau 
verantwortliche Staatssekretär Kotzina un­
mittelbar vor der Wahl seinen Kopf angeboten 
hat für jene Unzulänglichkeiten, die auf den 
Strengbergen vorgekommen sind. Aber der 
Kopf des österreichischen Straßen-Cäsars 
(Heiterkeit bei der SPÖ) ist von seiner Partei 
dann nicht gefordert worden. Im Gegenteil, 
der Kopf des ÖVP-Straßen-Cäsars ist mit dem 
Ministerlorbeer gekrönt worden, ohne daß 
das Hohe Haus bis zum heutigen Tag Auf­
klärung über den Strengbergskandal be-
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kommen hat. (Abg. Dr. Kotz ina : Die werden nicht durch eine Partei !) Ich nehme zur 
Sie bekommen !) Wann, Herr Minister? Kenntnis, daß nach Ihrer Auffassung, Herr 

Herr Minister ! Es ist hoch an der Zeit, Machunze, nicht der Herr Minister zuständig 

daß Sie in Funktion treten. Ich hoffe, Herr ist, sondern die zuständigen Fachleute der 
Landesbaudirektion in Niederösterreich ver-Minister, es wird nicht so sein, daß Sie für . .  .. . . . 

jede weitere Unzulängl"chkeit die s 'ch f antwortlIch smd. NaturlIch baut mcht dIe 

dem Gebiete des Stra�enbau� hel'a�sBte�:n ' P�rtei, natürlich bauen die Ba�fachleute �nd 

wird einen weiteren Lorbeerkranz von Ih er dIe Baufirmen . Aber was und WIe gebaut wIrd, 

Part�i erhalten. (Abg. Ing. H e l b i c h :  �ie d��üb.er entscheidet in erster Linie der z�­

haben es leicht, Ihnen kann nichts passieren ! standIge �essortchef, damals der Staatsse�r.etar 

Aber im öster1'eichischen Straßenbau sind zwi- Dr. Kot�l�a, d�r ges�gt. hat, der Herr Mlms�er 

schen 1945 und 1965 65 Milliarden verbaut Bock seI m .kemer WIe .Im�er geartete� Welse 
verantwortlIch, er allem ubernehme dIe Ver-worden ! Aber wenn einmal ein paar Kilometer 

in die Luft gehen, ist das dann eine aufregende 
Sache ?) Herr Kollege Helbich, sehen wir 
uns an, wie diese Summe verbaut worden ist. 
Fahren Sie in Melk über die Autobahn ! Wenige 
Jahre nach der Inbetriebnahme haben Sie dort 

antwortung. Dr. Kotzina hat seinen Kopf 
angeboten, aber der Kopf sitzt noch auf seinen 
Schultern, der Lorbeerkranz erstrahlt in Form 
der neuen Ministerwürde. ( Heiterkeit bei der 
SPÖ.) 

nunmehr eine Waschrumpel vor sich. Daher Meine Damen und Herren ! Ich bin der 
ergibt sich die Frage, ob nicht aus Straßenbau- Meinung, daß in der Vergangenheit durch die 
geldern auf Umwegen einige Eigentumswoh- ' Unzulänglichkeiten des Vergabewesens wei­
nungen oder Perserteppiche unrechtmäßiger- testgehende Korruptionsanreize entstanden 
weise entnommen wurden. Aber darüber wird sind. Es wird nunmehr Aufgabe der allein 
man sich wohl einmal in diesem Hohen Hause verantwortenden Österreichischen Volkspartei 
eingehend zu unterhalten haben. Es ist hoch sein, diesen Korruptionsanreiz durch Ver­
an der Zeit, Herr Minister Dr. Kotzina . .  , besserung des Vergabewesens zu beseitigen. 
(Abg. Glas e r :  Können Sie beweisen, was Sie (Abg. Machun z e  : Wenn Sie Beweise haben, 
jetzt gesagt haben ? - Ruf bei der SP() : gehen Sie zu Gericht !) Zum gegebenen Zeit­
Heute steht es im "Ku1'ier" !) Darüber werden punkt wird sich der Rechnungshofausschuß 
wir zum gegebenen Zeitpunkt in diesem Hohen mit dieser Causa beschäftigen, Herr Kollege 
Hause noch gesondert zu sprechen haben, Machunze, und dann wird der Augenblick 
Herr Kollege Glaser. da sein, wo man über diese Dinge deutlicher 

Minister Kotzina hat ja selbst zum Ausdruck 
gebracht, daß mit dem Unwesen der "Billigst­
bieterwirtschaft" im Vergabewesen Schluß 
gemacht werden muß. Damit hat er zugegeben, 
daß weitgehende Unzulänglichkeiten im Ver­
gabewesen vorhanden sind. Für diese Unzu­
länglichkeiten sind seit 20 Jahren Sie, meine 
Herren der Österreichischen Volkspartei, voll­
inhaltlich verantwortlich. (Beifall bei der 
F p().) Entweder haben Sie die Regierungs­
gewalt in Händen, dann bekennen Sie sich zu 
dieser Verantwortung, oder Sie haben sie nicht 
in Händen, dann brauchen Sie sich nicht dazu 
zu bekennen. (Abg. Dr. Kotz ina :  Wir sind 
'tlerantwortlich dafür, daß überhaupt Straßen 
in Österreich gebaut werden, und nicht Sie, 
Herr Peter !) Natürlich, Herr Dr. Kotzina, 
sind Sie dafür verantwortlich . Fragen wir 
aber auch, wie die Straßen durch Ihre Partei 
gebaut worden sind : mit einem großen Auf­
wand. (Zwischenruf bei der Ö VP.j 

Was verschiedene Kreise der Bevölkerung 
zur Mineralölsteuererhöhung gesagt haben, hat 
ja Herr Kollege Weikhart schon weitestgehend 
zum Ausdruck gebracht. Wenn Sie wollen, 
können wir uns weiter über dieses Thema 
auseinandersetzen. (Abg. Mach u n z e :  Straßen 
'werden in ()sterreich durch Bauleute gebaut und 

als bisher sprechen kann. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. J. Grub er. - Abg. Z e i l l i nger  zu 
Abg. Dr. J. Gruber : Sie haben viele Ver­
brecher beschäftigt ! - Abg. Dr. J, G r u b e -, :  
Das ist eine einfache Sache, sich hinter der 
parlamentarischen Immunität zu verschanzen ! 
Sagen Sie doch die Namen ! - Weitere Zwischen­
rufe.) Kehren wir zur Sache zurück, meine 
Damen und Herren. Ich hoffe, daß mir die 
Zwischenrufeinlage der ÖVP nicht von meiner 
Fernsehübertragung abgezogen wird, Herr 
Gruber, Sie sind genauso daran beteiligt. 
Wenn Sie, meine Herren der ÖVP, fertig sind, 
werde ich weitersprechen. (Abg. Dr. K u m m e r :  
Woran beteiligt ?) An der Diskussion, Herr 
Kummer, damit keine Mißverständnisse ent­
stehen. 

Nun zurück zum Wahlprogramm der Öster­
reichischen Volkspartei, soweit es den Straßen­
bau betrifft. Die Österreichische Volkspartei 
versprach der Bevölkerung unseres Landes : 
Auf guten Straßen in eine schönere Zukunft ! 
Da die Taten auf diesem Gebiet bisher nicht 
allzu zulänglich gewesen sind, wie auch aus 
dem Ziffernmaterial des Herrn Abgeordneten 
Helbich zu entnehmen war, begnügt sich nun­
mehr das zuständige Ministerium damit, eine 
entsprechende Werbung und Reklame zu ent-

25 
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Peter 
falten, die der österreichische Steuerzahler zu 
bezahlen hat. Die Tafeln, die vom Neusiedler­
see bis zum Bodensee errichtet worden sind, 
verlangen, in der Gegenwart Straßen für die 
Zukunft zu bauen. (Zwischem'Ule.) Die­
ser Forderung kann man sich vollinhaltlich 
anschließen. Wie aber die Zukunftsstraßen 
aussehen, ist uns in jüngster Zeit am Strengberg 
klargeworden. Diese Unzulänglichkeiten sind 
auf der Westautobahn genauso wie auf der 
Wechselstraße und an einigen wesentlichen 
anderen Straßenzügen Österreichs sichtbar. 

Nun versucht man, diese Unzulänglichkeiten 
mit Sondersteuern zu beheben . Als der Herr 
Finanzminister Dr. Schmitz sein an und für 
sich schwieriges Amt in der Himmelpfortgasse 
angetreten hat, begnügte er sich mit dem 
Additionsverfahren, als er auf seinem Schreib­
tisch eine bescheidene Rechenmaschine auf­
stellte. Aber mit dem Essen kommt allmählich 
der Appetit, und der Herr Finanzminister hat 
seine Methoden auf diesem Gebiet wesentlich 
verfeinert. Man könnte beinahe sagen, wenn 
man diese Vorlage vor Augen hat, er ist zum 
steuertechnischen Quadrieren übergegangen, 
weil das zu besseren Einkünften führt. Man 
macht sozusagen aus der Mineralölsteuer, die 
eine Bundessteuer ist, eine zweite Steuer, indem 
man den bisherigen Bundeszuschlag in eine 
Bundesmineralölsteuer verwandelt. Man läßt 
also den Staatsbürger doppelt zahlen. Dabei 
bleibt außer acht, daß mit der Erhöhung des 
Mineralölpreises um 20 Groschen je Liter in 
allen jenen Bereichen Preissteigerungen ein­
treten werden, wo eben auf der Straße Waren 
und Güter transportiert werden müssen. Das 
also gehört unter anderem zum "Stabilisie­
rungsbudget" des Herrn Finanzministers 
Schmitz für das .Jahr 1 966. Mit diesen Metho-
den soll sozusagen jene Forderung des Herrn 
Bundeskanzlers verwir Idich t werden, die da sagt, 
daß die Kaufkraft des Geldes nicht geschmälert 
werden darf. 

zweite Preiswelle ausgelöst, die man dieses Mal 
nicht einem sozialistischen Ressortminister 
unterschieben kann, sondern für die dieses Mal 
die Österreichische Volkspartei die alleinige 
Verantwortung zu tragen haben wird. 

Daß die ÖVP mit dem kleinen Mann in 
Österreich wenig zimperlich umgeht, ging 
aus jener Rede hervor, die Herr Vizekanzler 
Dr. Bock vergangenen Sonntag in Innsbruck 
gehalten hat, worin er erklärte : Da in den 
Gewinnen keine Reserven mehr stecken, mit 
denen eine stärkere Lohnwelle aufgefangen 
werden könnte, müsse man sich mit beträcht­
lichen Kostenerhöhungen abfinden ; die 
Auswirkungen auf die Preise müsse auch die 
Gewerkschaft zur Kenntnis nehmen. Eine 
res judicata, eine vollendete Tatsache wird 
hier der Öffentlichkeit vor Augen geführt, und 
der betroffene Staatsbürger hat das zur 
Kenntnis zu nehmen. Was sagen die christ­
lichen Gewerkschafter zu dieser sehr rigorosen 
Auffassung des Herrn Vizekanzlers Bock, die 
vor allem den sozial Schwachen, den Mann 
mit dem kleinen Einkommen in Österreich 
trifft � 

Herr Vizekanzler Dr. Bock ging am ver­
gangenen Sonntag in Innsbruck sogar noch 
einen Schritt weiter, indem er meines Er­
achtens die gesamte Budgetpolitik seiner 
eigenen Regierung in Frage stellte, als er 
feststellte : Bei sechsprozentiger Zuwachsrate sei 
es nicht schädlich, wenn die Budgetausgaben 
schon zwölf Monate vor den tatsächlichen 
Einnahmen beschlossen werden. Bei Ab­
nehmen der Zuwachsrate aber werde einmal 
die Rechnung der Vorbelastungen nicht mehr 
aufgehen. - Das ist ein Kassandraruf, Herr 
Bundesfinanzminister , den Ihr Kollege Vize­
kanzler Dr. Bock bereits heute ausstößt, 
ehe wir noch den Bundeshaushaltsplan 1 966 
beschlossen haben. Herr Bock wirft die Frage 
auf, ob Ihre Rechnung, Herr Bundesfinanz­
minister, in wenigen Monaten aufgehen wird. 

Es wäre hier noch darauf zu verweisen, 
meine Damen und Herren, daß weder der Es gibt dann einen sehr interessanten 
Städtebund noch der Gemeindebund mit der Bericht des Bundesministeriums für Handel 
hier zu treffenden Regelung einverstanden ist. und Wiederaufbau, der den Damen und 
In jüngster Zeit haben die Gemeindevertreter Herren des Hohen Hauses bekannt ist und 
zum Ausdruck gebracht, daß die Entscheiclun- der zum Ausdruck bringt, daß es nicht vertret­
gen, die die Österreichische Volkspartei ver- bar erscheint, den Gesamtaufwand allein den 
mutlich in einer Mehrheitsabstimmung dem motorisierten Straßenbenützern anzulasten und 
Hohen Hause lUlfzwingen wird, in keiner Weise ausschließlich aus Sondersteuern zu finan­
mit jenen Auffassungen übereinstimmen, die zieren. Vor vielen Jahren hatte man noch 
in den mehr als 4000 Städten und Gemeinden eine andere Auffassung über diesen Gegenstand. 
Österreichs zu diesem Thema vorhanden sind. Damals wollte man nur die Bundesstraßen 
Mit dieser Erhöhung des Treibstoffpreises mit den Mehreinnahmen ausbauen. 
wird eine ähnliche Entwicklung eingeleitet, Es ist noch die Frage konkret zu prüfen, 
wie sie der Herr Bundesfinanzminister auch wie sich die Erhöhung der Mineralölpreise 
auf dem Gebiet der Österreichischen Bundes- auf die Bereiche der Wirtschaft, vor allem 
bahnen in Form von Tariferhöhungen für auf den Bausektor, auswirken wird. Das 
notwendig befunden hat. Dort wird eine mit diesem Mehrertrag zu errichtende und 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 7. Sitzlmg - 24. Mai 1966 31 1 

Peter 
zu erweiternde Straßennetz ist an und für 
sich bereits kärglich. Wenn durch Teuerungen 
auf dem Baukostensektor eine entsprechende 
Einbuße erfolgt, wird man nicht einmal jenes 
Ziel erreichen, das in der Regierungsvorlage 
hinsichtlich des Kilometerausmaßes zum Aus­
druck gebracht wird. Auch die Gesellschaft 
für Straßenwesen hat sich nur unter 
der Voraussetzung bereit erklärt, dieser Rege­
lung zuzustimmen, daß ein Gesamtkonzept 
vorgelegt wird. Wenn diese Regierungsvorlage 
aber das Konzept der österreichischen Bundes­
regierung für den Gesamtausbau unserer 
Straßen darstellt, dann kommt man nicht 
umhin festzustellen, daß es sich um ein 
außerordentlich klägliches Konzept der Bun-
desregierung handelt. _ 

Die heikelste Frage dieser Regierungsvorlage 
stellt die Erhöhung des Heizölpreises dar, 
weil hier ein Personenkreis geschädigt wird, 
den man sicher nicht als direkte Straßen­
benützer bezeichnen kann. Die sozialistische 
Fraktion hat den Antrag gestellt, die Besitzer 
von Heizöfen von dieser Belastung auszu­
klammern. Wir finden diesen Antrag für 
richtig und sind ihm daher im Ausschuß 
beigetreten. Wir halten auch den Antrag des 
Herrn Kollegen Kulhanek von der Öster­
reichischen Volkspartei für sachlich richtig. 
Allerdings können wir nicht umhin, im Inhalt 
dieses Antrages eine Doppelzüngigkeit zu 
sehen. Wenn nämlich die Bundesregierung, 
wie Kollege Weikhart bereits zum Ausdruck 
gebracht hat, bis Ende September veranl80ßt 
werden soll, Wege zu erschließen, wie die 
Benützer von Heizölöfen von dieser Mehr­
belastung befreit werden sollen, so stellt das 
eine Zwielichtigkeit dar. Zuerst beschließen 
Sie die Mehrbelastung für das Heizöl, und 
dann soll ein sehr kompliziertes Verfahren 
in die Wege geleitet werden, um diese Mehr­
belastung wiederum rückgängig zu machen. 

Meine Damen und Herren ! Das erinnert 
mich an eine Feststellung, die der Herr Bundes­
kanzler im Rahmen seiner Regierungserklärung 
getroffen hat, als er meinte, daß die 
Bundesregierung mit allen zu Gebote stehenden 
Kräften trachten werde, das freie Mandat 
der Abgeordneten in diesem Hohen Hause 
in jeder Weise zu gewährleisten, damit im 
österreichischen Nationalrat die Gewissens­
freiheit über den Klubzwang gestellt wird. 
Das wäre die erste Voraussetzung dafür, 
daß das Wechselspiel zwischen der Regierung 
und den einzelnen Abgeordneten lebendiger 
wird, als es zurzeit ist. Sonst geht es uns so, 
wie es uns jüngst mit einer Rede des Herrn 
Nationalratspräsidenten Wallner widerfahren 
ist, der feststellte : Die Landwirtschaft kann 
keine weiteren Belastungen mehr hinnehmen. 
Trotzdem wird sich Herr Wallner nicht 

scheuen, diesen im Budget enthaltenen Be­
lastungen die Zustimmung zu erteilen. Wir 
werden sehen, ob die Herren Abgeordneten 
der Österreichischen Volkspartei im weiteren 
Verlauf der Budgetdebatte entschlossen sind, 
von ihrem freien Mandat dann Gebrauch 
zu machen, wenn die Bundesregierung dem 
Hohen Hause Maßnahmen vorlegt, die mit 
diesem freien Mandat nicht vereinbar sind. 
Es gibt eine Reihe von Maßnahmen im Bundes­
finanzgesetz 1966, die nach unserer freiheit­
lichen Auffassung mit der freien Ausübung 
des Mandates unvereinbar sind. (Abg. Doktor 
Withalm: Nach Ihrer Auffassung I) 

Wir Freiheitlichen sind der Überzeugung, 
daß die in Behandlung stehende Regierungs­
vorlage über die Bundesmineralölsteuer nicht 
zielführend ist. Wir Freiheitlichen sind der 
Meinung, daß mit dem Inhalt dieser Regie­
rungsvorlage die Realisierung eines zeitge­
mäßen Straßenbaukonzepts nicht erreicht wird. 
Wir bedauern es außerordentlich, daß das 
Begutachtungsverfahren über diese Regie­
rungsvorlage äußerst unzulänglich erfolgt ist. 
Wir bedauern aber ebenso, daß den Beratungen 
keine Experten zugezogen worden sind. 

Wir wundern uns geradezu über die Laxheit 
des Finanzministeriums .  Dort ist man im 
Augenblick draufgekommen, daß es doch 
zweckmäßig wäre, Lösungen zur Schonung 
der Ölofenbesitzer zu diskutieren und zu 
prüfen. Zuerst wird uns von der Bundes­
regierung eine derartige Unzulänglichkeit vor­
gelegt, dann entschließt sich ein maßgebliches 
Mitglied der Regierung, in seinem Ressort 
doch die Frage prüfen zu lassen, ob es nicht 
zweckmäßig wäre, die Ölofenbesitzer von 
dieser Teuerung auszunehmen. Ich kann nicht 
glauben, meine Damen und Herren, daß in 
der Himmelpfortgasse derartige Unzuläng­
lichkeiten vorhanden sein können, wie sie 
bei dieser Maßnahme zum Ausdruck kommen. 
Ich bin überzeugt, daß im Finanzministerium 
qualifizierte Fachleute und Beamte sitzen, 
die außerordentlich verantwortungsbewußt 
ihre Arbeit leisten. Ich kann nicht glauben, 
daß die Beamten des Finanzministeriums in 
dieser Frage so versagt haben, wie es heute 
in den "Salzburger Nachrichten" zum Ausdruck 
kommt. Wenn es nicht die Beamten waren, 
Herr Finanzminister, wer war es dann ? 
Das ist die Frage, die es zu beantworten gilt. 

Auf Grund dieser Überlegungen stelle ich 
namens der freiheitlichen Fraktion folgenden 
A n t r a g  und bitte den Herrn Präsidenten, 
die Unterstützungsfrage zu stellen. 

Gemäß § 46 Abs. 6 der Geschäftsordnung 
beantrage ich, die Regierungsvorlage, be­
treffend Bundesgesetz über die Bundes­
mineralölsteuer ( 18  und 25 der Beilagen) ,  
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an den Finanz- und Budgetausschuß rück- was damals recht war, ist heute anscheinend 
zuverweisen. nicht mehr billig. (Ruf bei der SpO ,' Die 

Für den Fall der Ablehnung dieses An- Zeiten sind vorbei !) 

trages und für den Fall der Annahme der Ich möchte mich nicht mit der Rede meines 
einzelnen Paragraphen dieses Gesetzes bei Herrn Vorredners auseinandersetzen. ( Ruf: 
den Abstimmungen der zweiten Lesung Das wäre auch schwer 1) Wenn man schon 
beantrage ich gemäß § 64 Abs. 2 GOG., sagt, es gebe manches Neues - bei der Rede 
über die Regierungsvorlage, betreffend Bun- des Herrn Abgeordneten Peter ist mir auch 
desgesetz über die Bundesmineralölsteuer etwas neu gewesen. Das gab es bisher nie­
( 18  und 25 der Beilagen), die Schlußab- mals, daß Abgeordnete der Freiheitlichen 
stimmung der dritten Lesung als nament- Partei in einer Rede vor dem Nationalrat 
liehe Abstimmung vorzunehmen. (Beifall unbewiesene Behauptungen aufgestellt haben, 
bei der F pO.) die unter Umständen gegen die Ehre eines 
Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Der An- Ministers gehen könnten. Das ist uns neu, 

trag ist nicht genügend unterstützt. Ich stelle und das war heute auch neu. (Abg. P e t e r :  
daher die Unterstützungsfrage. Diejenigen Ich habe keinen Ministet· beleidigt 1) Was 
Damen und Herren, die diesen Antrag unter- Sie da mit dem Perserteppich behauptet haben, 
stützen, bitte ich, sich von den Sitzen zu werden Sie zu beweisen haben. Vorläufig 
erheben. - Danke. Der Antrag ist g e n ü g e n d  behalten wir uns vor, auf den Beweis von 
u n t e r s t ü t z t und steht somit zur Diskussion. Ihnen zu warten. (Abg. Z e i l l i n g e r :  Das 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn steht heute in der Zeitung ! Es ist t,iner ver-

Abgeordneten Grundemann das Wort. haftet worden, der einen Auftrag von euch 
bekommen hat ! Gestern ist er verhaftet worden !) 

Abgeordneter Grundemann-Falkenberg Das werden wir erst sehen ! Das wollen wir 
(ÖVP) : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Herr von Ihnen wissen ! Daß Sie sich hinter die 
Kollege Weikhart hat heute eingangs seiner Immunität verschanzen, nehmen wir nicht 
Betrachtungen gemeint, es ändere sich so ganz zur Kenntnis. (Abg. Z e i l l i n g e r :  Es 
manches mit der Zeit. Wir dürfen auch fest- ist aber trotzdem so, Herr Kollege !) 
stellen, daß sich mit der Zeit auch in den Auf­
fassungen Ihrer Partei, Herr Kollege Weik­
hart, manches geändert hat. Ich kann mich 
erinnern - das ist mir erzählt worden -, 
daß im vergangenen Jahr Ihr Herr Partei­
obmann Dr. Pittermann einmal die For­
derung erhoben hat, daß im Zusammenhang 
mit der Stützung des Kohlenbergbaues das 
Heizöl und das Importbenzin um 30 Groschen 
verteuert werden sollen. Damals hat man 
eben anders gedacht. Ich kann mich auch an 
eine Reihe von Verhandlungen erinnern, die 
wir im Zusammenhang mit den Finanzaus­
gleichsvorberatungen mit Herren Ihrer Partei 
gehabt haben, wo durchaus die Meinung ge­
herrscht hat : In irgendeiner Form muß die 
Straßenfrage und das Malheur mit der Auf­
bringung der Mittel gelöst werden. Damals 
haben wir schon mit einigen Ihrer Herren 
darüber gesprochen, wie man das machen 
könnte. 

Meine Damen und Herren ! Die Frage der 
Aufbringung der Mittel für den Straßenbau 
ist nicht mehr neu. Der Bund hat zuwenig, 
die Länder und die Gemeinden sind der 
gleichen Meinung. Es liegt nun eine Re­
gierungsvorlage vor, die den Straßenbenützer 
belastet und nicht denjenigen, der über kein 
eigenes Fahrzeug verfügt. Das ist zweifellos 
eine Regierungsvorlage, die in dieser Hinsicht 
absolut gerecht sein sollte. (Abg. W e i k hart : 
Das ist ja falsch, Herr Kollege, weil der Ölofen­
besitzer das genauso zahlt wie der K raßwagen­
besitzer !) Das ist nicht falsch ! Es zahlt der 
Straßenbenützer. Über den Ölofenbesitzer 
wird schon noch jemand reden. Darüber 
werden wir uns noch eigens auseinander. 
zusetzen haben. Aber ich beschäftige mich 
im Moment mit der Treibstoffsteuer - ich 
habe das auch betont - und nicht mit dem 
Ölofen. 

Vor etvm einem Jahr kam dann der Plan des Eine ganze Reihe von Organisationen hat 
heutigen Bundesministers Dr. Kotzina mit uns Resolutionen geschickt. Unsere Post­
der Erhöhung des Treibstoffpreises. Ich kann fächer sind voll davon. Es sind berechtigte 
mich auch da erinnern, daß diesem Plan und weniger berechtigte. Sicherlich, sie sind 
Herren Ihrer Partei absolut zugestimmt ha- von Organisationen, die sich mit der Frage 
ben. (Abg. Rosa J o c h m an n :  Während der des Straßenbaus sehr eingehend befassen ; 
Wahl haben Sie das bestritten !) Es ändern von der Gesellschaft für Straßenwesen bei­
sich eben die Zeiten, gnädige Frau, und spielsweise, vom Österreichischen Automobil­
neu es Leben blüht aus den Ruinen, behauptet Club oder auch vom ARBÖ. Aber ich lese 
der Dichter. (Abg. Rosa Jochman n :  Das in einer gestrigen Zeitung, daß auch die Ge­
bezwe'ifle ich sehr !) Die Auffassungen von seIlschaft der Naturfreunde eine Resolution 
heute sind verschieden von damals, und gegen diese Regierungsvorlage gefaßt hat. 
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Das ist mir nicht ganz klar. Ich ·war bis- I der ARBÖ diese Ziffer hat, weiß ich nicht -
her immer der Meinung, daß Naturfreunde aber auf alle Fälle stimmt das nicht. 
spazierengehen und nicht mit dem Auto 
fahren . (Abg. H orr : Vielleicht fah?'en sie 
mit dem Autobu8 ! - Heiterkeit.) Vielleicht 
sind Sie anderer Auffassung, aber Sie sollen 
das auch vorbringen. 

Nun darf ich mich vielleicht ein bißehen 
mit den Einwänden befassen, die in einem 
Flugzettel des ARBÖ kundgegeben wurden. 
Nach unserer Auffassung ist schon der erste 
Satz dieses Flugzettels unrichtig. Es heißt 
dort : 

"Durch eine Erhöhung der Treibstoffpreise 
um 20 Groschen pro Liter soll das Budgetloch 
des Finanzministers gestopft werden." Soviel 
man aus der Regierungsvorlage heraussieht 
- es gab niemals einen anderen Gedanken 
darüber -, sollen diese neuen Mittel, die aus 
der Erhöhung der Steuer um 20 Groschen 
erfließen sollen, Mehrmittel sein, und sie 
sollen nicht ein Loch im Budget des Finanz­
ministers stopfen. Das sind Mehrmittel für den 
Straßenbau, also zusätzliche Mittel. (Zwischen­
rufe bei der S PÖ.) Das ist kein Loch im 
Budget, sondern das sind zusätzliche Mittel, 
die für den Straßenbau erforderlich sind. So 
sollte man so etwas auffassen. 

Dann heißt es in dem ARBÖ-Flugzettel : 
"Die Kraftfahrer sollen mehr zahlen - so 
sagt man, damit mehr Straßen gebaut werden 
können." Wollen Sie vielleicht vom Rentner 
verlangen, daß er mehr zahlt ? (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.j Natürlich muß der Kraftfahrer 
etwas dazu leisten ! Woher glauben Sie denn, 
daß man die Mittel bekommt ? Der " Onkel 
aus Amerika" ist längst ausgestorben, der uns 
die Mittel dafür geben wird. Selbstverständ­
lich muß der, der die Straße benützt, auch 
etwas dafür erbringen, wenn er will, daß die 
Straße in Ordnung ist. Auch in Ihren Reihen 
wird es genügend Leute geben, die der Meinung 
sind, daß wir auf dem Gebiet des Straßenbaus 
eine ganze Menge zu tun haben, trotz dem, 
was wir im Laufe der Jahre getan haben. 

Es heißt weiter in diesem Flugzettel : "Weiß 
der Herr Finanzminister nicht, daß ein Liter 
Benzin S 1 ,20 kostet und bereits jetzt mit S 2,­
pro Liter an Steuern belastet wird ? Weiß der 
Herr Finanzminister nicht, daß die Kraftfahrer 
bereits 4,7 Milliarden Schilling an Steuern 
aufbringen " Ja, der Herr Finanz­
minister weiß die Zahlen, aber daß es 4,7 Mil­
liarden Schilling an Steuern sind, das weiß 
der Herr Finanzminister nicht. Ich habe mich 
im Finanzministerium sehr genau erkundigt. 
(Ruf bei der SPÖ : Wie S-ie alles wissen, 
was er weiß und was nicht !) Es sind nicht 
4,7, es sind 4,2 Milliarden Schilling. Woher 

Ich bin sogar in der Lage, Ihnen mit Details 
zu dienen. Diese Details beziehen sich auf 
den Bundesvoranschlag 1966. Nur damit Sie 
sehen, daß das mit den 4,7 Milliarden nicht voll­
kommen stimmt. Der Zuschlag zur Mineralöl­
steuer, also der zweckgebundene Zuschlag für 
den Straßenbau, ist in dem neuen Budget mit 
3.305 Millionen vorgesehen. Die Stammsteuer 
der Mineralölsteuer bringt nach dem Voran­
schlag 770 Millionen, hat aber im vergangenen 
Jahr 720 Millionen betragen. Von dieser 
Stammsteuer hat der Bund 26 Prozent zur 
Verfügung, das wären für das Jahr 1 966 
200 Millionen Schilling, für das Jahr 1 965 
waren es 1 87 Millionen Schilling. Der Rest 
der Mineralölstammsteuer wird nach dem 
Schlüssel des Finanzausgleiches auf die Länder 
und auf die Gemeinden verteilt . 

Nun zur Kraftfahrzeugsteuer. Auch die 
Kraftfahrzeugsteuer erfährt durch den Finanz­
ausgleich eine Teilung. 35 Prozent der Kraft­
fahrzeugsteuer fließen dem Bund zu , 60 Prozent 
den Ländern und bedauerlicherweise nur 
5 Prozent den Gemeinden. Wenn Sie einmal 
untersuchen, ob das 4,7 Milliarden ergibt - ich 
glaube, soweit sollten die Herren des ARBÖ 
rechnen können -, so werden Sie nicht 4,7,  
sondern 4,3 Milliarden herausbringen. 

Es heißt weiter : " .  . .  von denen nur 
3,2 Milliarden Schilling für den Straßenbau 
verwendet werden l '  , Nach meinen Infor­
mationen ist das eben der feste Zuschlag zur 
Mineralölsteuer . 

Es sind weitere 60 Millionen, die dem 
Handelsministerium aus den Strafen zuge­
wendet werden, und es sind diejenigen Beträge, 
die im Wege des Finanzausgleiches eben an 
die Länder und Gemeinden gehen. Das sind 
sehr erhebliche Beträge. Dazu ist noch zu 
sagen, daß sowohl die Länder wie auch die 
Gemeinden aus eigenen Budgetmitteln ebenso­
sehr erhebliche Beträge für den Straßenbau in 
den letzten Jahren beigesteIlt haben und wahr­
scheinlich auch in den kommenden Jahren 
beisteHen werden. 

Ich kann mich also nicht ganz damit ein­
verstanden erklären, daß der ARBÖ mit einer 
solchen Art der Propaganda kommt. Er 
fragt ja auch : "Warum wehrt sich der Herr 
Finanzminister gegen die überfällige Auf­
lassung der KFZ-Steuer in der bisherigen 
Form, als sinnvollen Schritt zur Verwaltungs­
vereinfachung � "  Ich glaube, auch zu der 
Frage ist etwas zu sagen. Ich kann mich 
erinnern : Als damals der sogenannte Kotzina­
Plan auftauchte, haben Herren der Sozialisti­
schen Partei dazu erklärt, man könne über die 
Erhöhung des Benzinprejses reden, aber man 
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müsse die Kraftfahrzeugsteuer auflassen. Ich 
darf vielleicht hier die Bemerkung machen, 
daß der Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer 
480 Millionen Schilling im Jahr ausmacht, also 
einen sehr, sehr erheblichen Betrag. Würde 
man diese nun umwandeln, würde mehr Geld 
wegfallen, als durch die Erhöhung des Treib­
stoffpreises um 20 Groschen eingehen würde, 
die bekanntlich - das wurde heute ja auch 
schon festgestellt - nur 450 Millionen SchHling 
ausmacht. Ganz abgesehen davon, daß von 
mehr Mitteln für die Erhaltung und für den 
Neubau der Straßen dann überhaupt keine 
Rede mehr sein kann. Das war der Grund, 
warum man sich mit der Frage nicht zu­
stimmend befassen konnte. Die Kraftfahrzeug­
steuer ist im vergangenen Jahr mit Rücksicht 
auf einen Einspruch von Besitzern amerikani­
scher Wagen ein bißchen abgeändert worden, 
die erklärt haben, daß die Steuer für die großen 
Automobile zu hoch gewesen wäre. 

Ich erinnere mich aber ebenso, während der 
"Vahlzeit eine Rede des Herrn Abgeordneten 
Dr. Broda gehört zu haben, die er in seiner 
Eigenschaft als Präsident des ARBÖ gehalten 
hat . Er soll zur Kenntnis nehmen, wie auf­
merksam man seinen Worten lauscht, wenn er 
einmal eine Fernsehrede hält. Er hat auch 
über diese Frage gesprochen und dazu erklärt, 
man möge doch einmal mit dem Markenpicken 
aufhören. Ich gestehe Ihnen : Um 480 Millionen 
Schilling picke ich gerne noch mehr Marken 
als heute, denn das ist ein sehr bedeutender 
Betrag. (Ruf bei det· SPÖ .' Ihre Darstellung 
stimmt doch nicht I) So kann man das nicht 
machen, daß man bessere Straßen fordert und 
auf der anderen Seite sagt : Hören wir mit dem 
Markenpicken auf, lassen wir die Steuern 
auf, es wird uns schon von irgendwoher - es 
muß der Herr Finanzminister schon dafür 
sorgen - das Geld für den Straßenbau zu­
fließen. (Ruf bei der SPÖ : Sie haben schlecht 
zugehört ! Es wird n'ur eine U mlegung gefordert, 
aber keine A uflassung I) 

Meine Damen und Herren ! Einer der Herren 
Vorredner hat erwähnt - ich glaube, es war 
der Herr Abgeordnete Pet er -, daß auch der 
Städtebund und der Gemeindebund und ebenso 
die Bundesländer mit der Zuteilung nicht ein­
verstanden gewesen wären. Es ist ja selbst­
verständlich, daß jede Gebietskörperschaft hier 
ihre Ansprüche geltend macht und jede 
Gebietskörperschaft mit Zahlen kommt und 
aufweist, daß die Mittel, die ihr für den 
Straßenbau zufließen, viel zuwenig sind. 
Wir berufen uns von seiten der Gemeinden 
darauf, daß es zwar 9.200 km Bundesstraßen, 
aber über 56 .000 km Gemeindestraßen gibt, 
ganz abgesehen von den Güterwegen und von 
den vVirtschaftsw'egen, die wir auch in irgend-

einer Form zu betreuen haben. Natürlich ist 
uns der Betrag nicht genug für das, was wir 
brauchen würden. Wir bekommen heuer eine 
Finanzzuweisung von je 31 ,5 Millionen für die 
Länder und für die Gemeinden im zweiten 
Halbjahr dieses Jahres. Ich darf aber fest- · 
stellen - und ich bitte Sie, die Erläuterungen 
zu dem Gesetz zu lesen, in denen dies steht -, 
daß im Rahmen der Finanzausgleichsver­
handlungen für die kommenden Jahre Ände­
rungen getroffen werden sollen. Der Herr 
Finanzminister hat erklärt, daß er diese 
Änderungen so versteht, daß ein Drittel des 
Mehrertrages, also ein Drittel des Ertrages 
auf Grund der Erhöhung der Treibstoffsteuer 
um 20 Groschen, den Ländern und Gemeinden 
zufließen wird. Für den Straßenbau sind auch 
diese Beträge zweifellos zuwenig, und wir 
werden immer und immer wieder lautstark die 
Stimme erheben, daß wir mehr Mittel brauchen. 
(Abg. Weikhart : Und dann stimmen Sie zu ! 
Stimmen Sie dagegen !) Aber so, Herr Kollege 
Weikhart, kann man es nicht machen, daß man 
sagt : Straßen müssen gebaut werden, wir 
haben viel zuwenig gute ; woher die Mittel 
kommen, überlassen wir dem Finanzminister ; 
wir wollen auf alle Fälle zu diesen Mitteln nicht 
mehr in irgendeiner Form etwas beitragen. 

Mein Kollege Helbich hat in einer sehr 
klugen Formulierung die Frage des Fremden­
verkehrs angezogen. An dieser Fremden­
verkehrsfrage sollten wir doch alle - sollte 
man meinen ! - ein besonderes Interesse im 
Hinblick darauf haben, daß dieser Fremden­
verkehr im vergangenen Jahr - er hat gemeint 
14 oder 14,5 Milliarden, das ist die Brutto­
zahl - 1 1  Milliarden Schilling netto gebracht 
hat. Auch die Verantwortlichen des Fremden­
verkehrs betonen immer wieder, daß unter den 
heutigen Umständen die erste Voraussetzung 
ordentliche Straßen in einem Land sind. In 
irgendeiner Form muß man die Mittel dafür auf­
bringen. Wer gibt uns außer dem allzeit immer 
wieder erteilten Rat : Der Finanzminister muß 
sich darum sorgen !,  einen Rat, wie man die 
Mittel, die man heute für die Erhaltung und für 
die Fortsetzung des Straßenbaus braucht, 
in einer anderen Form aufbringt ? (Abg . 
Z e i l l i n g e r :  Sparsamkeit in der Verwaltung !) 
Bis jetzt haben wir noch keinen Rat, der 
zweckmäßig gewesen wäre, bekommen. 

Ich darf noch etwas betonen, meine Damen 
und Herren. Zu der Treibstoffsteuer und zu der 
Erhöhung der Treibstoffsteuer zahlt ja nicht 
nur der Inländer etwas, es zahlt auch der Aus­
länder sehr bedeutende Beträge. (Zwischenruf 
bei det· F PÖ.) Herr Kollege ! Sie haben vorhin 
die Vergleichszahlen mit anderen Ländern 
gehört und werden daraus ersehen, daß in 
Österreich auch nach der Erhöhung um 
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20 Groschen der Treibstoff noch wesentlich 
billiger ist als in anderen Ländern (Abg. 
S k r i t e k " Das ist sicher nicht sehr fremden­
verkehrswerbend !), wesentlich billiger als in der 
Bundesrepublik Deutschland. (Abg. Ze i l­
l ing e r ,'  Fremdenverkehrswerbung, Herr Kol­
lege !) Die Deutschen werden nach wie vor 
die Gelegenheit zum Kauf des österreichischen 
billigeren Treibstoffes wahrnehmen und werden 
ihre Tanks hinter der österreichischen Grenze 
beim Hereinfahren und vor der deutschen 
Grenze beim Hinausfahren noch anfüllen, weil 
sie zweifellos dabei besser drauskommen. (Ruf 
bei der Ö V P " Sehr richtig !) 

Der ARBÖ hat auch kritisiert, daß die 
Mittel nicht für den Straßenbau verwendet 
werden. Ich glaube kaum, daß wir eine Auf­
stellung besitzen - wenigstens gegenwärtig 
nicht -, die aufzeigt, wieviel wir von seiten 
der Länder und wieviel wir von seiten der 
Gemeinden für den österreichischen Straßenbau 
verwenden. Aber haben Sie die Enunziationen 
der Gesellschaft für Straßenwesen, die sich 
sehr eingehend damit befaßt, einmal studiert 
und gesehen, was eigentlich in Österreich für 
den Straßenbau noch notwendig wäre ? Meine 
Damen und Herren ! Man mag an einer solchen 
Sache Kritik anbringen, aber die Kritik muß 
die Möglichkeit enthalten, übelständen abzu­
helfen. 

Ich darf jetzt noch mit ein paar kurzen 
Worten auf einen Entschließungsantrag der 
Sozialistischen Partei zu Punkt 2 der Tages­
ordnung : Bundesmineralölsteuergesetz , zu­
rückkommen. 

Der Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Kratky und Genossen enthält ein Datum, das 
heute schon der Herr Kollege Weikhart bean­
standet hat. Er hat bei einem Antrag der ÖVP 
gemeint, daß der Nationalrat bis 30. September 
nicht zusammentrete. Hier finde ich den 
1 .  September, also einen Monat früher. Bitte, 
Herr Kollege, wollen Sie das bei Ihrer eigenen 
Partei auch beanstanden. (Abg . W e i khart : 
Werde ich tun !) In diesem Antrag wird ver­
langt, daß "eine Befreiung der Autobusse der 
Wiener Verkehrsbetriebe, der Fahrzeuge der 
Feuerwehr der Stadt Wien, der Fahrzeuge des 
städtischen Rettungs- und Krankenbeför­
derungsdienstes sowie des Straßenreinigungs­
und Müllabfuhrdienstes von der Entrichtung 
der Bundesmineralölsteuer herbeigeführt 
wird". Da muß ich als gelernter und studierter 
Föderalist doch sagen : Meine Herren von der 
Sozialistischen Partei ! Nur für die Gemeinde 
Wien haben Sie ein Gefühl und ein Herz 1 
Ich möchte doch wohl glauben, daß es, wenn Sie 
einen solchen Antrag einbringen, für sämtliche 
Feuerwehrfahrzeuge Österreichs gelten soll, 
für sämtliche Krankenwagen und für sämtliche 

Verkehrsbetriebe. (Abg. Probst ,' Sie können 
einen Zusatzantrag einbringen !) Als Föderali­
sten werden Sie mir nicht beibringen, daß 
nur die Gemeinde Wien auf Grund eines solchen 
Entschließungsantrages einen solchen Vorteil 
genießen soll I (Abg. Wei khart ,'  Herr Kollege 
Grundemann ! Ergänzen Sie diesen Antrag ! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.j Das 
erlauben Sie mir dabei zu beanstanden. 
Vielleicht werden Sie diesen Antrag ein bißchen 
umändern und werden die Güte und die 
Gnade haben, das nicht nur auf die Gemeinde 
Wien zu beschränken, sondern auch auf andere 
Gemeinden auszudehnen. (Abg. P ö l z ,'  Wir 
unterstützen Ihre Ergänzung !) Wir wären 
Ihnen dankbar, wenn Sie das täten. (Abg. 
Probs  t ,'  Der Zentralismus des Finanzmini­
sters gestattet das nicht ! - Abg. W e i khart ,'  
Die Ö V P in  Wien ist auch dafür !) Ich weiß 
nicht, warum Sie sich aufregen ! Der Ent­
schließungsantrag liegt doch vor mir, der 
stimmt doch. Oder stimmt er nicht � (Abg. 
Weikhar t ,'  0 ja !) Aha ! Er stimmt schon. 
Sie haben nur an die Gemeinde Wien gedacht. 
Daß es der Herr Abgeordnete Kratky als 
Wiener Abgeordneter macht, verstehe ich 
durchaus, aber Sie haben nicht nur Wiener 
Abgeordnete - oder ja ? Sie haben doch auch 
eine Menge Abgeordnete aus der Provinz. 
(Abg. Probst : Beantragen S.ie eine Ergänzung 
tür Oberösterreich ? - Abg. Dr. W i t h a  l m :  
Zu gegebener Zeit ! - Abg. W e ikhart : In 
den nächsten hundert Jahren, Herr Kollege !) 
Wir werden es schon für uns machen, Herr 
Minister, wir werden schon für die Unserigen 
sorgen, aber Sie sorgen anscheinend nur für 
Wien. 

Ich darf noch etwas betonen : Die Rege­
lung über die Finanzzuweisungen - das 
wäre eigentlich der nächste Tagesordnungs­
punkt, aber er steht in einem ursächlichen 
Zusammenhang mit dem jetzigen - an Länder 
und Gemeinden ist ein Akt eines Provisoriums. 
Wir werden in den Finanzausgleichsverhand­
lungen sicherlich zu einer Lösung kommen, 
die in der Zukunft auch den Ländern und 
den Gemeinden etwas mehr Geld bringt. 
Geld brauchen wir für den Straßenbau, 
das ist ohne Frage. Wenn Sie bedenken, daß 
heu te ein Kilometer Asphaltierung eines schon 
bestehenden Güterweges zwischen 70.000 und 
80.000 S kostet, dann verstehen Sie die 
Sorgen, die wir alle mit dem Straßenbau 
haben. Wir bitten Sie, uns einen Vorschlag 
zu bringen, der über die Regierungsvorlage 
hinaus diskutabel dafür ist, daß wir mehr 
Mittel für unseren Straßenbau bekommen. 
(Abg. P ro b s t :  Das ist in erster Linie Aufgabe 
der Regierungspartei ! - Abg. W e ikhart ,'  
Das ist keine Aufgabe der Oppositionspartei, 
so einen Vorschlag zu machen !) Vorläufig haben 
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wir keinen. (Abg. Pro b s t :  Das ist lustig 1 Sie 
sitzen in der Regierung, und wir sollen für Sie die 
Vorschläge machen ? - Weitere Zwischenrufe.) 
Herr Kollege ! Wir brauchen das Geld im 
Interesse des Fremdenverkehrs, wir brauchen 
das Geld im Interesse unserer Staatsbürger 
(Abg. P r o bst : Das ist Aufgabe der Regierung I) , 
wir brauchen es im Interesse unseres Landes 
und zur Förderung der österreichischen Wirt­
schaft. Und deswegen werden wir dieser Re­
gierungsvorlage selbstverständlich zustimmen. 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Probs t :  Das 
ist eine Regierung ! - Abg. W e i khart : 
Das nennt man Alleinregierung der Ö V P ! 
Vorschläge soll die Opposition machen 1 -
Abg.  Probs t : Ö VP-Alleinregierung mit Vor­
schlägen der Sozialisten 1 Das ist fein I) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Zeillinger. Ich erteile es ihm. (Abg. H art l :  
o je t) 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Herr Mini­
ster ! Hohes Haus ! Es hat eigentlich nur wenige 
Wochen gedauert, bis aus der Regierung der 
Köpfe eine Regierung der Kopflosigkeit ge­
worden ist. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Mein 
Vorredner, der Herr Kollege Grundemann, 
hat zu Punkt 2 schon vorweggenommen, 
was gerade kritisiert worden ist, daß der 
Punkt I nur ein Provisorium darstellt und 
daß, bevor wir ihn noch beschlossen haben, 
im Ministerium schon daran gearbeitet wird, 
wie man ihn im Herbst wieder abändern kann. 
Wir haben gehört, daß auch Punkt 2, zu dem 
ich mich gemeldet habe, nur ein Provisorium 
ist. Ich kann daher nur fragen, Herr Kollege : 
Ja was ist denn dann kein Provisorium, wann 
kommt denn da einmal die ÖVP mit ihrer 
echten Politik, wann sagen Sie denn endlich 
einmal, das ist unsere Politik � Sie distan­
zieren sich ja selbst jetzt schon von dem, 
bevor sie es noch hier im Hohen Haus be­
schlossen haben. Ich habe es noch nie erlebt, 
Herr Kollege - ich habe die Ehre, 13 Jahre 
diesem Hohen Hause anzugehören -, daß 
Abgeordnete der Regierungspartei so sehr die 
Opposition betteln : Also macht uns doch 
endlich Vorschläge, wie wir die schlechte 
Politik, die wir betreiben, finanzieren kön­
nen ! (Heiterkeit bei SPÖ und FPÖ.) Ja, 
Herr Kollege, wenn Sie das nicht wissen, 
dann gehen Sie aus der Regierung heraus 
und überlassen Sie Gescheiteren die Regierung ! 
(Erneute Heiterkeit.) Es ist doch nicht Aufgabe 
der Opposition, wenn die Regierung schlechte 
Vorschläge macht, daß dann die Opposition 
die Bedeckungsfrage lösen soll. Herr Kollege, 
Sie haben mindestens zehnmal heute gesagt, 
die Opposition soll endlich einmal Vorschläge 
machen, wie man das Straßenbauprogramm 

eines Ministers Kotzina, das in diesem Hause 
ohnedies schonend behandelt worden ist, 
aber in der Presse viel schärfer angegriffen 
wurde, als es die Opposition in diesem Hause 
bisher getan hat, finanzieren kann. Die Oppo­
sition soll jetzt die Mittel aufbringen, nach­
denken, sich den Kopf darüber zerbrechen, 
wie das Geld aufgebracht werden soll. (Heftige 
Zwischenrufe bei der Ö VP.) Warum schreien 
Sie denn jetzt bei mir 1 Kollege Hartl, Sie 
haben ,,0 je" gesagt, als ich heruntergegangen 
bin. Es wäre besser gewesen, Sie hätten nicht 
geschlafen, als Grundemann geredet hat. 
(NeuerlicheHeiterkeit.) Kollege Grundemannhat 
eine halbe Stunde immer gesagt : Machen Sie 
doch endlich Vorschläge, wie man das finan­
zieren soll ! Aber ich darf Ihnen einen Rat 
geben, Herr Kollege Grundemann : Fragen 
Sie einmal die Regierungsmitglieder ! Wenn sie 
es noch nicht gelernt haben, man kann ja 
einmal über die Grenzen blicken - ich bin 
ein Feind davon, daß man immer das macht, 
was im Ausland geschieht -, aber wenn einem 
selber gar nichts einfällt, dann soll man halt 
einmal ins Ausland schauen, dann wird man 
vielleicht draufkommen, wie man Straßen 
bauen kann, ohne daß man immer wieder 
die alte Faustregel anwendet (Zwischenrufe) 
- der Herr Finanzminister ist jetzt nicht da -, 
wenn einem nichts anderes einfällt : neue 
Steuern, das Volk soll zahlen. Das ist doch die 
Politik, die Sie betreiben ; weil Ihnen nichts 
mehr einfällt, muß das Volk wieder bezahlen. 
(Abg. Dr. Haus e r :  Wer denn, Herr Kollege 
Zeillinger ?) Herr Kollege, sagen Sie, haben 
Sie noch nie etwas gehört, daß, wenn man etwas 
ausgeben will und das Geld nicht hat, man even­
tuell, statt stehlen zu gehen, auch sparsamer 
leben kann � Das scheint Ihnen ein Fremdwort 
zu sein. (Heiterkeit bei der Opposition.) Sie 
werden lachen, es gibt Staaten auf dieser Welt, 
wo das Wort Sparsamkeit sogar von der 
Regierung gekannt wird ; nur in Österreich 
ist das nicht so. In Österreich wird von Jahr 
zu Jahr mehr ausgegeben, Sie haben doch im 
heurigen Jahr wieder den Plan, hunderte und 
tausende Millionen mehr auszugeben, aber das 
Wort Sparsamkeit, Herr Kollege, scheint 
Ihnen ein vollkommenes Fremdwort zu sein. 
(Abg. Dr. Hau s e r :  Sagen Sie uns die Posten, 
Herr Doktor, wo wir einsparen sollen I) Herr 
Kollege, ich kann Ihnen gleich einige Posten 
sagen : fünf Staatssekretäre - völlig über­
flüssig ! ( Lebhafte Heiterkeit und Beifall bei 
SPÖ und F PÖ.) Mit den fünf Staatssekretären 
ersparen Sie sich mehr, als Sie mit der Mineral­
ölsteuer einnehmen. 

Herr Kollege, ich darf Ihnen aber noch etwas 
sagen : Wir würden wahrscheinlich bis 9 Uhr 
abends dasitzen, wenn ich Ihnen laufend Vor­
schläge machen sollte, wie Sie sich Geld er-
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sparen können. Ich mache Ihnen einen Vor­
schlag. Sie haben doch immerhin eine sehr 
große Regierung hier in diesem Hause vorge­
stellt. Sie ist zwar nicht da, sie ist überarbeitet 
(Heiterkeit) , es tut mir leid, daß Sie (auf 
Minister Dr. Kotzina hinweisend) das einzige 
Opfer sind, aber was ich sage, gilt für alle, 
vielleicht sind Sie so freundlich und sagen 
es den andern auch. Einer von dieser Regierung 

(Abg. Pro b s t :  Das ist gerade der 
Minister, der noch kein Ministerium hat ! Der 
einzige, der nichts hat, sitzt oben ! - Heiterkeit. 
- A bg. Kulhan e k :  Unter euch sitzen Minister, 
die kein Ministerium mehr haben ! - Erneute 
Heiterkeit.) Das ist wirklich wahr, er wird jetzt 
angegriffen, er sitzt deswegen da. Aber der 
Minister hat den Beweis geliefert, daß er 
seinen Kopf angeboten hat, und er ist noch 
nicht abgeschlagen worden (Heiterkeit) ; keiner 
der anderen traut sich seinen Kopf anzu­
bieten, weil er riskiert, daß er wirklich abge­
schlagen würde. (Abg. Kulhan e k :  Haben 
Sie geste1'n im A 'lJ,88chuß für größere Ausgaben 
für das Parlament mitgestimmt oder nicht ?) 
Herr Kollege ! Es herrschen offenbar über 
Dreiparteienanträge zwischen Ihnen und mir 
verschiedene Auffassungen, auch über den 
Begriff Fairneß in der Politik, Herr Kollege ; 
aber wenn Sie in diesem Ton kommen - Sie 
wissen, Herr Kollege, ich kann ruhig reden, 
aber wenn man unfair anfängt, dann kann 
ich auch anders reden. 

Darf ich noch einmal wiederholen : Der 
Vorschlag, den Sie gemacht haben, daß die 
ÖVP nun elf Juristen in den Klub bekommen 
soll, ist von der Österreichischen V olks­
partei eingebracht worden, und ich sehe nicht 
ein, Herr Kollege, daß die Freiheitlichen immer 
nur ja dazu sagen sollen, wenn S i e  mehr Geld 
ausgeben. Das Recht, das Sie als Regierung 
haben, denen hunderte Beamte zur Ver­
fügung stehen, das haben wir als Opposition 
auch. Ich darf Ihnen sagen, Herr Kollege, 
wir müssen uns als freiheitliche Abge­
ordnete j edes Wort, das wir hier sprechen, 
und jede Ziffer, die wir hier nennen, ehrlich 
und schwer zusammentragen, wir haben 
keine Helfer, in keiner Kammer und in keinem 
Ministerium. Und da finden Sie es für richtig, 
uns das heute vorzuhalten, weil wir vielleicht 
den Fehler begangen haben, zu sagen : Gut, 
machen wir einen Dreiparteienantrag ! 

Herr Kollege, ich darf aber zur Kenntnis 
nehmen : Fairneß in der Politik ist ein Begriff, 
der Ihnen vollkommen abhanden gekommen 
ist. Ich darf nur meinen Klubobmann bitten, 
dem Herrn Präsidenten, der heute nicht den 
Vorsitz führt, das mitzuteilen, daß wir Frei­
heitlichen über Fairneß und über Dreiparteien­
anträge andere Vorstellungen haben als Sie, 

Herr Kollege Mayr. Herr Kollege, ich darf 
hier noch einmal sagen, ich fange jetzt auch 
nicht mit dem Privatleben des Herrn Kol­
legen Mayr an, vielleicht gibt es da auch etwas 
zu erzählen ; ich denke doch gar nicht daran. 
(Abg. Gru ndemann-Falkenberg :  Dann soll 
man mit den Anschuldigungen aufhören !) 
Na sehen Sie, bleiben wir jetzt einmal bei 
dem Tagesordnungspunkt. Ich glaube, der 
Zwischenruf des Herrn Kollegen Kulhanek 
- Herr Kollege Grundemann, pflichten Sie mir 
vielleicht bei - hat mit dem Tagesordnungs­
punkt zumindest nichts zu tun gehabt. 
Weil ihm nichts eingefallen ist zum Tages­
ordnungspunkt, weil er kein sachliches Argu­
ment mehr wußte, flüchtete er in die Unfair­
neß. Herr Kollege Kulhanek ! Ich kenne 
Sie seit vielen Jahren. Ich habe bis zum heuti­
gen Tag Sie für einen der fairsten Kollegen 
gehalten, für einen der kulantesten und libe­
ralsten. Ich nehme meine Meinung hiemit 
mit dem Ausdruck des Bedauerns zurück. 
(Abg. Nimmervol l  : Das wird er verschmerzen ! 
- Abg. Pri n k e :  Daran wird er nicht sterben !) 

Meine Damen und Herren ! Es sind hier 
vom Kollegen Helbich heute Ziffern vorge­
tragen worden, wonach in anderen Staaten 
für den Straßenbau mehr ausgegeben wird ; 
ich darf hier vielleicht etwas richtigstelIen, 
Herr Kollege Helbich. Wir Freiheitlichen 
stimmen vollkommen mit Ihnen überein - ob 
es die Meinung Ihrer Partei ist, weiß ich nicht -, 
daß in der Vergangenheit für den österreichi­
schen Straßenbau viel zuwenig ausgegeben 
worden ist. Es ist gar kein Zweifel darüber. 
Sie treffen also mit Ihrem Schuß vollkommen 
ins Leere, wenn Sie Schweden heranziehen, 
wo man 35 Dollar ausgibt. Ich habe mittler­
weile - wahrscheinlich in derselben Unter­
lage - nachgelesen, daß man in Schweden 
aus den Mitteln des Staates mehr zuschießt 
als von den Sondersteuern der Kraftfahrer. 
Warum haben Sie denn das hier nicht gesagt, 
Herr Kollege � Sie haben heute hier gesagt, 
und es hat noch niemand dieser Angabe 
widersprochen, daß in Österreich allein aus 
der Mineralölsteuer und aus dem Bundeszu­
schlag soviel Mittel eingehen, wie für den 
Straßenbau ausgegeben werden. Darf ich 
darüber hinaus sagen - ich will Ihnen nur 
zwei Ziffern gegenüberstellen - : Im Jahre 1966 

sind aus der Mineralölsteuer und aus dem 
Bundeszuschlag 4.075 Millionen zu erwarten 
und ausgegeben werden sollen 3.369 Millionen. 
Jetzt kommt aber noch dazu, vielleicht darf 
ich das sagen, weil Sie an die Kraftfahrer 
in anderen Ländern appelliert haben : Der 
österreichische Kraftfahrer, der sich ein Auto 
kauft, wird ja schon beim Kauf ein erstes Mal 
dafür bestraft, daß er sich das Auto in Öster­
reich kauft. Er muß ja wesentlich mehr dafür 

26 
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fühlen uns benachteiligt. Das waren zumindest 
die Stimmen außerhalb des Parlaments, und 
ich glaube nicht, daß es im Zuge der "Auf. 
wertung des Parlaments" zu einem solchen 
Klubzwang kommt, daß nun die Bauern heute 
hier gegen ihre eigene Meinung stimmen 
müssen. 

bezahlen als der Käufer in anderen Staaten, 
denn Sie haben einen Zoll eingeführt. Sie 
verlangen einen Zoll, Sie schützen eine hei­
mische Industrie, die ja nebenbei gar nicht 
vorhanden ist ; der Käufer muß also schon 
wesentlich mehr bezahlen als derjenige, der 
sich im Ausland das Auto kauft. Darüber 
hinaus muß er Monat für Monat seine Kraft­
fahrzeugsteuermarken picken. Davon haben Es hat heute ein Kollege schon erklärt, daß 

wir gar nicht gesprochen ! Es sind hunderte es sich nur um ein Provisorium handelt und 

Millionen, die die Kraftfahrer aufbringen, daß es bei der Steuer, mit der Straßen gebaut 

die Sie aber für die Verwaltung verwenden, werden sollen, sehr bedauerlich ist, daß die· 

die Sie nicht für den Straßenbau verwenden. jenigen, die einen Heizofen haben, dafür 

Darüber ist kein Wort gesprochen worden. bestraft werden. Es ist im übrigen nicht einzu. 
sehen, bisher hat noch keiner Ihrer Regierungs. 

Es ist wirklich nicht einzusehen, warum sprecher nachgewiesen, warum Sie jetzt ein 
das Problem des Straßenbaus in Österreich Gesetz beantragen und beschließen wollen, 
allein von den Kraftfahrern gelöst werden worin steht, daß die Besitzer von Heizöfen 
muß. Es gibt immerhin andere Straßenbenützer zweckgebunden einen Beitrag für den Straßen� 
auch, und es haben sich mit Recht zum Bei· bau leisten müssen. Das ist bisher noch von 
spiel die Bauern - ich weiß nicht, heute ist keinem der Herren begründet worden, wohl 
es bis jetzt so still gewesen, aber ich nehme aber hat ein Herr bereits in Aussicht gestellt, 
an, daß hier heute noch einige bäuerliche daß man selber einsieht, daß das ein Blödsinn 
Redner kommen werden - sehr scharf mit ist, was die Regierung hier vorschlägt, und 
der Regierungspolitik auseinandergesetzt. daß man bereits im Ministerium daran ar· 

beitet, bis zum Herbst, bis zum 30. September 
Wenn das stimmt, was wir bisher von das ganze wieder umzuändern, nur gibt es da 

den Bauern gehört haben, dann sind die Bauern auch wieder Schwierigkeiten. Ein Vorschlag 
nicht sehr begeistert, daß sie jetzt auch so geht dahin, daß man alle Öfen umbaut. Da 
zur Erhaltung und zum Straßenbau beitragen werden die Heizöfenbesitzer , die sich einen 
müssen. Und wenn es vielleicht die Herren Ofen gekauft haben, eine große Freude haben, 
vergessen sollten, zu sagen, darf ich dieses wenn sie jetzt vor der Entscheidung stehen, ent­
Argument hier anführen : sie sagen nämlich, weder den Ofen umzubauen oder den Straßen­
daß sie einen erheblichen Teil des Benzins auf bau in Österreich mitfinanzieren zu müssen ; 
ihrem eigenen Grund verfahren. Ja, Herr dafür haben sie allerdings dann das Recht, den 
Kollege Kulhanek, Sie lachen darüber, ich Ölofen auf Radeln zu nehmen und damit auf 
weiß, Sie sind Wirtschaftstreibender, der der Autobahn spazierenzufahren. (All. 
Wirtschaftsbund freut sich über die Erhöhung gemeine Heiterkeit. - Zwischenrufe bei der 
der Mineralölsteuer. Ich habe zwar heute (j V P.) Das Recht müssen Sie, meine Herren 
von einem Kollegen von Ihnen etwas anderes von der ÖVP, den Ofenbesitzern einräumen, 
gehört, aber ich pflege nicht Ganggespräche denn wenn der Ofenbesitzer die Straßen baut, 
hier herinnen zu wiederholen. Aber wenn Sie dann hat er dasselbe Recht, die Straße zu 
sich so freuen, wenn Sie es begrüßen, so halte benützen, wie jeder andere. (Abg. Prob s t :  
ich i n  aller Öffentlichkeit fest : Kollege Kul. Da müßte Kotzina die Mindestgeschwindigkeit 
hanek vom Wirtschaftsbund kann es nicht für Autobahnen herabsetzen !) Man kann dann 
erwarten, daß der Zuschlag zur Mineralölsteuer entweder die Heizvorrichtung abändern, das 
erhöht wird. (Heiterkeit.) Herr Kollege, wir kostet halt wieder 500 bis 600 S pro Ofen. 
wissen, daß der Wirtschaftsbund immer nur besitzer _ aber das spielt ja bei Ihnen keine 
daran denkt, neue und höhere Steuern einzu- . Rolle, Ihr Geld ist es ja nicht, die Politik der 
führen, das brauchen Sie nicht dauernd zu Sparsamkeit ist Ihnen ja immer fremd ge­
wiederholen. Ich wollte jetzt gerade nur den wesen _, oder man kann das Öl vermischen. 
Bauern helfen, Herr Kollege . Das ist Ihnen Aber dagegen haben sich wieder, wie Sie 
unangenehm, wenn ein Freiheitlicher einmal wissen, die großen Mineralölfirmen gewendet, 
einen bäuerlichen Standpunkt vertritt. (Zwi. weil sie Gefahr laufen, daß sie dann auf ihrem 
schenrufe .) Ich will auch gar nicht behaupten, Dieselöl sitzenbleiben. 
daß er der einzig richtige ist, ich möchte 
nur der Hoffnung Ausdruck geben, daß, So steht man also vor dem Problem : Was 
ebenso wie Sie als Sprecher des Wirtschafts· soll man machen � Man sieht selber ein, daß 
bundes die Erhöhung der Mineralölsteuer das ein Unsinn ist, aber Sie beschließen heute 
begrüßen, jetzt ein Bauer herunterkommt ein Gesetz, wo Sie selber sagen : Liebe Lands· 
und ehrlich sagt : Wir Bauern sind eigentlich leute in Österreich, regt euch nicht auf, wir 
dagegen, wir haben ernste Bedenken, und wir sehen das alles ein : Was wir hier beschließen, 
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ist ein Unsinn, aber wir leben ja  so unter Zeit­
druck, wir müssen das einmal rasch beschließen. 
Wir haben nicht einmal ein Begutachtungs­
verfahren durchführen können. Das ist auch 
neu und interessant, daß wir bei einer so 
wichtigen Frage kein Begutachtungsverfahren 
durchführen. Denn das, was im Herbst durch­
geführt worden ist, ist eigentlich unter ganz 
anderen Aspekten erfolgt. Ich kann mich er­
innern, da gab es die Tankstellenhalter, Herr 
Minister, die waren sehr daran interessiert, und 
von denen redet heute kein Mensch mehr. Die 
waren es, welche gesagt haben . . . (Zwischen­
rufe .) Herr Kollege, ich weiß, Sie sind ein 
Lebkuchenzelter, Sie werden für die Tank­
stellenhalter nichts ü brigha ben. (H eiter­
keit. - Abg. Kulhan e k :  Die Rechtsanwälte 
haben etwas übrig ?) Herr Kollege, ja ! Ich 
kann Ihnen sagen, daß der Rechtsanwalt den 
Mut hat, hier in der Öffentlichkeit aufzutreten. 
Sehen Sie, das ist der Unterschied zwischen 
Lebzelter und Rechtsanwalt : Der Rechts­
anwalt sagt, die österreichischen Wirtschafts­
treibenden können neue steuer liehe Belastungen, 
so wie Sie sie brauchen, nicht mehr ertragen, 
ohne sie auf die Konsumenten abwälzen zu 
müssen. Und Sie stehen auf dem Standpunkt, 
das ist richtig, das muß richtig sein. (Lebhafte 
Zwischenrufe bei der Ö V P.) 

Herr Kollege, Sie sind ein Bauer. Jetzt red' 
ich mit dem Kulhanek, jetzt redet der AAB 
( Heiterkeit) , meine Herren, ich kann nur einen 
Bund bedienen. Da schreit der Kulhanek, da 
schreit der Prinke vom AAB, und da schreit 
der Steiner vom Bauernbund. Darf ich mir 
erlauben, einen nach dem anderen zu erledigen 
(Abg. Probs t :  Und jeder schreit etwas anderes I) , 
und dabei schreit jeder das Gegenteil vom 
anderen. (Abg . K o n i r :  Das ist die Einheit der 
Bünde 1 - Weitere Zwischenrufe und Gegenrufe. ) 

Darf ich jetzt dem Herrn Kollegen Kulhanek 
sagen : Sehen Sie, das ist der Unterschied, ich 
stehe auf dem Standpunkt, daß unsere Wirt­
schaftstreibenden in einer Situation sind, daß 
sie den Vorschlag der Regierung, diese steuer­
liche Belastung selbst zu verkraften, nicht mehr 
alle durchstehen werden können, und es wird 
ein erheblicher Teil auf den Konsumenten 
abgewälzt werden müssen. (Abg . K u l han e k :  
Dann ist Ihr Anwaltstarif ebenso eingeschlossen I) 
Herr Kollege, ich kenne Ihren speziellen Beruf 
nicht, aber wenn Sie Vergleiche anstellen 
würden mit dem Jahre 1936 und unserem 
Tarif von heute, dann werden Sie feststellen 
müssen, daß der Beruf, dem anzugehören ich 
die Ehre habe, derjenige ist, der die geringste 
Erhöhung von allen Berufen durchgeführt 
hat. (Heiterkeit.) '"Ver lacht da ? Ich bitte, 
ich bin bereit, es Ihnen draußen zu zeigen. Ich 
halte jetzt keine Propagandareden, aber ich 
werde es jedem, der es bez""yeifelt, nachher 

draußen zeigen, aber unter einer Bedingung, 
daß Sie selber um so wenig Erhöhung arbeiten 
wie die Angehörigen meines Berufes ! (Abg. 
W e ikhar t :  Aber die Punschkrapferl sind 
teurer geworden 1 - Abg. P r i n k e :  Die Ärzte 
sind noch schlechter dran !) Das kann sein ; 
bitte, das weiß ich nicht. 

Darf ich jetzt wieder zur Sache kommen. Im 
Herbst war ein Vorstoß der Tankstellen­
halter, die, wie ich glaube, wohl für uns alle 
glaubwürdig nachgewiesen haben, daß sie mit 
der gegenwärtigen Spanne nicht auskommen. 
Soviel ich weiß, haben auch die Wirtschafts­
kammern im großen und ganzen diesen Stand­
punkt als richtig bezeichnet. Die Tankstellen­
halter haben daher damals eine Erhöhung im 
Ausmaß von etwa 10 Groschen vorgeschlagen. 
Daraufhin ging ein Begutachtungsverfahren 
los, und da war man sich dann zum Teil einig : 
ja, das ist möglich - nein, das ist nicht möglich. 
Und nun beruft man sich auf dieses alte 
Begutachtungsverfahren für die Tankstellen­
halter und erhöht nicht um 10, sondern um 
20 Groschen. Und was erhalten die Tank­
stellenhalter als Belohnung � Wo sind sie � 
Sie sind unter den Tisch gefallen ! Kollege 
Kulhanek, Sie müßten jetzt hinausgehen und 
Ihren Freunden vom 'Virtschaftsbund sagen : Es 
tut mir sehr leid,ichhab' heute zwar zugestimmt, 
daß der Kotzina um 20 Groschen pro Liter 
Benzin mehr bekommt, aber du Tankstellen­
halter hast durch meine Stimme nichts be­
kommen. Das ist das Ergebnis. Denn, Herr 
Kollege Kulhanek, die Tankstellenhalter 
sind unter die Räder gekommen ! 

Nun gibt es zwei Möglichkeiten : Entweder 
sagen wir ihnen ehrlich, ihr kriegt nichts, also 
ein klares Nein. Ich möchte, daß Sie heute 
einmal eine klare Antwort geben. (Abg. 
Dr. Mus s i l :  Die Tankstellenspanne wird ia 
nicht im Parlament geregelt, sondern ganz 
woanders ! In der Lohn- und Preiskommission !) 
Herr Kollege, das wäre die zweite Lösung, das 
heißt, Herr Kollege - ich kenne leider Ihren 
Namen nicht -, die Frage, die Sie anschneiden, 
bedeutet : Kraftfahrer, bereitet euch vor, bis 
zum Herbst kommt die nächste Benzinpreis­
erhöhung ! Meine Herren von der ÖVP, ich 
danke Ihnen. Herr Kollege - ich bedauere, 
ich kann Ihren Namen nicht nennen, ich würde 
ihn sehr gern wegen des Protokolls zitieren. 
(Zwischenrufe : Dr. �ßf u8sil I) Dr. Mussil ! Ich 
danke Henn Dr . Mussil dafür, daß er ehrlich 
zugibt : das Problem wird also noch ange­
gangen : Kraftfahrer, nimm zur Kenntnis, du 
stehst vor der nächsten Überraschung. Das 
heißt, entweder wollen Sie die Tankstellen­
halter umbringen das will aber der 
Wirtschaftsbund kaum -, oder Sie werden noch 
im ersten Regierungsjahr eine zweite Er­
höhung des Benzinpreises auf sich nehmen 
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müssen. (Abg. Prin ke : Das ist keine Dem- vielleicht einmal von der Regierung sagt, um 
agogie ?) Herr Kollege, das ist die Alter- diesen Fremdenverkehr zu beleben und zu 
native, vor der Sie, Herr Dr. Mussil, stehen, fördern, geben wir noch ein paar Millionen aus 
und da gibt es keinen Ausweg. Ich bin Ihnen den Einnahmen aus � 
dankbar, denn ich hätte es nicht gewagt, diesen Auch in Niederösterreich _ ich darf Ihnen 
Verdacht so offen auszusprechen, wie Sie gleich sagen, ich spreche hier als Salzburger 
es bereits hier heute zugegeben haben. (Abg. und will euch Niederösterreicher nicht auf­
Pr i n k e : Der hat doch etwas ganz anderes hetzen ; wir sind sehr froh darüber, daß die 
gesagt ! - Lebhafte Zwischenrufe bei der Ö VP.) Straßen schon vorher zu Ende sind und die 
Ich bitte, Ihre Zwischenrufe zu ordnen und Fremden nicht weiterfahren _, auch in 
bündeweise zwischenzurufen. (Heiterkeit bei Niederösterreich würden sich die Fremden 
der SPÖ. - Abg. Prinke :  Das werden wir wahrscheinlich sehr gerne einmal etwas außer-
uns von Ihnen nicht vorschreiben lassen !) Ich h lb d A h b 
kann nicht alles auf einmal : Wirtschafts- und 

a er utoba n ewegen. Nur müßte die Re-
gierung das Herz haben, von den 1 1  Milliarden an 

Bauernbund, Arbeiterbund. Früher einmal Eingängen aus dem Fremdenverkehr auch 
war das sehr einfach, früher haben wir eine einmal etwas für den Ausbau der Bundes­
linke Fraktion und eine rechte Fraktion gehabt. straßen und der Straßen überhaupt zur Ver­
Seitdem wir nur mehr eine Regierungspartei fügung zu stellen, um etwas für den modernen 
haben, haben wir drei Fraktionen in der Re- Verkehr zu tun. Das tut sie aber nicht, sondern 
gierung. Welcher Fraktion darf ich also jetzt sie nimmt von den Kraftfahrern wesentlich 
antworten ? (Weitere Zwischenrufe. - Abg. mehr ein, als sie dafür auszugeben bereit ist. 
Ing. Helb ich : Der Herr Dr. Mussil möchte (Abg. D'f. Mussi l :  Das sind Devisen- und 
Ihnen seit einer halben Stunde etwas sagen, doch keine Steuereingänge !) Herr Kollege, ich 
vielleicht hören Sie einmal auf !) Ja, bitte Herr glaube aber, daß es für uns sehr wohl auf der 
Kollege Mussil, sagen Sie einmal dem Herrn Aktivseite steht. Oder wollen Sie das auch 
Kollegen Prinke, er soll ruhig sein, dann werde abstreiten ? Bitte, das wäre ohne weiteres 
ich Sie verstehen ! (Heiterkeit. - Zwischenruf möglich. 
des Abg. Prin ke.) Es tut mir leid, Herr 
Kollege Mussil, ich hätte Ihnen gerne zugehört, 
ich hätte gerne Ihren Einwand verarbeitet. 

Nun ist also heute zur Hebung des Fremden ­
verkehrs von meinem Vorredner Kollegen 
Grundemann etwas mitgeteilt worden, das sicher 
morgen in allen ausländischen Zeitungen stehen 
wird, nämlich daß wir die Straßen bauen wonen 
und daß der Ausländer seinen Beitrag dazu 
zahlen muß. Auch wenn er tausendmal recht 
hat, aber es gibt gewisse Dinge, über die sollte 
man wenig reden in der Öffentlichkeit ;  das sind 
zum Beispiel die Lawinenkatastrophen. Man 
muß auch den Fremden nicht unbedingt sagen, 
daß,  wenn sie hereinkommen, sie mit ihrem 
Geld, das sie für Benzin bezahlen, die Straßen 
bauen helfen. (Zwischenrufe.) 

Sehen Sie, das ist auch wieder ein Unter­
schied zwischen Ihnen von der ÖVP und mir . 
Ich halte diesen Teil seiner sonst sehr interes­
santen Rede nicht für fremdenverkehrsfördernd. 
Sie halten es offensichtlich dafür. Aber nun 
wurde die Frage gestellt : Ja womit finanzieren 1 
Ich stimme mit Kollegen Grundemann 
überein, daß gute Straßen eine Voraussetzung 
für einen gut fließenden Fremdenverkehr sind. 
Der weitaus größere Teil der Fremden kommt 
heute auf der Straße, der kleinere Teil kommt 
mit der Bahn. Wir können jetzt darüber 
streiten, ob von diesen 1 1  Milliarden 8 oder 9 

auf der Straße hereinkommen. Hier fließt 
eine Injektion von 8 oder 9 Milliarden auf der 
Straße herein. Ist das kein Grund, daß man 

Es gibt genügend Geschäftsleute, die um 
solcher Deviseneingänge willen bereit wären, 
1 Prozent für die Propaganda einzusetzen. 
1 Prozent kann man für Werbung und Propa­
ganda einsetzen. Nur die Regierung kann es 
nicht, sie hat anderes zu tun. 

Herr Kollege, Sie waren vorhin sehr auf­
geregt und haben einen Satz des Vorredners 
von meiner Fraktion - darf ich bitten, es ihm 
zu sagen, weil er jetzt nicht hier ist - miß­
verstanden. Er hat von Perserteppichen und 
Eigentumswohnungen gesprochen. (Rufe bei 
der Ö V P: Er ist schon hier !) Herr Minister ! 
Dann darf ich Sie einen Moment um Gehör 
bitten. Ich darf ergänzen, was mein Klub­
freund, der Herr Abgeordnete Peter, gesagt 
hat und was - nicht von Ihnen, sondern von 
Ihrer Fraktion - auf Sie bezogen worden ist, 
nämlich die Teppiche und die Eigentums­
wohnungen. Man hat sehr verwundert getan, 
als wir in Zwischenrufen geantwortet haben. 
Sie wußten es bis heute offenbar nicht, ich 
darf Ihnen die aufsehenerregende Mitteilung 
machen, daß in Österreich Dutzende Firmen 
und Einzelpersonen von österreichischen Ge­
richten rechtskräftig wegen des Verbrechens 
verurteilt worden sind, Gelder beim Autobahn­
bau unterschlagen zu haben. Das ist eine 
menschliche Seite, und kein Mensch wird das 
ändern können. Man kann aber etwas : Man 
kann bei der Aufgabenvergabe etwas strenger, 
etwas rigoroser sein, man kann etwas strenger 
sein bei der Auswahl der Parteigünstlinge . 
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Man muß nicht einen Menschen, der schon ein- r Gericht kommen, sondern weiter ihr Geschäft 
mal wegen Verbrechens verurteilt worden ist, 
wieder einstellen und wieder beim Autobahn­
bau heranziehen. Heute haben wir in der 
Zeitung gelesen, daß ein neuer Autoba.hn­
skandal aufgedeckt wurde. Es ist keine frei­
heitliche Zeitung und auch keine von der 
anderen Oppositionspartei, sondern es ist 
der "Kurier", der Ihnen von der ÖVP, glaube 
ich, wohl sehr nahe steht und der bestimmt nur 
ungerne etwas schreibt, was der Regierung 
wehtut. Es heißt : "Ein neuer Autobahnskandal, 
Baureferent wurde verhaftet."  So etwas kann 
vorkommen. Interessant ist nur, daß derselbe 
Mann schon einmal wegen praktisch des gleichen 
Delikts verurteilt worden ist. Er hat schon 
einmalAutobahnbaugelder aufdieSeitegeräumt. 
Auch ein zweites ist interessant : Dieser Mann 
hat jeder Firma gesagt, die zu ihm gekommen 
ist, daß sie nicht fakturieren darf. Er hat 
eine Zwischenfirma eingeschaltet, die 
erhöhte Rechnungen ausgestellt hat. Herr 
Minister, das Erschütternde ist nicht, 
daß der Mann das gemacht hat, sondern 
daß etliche Firmen lange Zeit hindurch kein 
Haar daran gefunden haben und mehr bezahlt 
haben. 

Herr Minister, wenn Sie beim Autobahnbau 
durchgreifen wollen, wenn Sie Sauberkeit 
hineinbringen wollen, wenn Sie das Vertrauen 
wiederherstellen wollen, wenn Sie billiger bauen 
wollen und wenn Sie mehr Geld ersparen wollen, 
als Sie durch diese Steuer hereinbekommen, 
dann geben Sie keiner der Firmen, die dauernd 
Durchstiche versuchen und die Beamten und 
alle diejenigen, die dann vor Gericht stehen 
werden, zu bestechen versuchen, mehr einen 
Auftrag, denn derjenige, der den Herrn 
Steflicek bestochen hat, besticht morgen den 
Nachfolger und jeden anderen. Das sind 
Firmen, die wissen, daß man in Österreich nur 
dann gut fährt, wenn man schmiert. 

Jetzt, Herr Minister, kommt der Teil meiner 
Rede, der sich auf Sie bezieht. Wir müssen 
leider feststellen, daß Firmen, die schon 
Dutzende Male in Skandale verwickelt waren, 
immer wieder beschäftigt werden, und Sie 
dürfen es nicht übelnehmen, wenn man an­
nimmt, daß das Geldgeber von politischen 
Parteien sind, denn sonst wäre es ausgeschlos­
sen, daß solche Firmen immer wieder beschäftigt 
werden. Ich darf Sie bitten, nur die heutige 
Zeitung zu lesen. Man braucht gar nicht weiter­
zugehen. Aber jenen Kollegen, die es noch 
nicht wissen, darf ich sagen : Ich kann Ihnen 
viele, viele Namen nennen, von denen dann 
irgendeiner vor Gericht steht und die Schuld 
auf sich nimmt, während viele andere, die im 
Hintergrund stehen, die ihm das Geld gegeben 
und ihn jahrelang bestochen haben, nicht vors 

machen. Kein Wort zum Schutze desjenigen, 
der jetzt vor Gericht steht, er ist auch schuldig, 
aber die übrigen Schuldigen, die um nichts 
besser sind, werden weiter beschäftigt. Herr 
Minister, das sind diejenigen, die den Autobahn­
bau in Österreich in der Öffentlichkeit so in 
Mißkredit bringen, das sind auch diejenigen, 
die den Autobahnbau in Österreich so wesent­
lich verteuern. Was man von Ihnen, Herr 
Minister, erwartet, ist eine mannhafte Ta t .  
Man muß einmal auf den Tisch hauen. Es 
werden Federn fliegen, bei allen Parteien, auch 
bei der eigenen. Wenn Sie das machen. 
Herr Minister, dann ist das eine Tat, die Ihnen 
sicherlich noch höher angerechnet werden 
würde als die seinerzeitige Zurverfügung­
stellung Ihres Kopfes. Was hätten wir davon , 
wenn die ÖVP Ihren Kopf auf den Tisch des 
Parlaments gelegt hätte � Gar nichts ! Wir 
erwarten nicht Ministerköpfe, sondern wir 
erwarten, daß endlich einmal den Korrup­
tionisten in Österreich das Handwerk gelegt 
wird. Da Sie das aber nicht können, müssen 
Sie die Autofahrer mit neuen Steuern belegen . 
Das ist Ihre Politik ! (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Eberhard das Wort. (Abg. Dr. van 
Tonge l :  Jetzt wird es wesentlich ruhiger } -
Abg. Pet e r :  Die Helden sind müde !) 

Abgeordneter Eberbard (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Darf ich zunächst 
eine Richtigstellung zu den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Ing. Helbich vornehmen; 
der erklärt hat, daß ein einstimmiger Beschluß 
des Landtages von Kärnten vorliegt, einen 
Zuschlag zur Mineralölsteuer einzuheben. Ich 
möchte feststellen, daß ein solcher einstimmiger 
Beschluß nicht besteht. (Abg. Rosa J och­
mann zu Abg. Ing . Helbich : Hört } Hört ! Sie 
haben schlecht gelesen }) Der Herr Landes­
hauptmann hat nur seinerzeit in seiner Eigen­
schaft als Landesfinanzreferent in bezug auf 
die Nord-Süd-Verbindung für Kärnten einen 
einstimmigen Beschluß des Landtages ver­
langt, daß ein Zuschlag zur Mineralölsteuer 
eingehoben werden soll. (Abg. Prin k e :  Na 
also !) Bereits zu diesem Zeitpunkt hat aber 
niemand anderer als Finanzminister Dr . Ka­
mitz erklärt - Sie sehen, wie weit das zurück­
geht -, daß eine solche Maßnahme Preis­
steigerungen nach sich ziehen würde, die nicht 
vertretbar wären. Daher kann man nicht sagen, 
daß ein einstimmiger Beschluß des Kärntner 
Landtages vorliegt. 

Nun zu den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Grundemann. Herr Abgeordneter 
Grundemann, Sie haben in Ihren Ausführungen 
nicht einmal, sondern etliche Male gesagt, daß 
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die Opposition Vorschläge unterbreiten solle. wie nachteilig sich das Fehlen eines geeigneten 
Dieser Appell kommt zu spät. Wenn Sie Straßenbaukonzeptes auf den gesamten öster­
glauben, auf die guten Vorschläge der Op- reichischen Straßenbau auswirkt. 
position in Zukunft nicht verzichten zu können, 
dann frage ich mich nur : Warum haben Sie 
nicht während der Regierungsverhandlungen 
auf Ihre Kollegen Einfluß genommen � Man 
hätte diese Frage dann wahrscheinlich etwas 
wohlwollender behandeln können. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Nach der hier in Behandlung stehenden Regie­
rungsvorlage werden die Kraftfahrzeugbesitzer 
ab 1 .  Juni dieses Jahres den Treibstoff für 
ihre Kraftfahrzeuge um 20 Groschen pro Liter 
teurer zu kaufen haben als bisher. Begreif­
licherweise hat diese Absicht der Bundes­
regierung schon lange, bevor noch konkrete 
Stellungnahmen dazu abgegeben wurden, unter 
den Kraftfahrzeugbesitzern heftigen Unmut 
ausgelöst, denn unter ihnen befinden sich ja  
nicht nur Kraftfahrzeugbesitzer, die diese 
Belastung aus eigenem leicht tragen können, 
sondern auch tausende Arbeitnehmer, die 
das Halten eines Kraftfahrzeuges als Lebens­
notwendigkeit ansehen und nicht als Luxus. 
Es ist daher nur zu gut verständlich, daß in 
dieser Frage auch die Kraftfahrerorganisa­
tionen, wie der ARBÖ und der Österreichische 
Automobil-, Motorrad- und Touring Club, eine 
ablehnende Haltung beziehen, denn ihre Auf­
gabe ist es letzten Endes, die Interessen ihrer 
Mitglieder wahrzunehmen. 

Herr Abgeordneter Grundemann ! Sie haben 
in Ihren Ausführungen nicht einmal, sondern 
-zig Male den ARBÖ zitiert. Ich bin Ihnen sehr 
dankbar für diese Propaganda, die Sie für den 
ARBÖ machen. Das wird Ihnen aber wahr­
scheinlich nichts einbringen, Sie werden nicht 
Präsident dieser Organisation werden. Sie 
könnten es werden, wenn Sie unserem Antrag 
die Zustimmung geben würden. So Sie ihn aber 
ablehnen, wird Ihnen diese Propaganda wahr­
scheinlich nicht viel ein bringen. (Abg. Pr  i n k e : 
Kein Aspirant auf den Posten I - A bg. 
M a c h u n z e :  Das kann man doch dem 
Minister Broda nicht nehmen I) 

Dabei muß ich feststellen, daß beide Organi­
sationen, sowohl der ARBÖ als auch der 
ÖAMTC, in vielen Aussendungen die Regie­
rung immer wieder davor gewarnt und immer 
wieder darauf hingewiesen haben, daß die 
Einhebung einer zusätzlichen Mineralölsteuer 
gerade für den arbeitenden Menschen eine 
außerordentliche soziale Ungerechtigkeit dar­
stellt. Dabei erkennen diese Organisationen 
die Notwendigkeit des Ausbaues unseres 
Straßennetzes. Das geht ja auch eindeutig 
aus dem Flugblatt, das der Herr Abgeordnete 
Grundemann in Behandlung gezogen hat, 
hervor. Sie weisen aber gleichzeitig darauf hin, 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Was nützt es, wenn Herr Minister Dr. Kotzina 
vor einigen Tagen auf dem 28. Österreichischen 
Straßentag im Burgenland ankündigte, für den 
weiteren Ausbau unseres Straßennetzes für 
die Zukunft eine echte Rangordnung sowohl 
für die Bundesstraßen als auch für die Auto­
bahn in die Wege zu leiten. Hier kann man 
nur sagen : Viel zu spät, Herr Minister ! 
Warum erst jetzt � Wäre es nicht schon längst 
an der Zeit gewesen, auf diesem Gebiet nach 
einem Konzept vorzugehen ? Scheinbar aber 
hat dieses Fortwursteln von Jahr zu Jahr so 
großen Gefallen gefunden, daß man es einfach 
nicht für notwendig hielt, nach einem bestimm­
ten Plan bei der Ansetzung der erforderlichen 
Maßnahmen vorzugehen. Uns Sozialisten kann 
man hier wohl keinen Vorwurf machen. Uns 
kann man aber auch nicht den Schwarzen 
Peter zuspielen, denn der Straßenbau war 
auch in der Koalitionsregierung eine reine 
Angelegenheit der Österreichischen Volkspartei, 
das muß klar und eindeutig festgestellt werden. 
(Abg. S t e iner :  Staatssekretär Weikhart l) 

Ich möchte heute nicht auf die unrühmlichen 
Ereignisse zu sprechen kommen, die sich da 
oder dort beim Bau von Bundesstraßen und 
einzelnen Bauabschnitten der Autobahn zu­
getragen haben. Es sind hier schon einige 
davon aufgezeigt worden, aber dazu wird 
später auch noch einmal Gelegenheit sein. 
Ich möchte die Affäre um die Strengberge 
daher auch nur am Rande erwähnen . Ich darf 
nur in Erinnerung rufen, wie man zu diesem 
Zeitpunkt vom "Köpferollen" gesprochen hat. 
Es kam jedoch nicht dazu, und die Köpfe, 
die man damals dem Richter angeboten hat, 
sitzen heute nach wie vor in der österreichischen 
Bundesregierung. Wir werden ja sehen, wie­
weit die eingesetzte Untersuchungskommission 
imstande sein wird, in diese unrühmliche 
Angelegenheit Aufklärung zu bringen. Ich 
persönlich zweifle daran. Herauskommen wird 
wie schon so oft als Ausrede : höhere Gewalt. 
Mit dem können wir, glaube ich, heute schon 
rechnen. Ich möchte fast wetten, daß man 
versuchen wird, mit dieser lapidaren Feststel­
lung den österreichischen Steuerzahler über 
einen Skandal, der wohl seinesgleichen sucht, 
hin wegzutäuschen. 

Hohes Haus ! Warum sind wir Sozialisten 
gegen die geplante Erhöhung der Mineralöl­
steuer ? Dafür gibt es eine Reihe von Gründen, 
auf die ich im Laufe meiner Ausführungen noch 
eingehen werde . Zunächst einmal die Fest­
stellung, wie bezeichnend es für die Haltung 
des Herrn Finanzministers in dieser Frage ist, 

7. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 7. Sitzung - 24. Mai 1966 323 

Eberhard 
daß er nicht einmal bereit war, die durch die 
Treibstoffpreiserhöhung zu erwartenden :Mehr­
einnahmen in ihrer vollen Höhe dem Straßen­
bau zur Verfügung zu stellen. Also müssen die 
Kraftfahrer demnach ein Budgetloch füllen. 
Hätten nicht die Kraftfahrer das moralische 
Recht, vom Staate zu verlangen, daß die von 
ihnen zusätzlich kassierten Steuergelder auch 
zweckgebunden für den Straßenbau wieder aus­
gegeben werden 1 Dabei erwähnt man be­
wußt nicht, daß die Kraftfahrer bereits ohnehin 
4,7 Milliarden Schilling an Mineralöl- und 
Kraftfahrzeugsteuer aufbringen, von diesem 
Betrag bisher jedoch nur 3,2 Milliarden dem 
Straßenbau zugeführt worden sind. 

Warum ist der Herr Finanzminister auf den 
seinerzeitigen ARBÖ-Vorschlag nicht einge­
gangen, die Kraftfahrzeugsteuer in der der­
zeitigen Form abzuschaffen und an ihrer Stelle 
einen Zuschlag zum Treibstoffpreis einzu­
heben, wobei aber die Heizölbezieher aus­
genommen werden sollten 1 Eine solche Re­
gelung würde die Kraftfahrer von über­
flüssigen und lästigen Formalitäten befreien, 
ohne sie andererseits finanziell zu belasten. 
Durch eine solche Regelung würden dem Staat 
jährlich bedeutende Kosten für den Personal­
und Verwaltungsaufwand erspart bleiben. Da­
mit würde aber auch gleichzeitig ein erster 
sinnvoller Schritt zur Verwaltungsvereinfa­
chung getan werden. Die Kraftfahrer hätten 
sich nach diesem Vorschlag des ARBÖ das 
Kleben der monatlichen Steuermarken er­
spart, die Polizei- und Gendarmeriebeamten 
die laufenden Kontrollen und der Staat mit 
der Reduzierung seiner Bürokratie viele Mil­
lionen Schilling. Die Benzinpreiserhöhung 
hätte nach diesem Vorschlag ebenfalls rund 
20 Groschen betragen. Ich möchte feststellen, 
daß man unter Umständen auch über eine 
Erhöhung dieses Vorschlages noch hätte 
sprechen können, denn er hätt@ dem Staate 
echt mehr gebracht als heute der geplante 
Zuschlag zur Mineralölsteuer. 

einmal bereit, mit ihnen gemeinsam nach einer 
Lösung zu suchen, die eine gerechte Regelung 
mit sich gebracht hätte. Ich bin nur neugierig, 
wie die Vertreter der Bauernschaft in den 
Reihen der Österreichischen Volkspartei heute 
noch zu dieser Frage Stellung beziehen werden. 
(Abg. Dr. Gorbach:  Nicht 80 neugierig I) Nein, 
Herr Kanzler, ich glaube, sie werden im 
Inneren ihres Herzens nur widerwillig diesem 
Antrag die Zustimmung geben. (Abg. W e i k­
ha r t ,'  Nur dem Zwang der Klubpeitsche folgend I) 
Aber man wird j a  dann sehen, wie weit Sie 
dann nicht doch versuchen - aber das geht 
ja auch nicht mehr -, vielleicht uns für diese 
Preiserhöhung verantwortlich zu machen, denn 
was nun jetzt hier in diesem Hause geschieht, 
das hat die Österreichische Volkspartei allein 
zu verantworten. (Abg. Prink e :  Das ist 
heute schon ein paar Mal gesagt worden I) So hat 
der Herr Finanzminister auch alle Anträge, die 
von seiten der Sozialisten in der Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses eingebracht 
worden sind, mutig abgelehnt. Ich würde mir 
gern den 80 viel gepriesenen Mut des Herrn 
Finanzministers gefallen lassen, wenn er diesen 
auch einmal gegen die privilegierten Groß­
verdiener in Österreich unter Beweis stellen 
würde. Aber so sind es immer wieder nur jene 
Bevölkerungsschichten, die bisher noch immer 
jede Sanierungsmaßnahme, die dem Budget 
diente, zu tragen gehabt haben, nämlich die 
arbeitenden Menschen in unserem Lande. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf 
eine von mir am 17 .  November des vorigen 
Jahres an den Herrn Bundeskanzler ge­
richtete Anfrage, betreffend die Erhöhung des 
amtlichen Kilometergeldes, zu sprechen kom­
men. Bis heute ist diese Frage unerledigt 
geblieben, obwohl mir im Jänner dieses Jahres 
mitgeteilt wurde, daß zur Erledigung dieser 
Angelegenheit Verhandlungen mit den be­
teiligten Ressorts und Interessengruppen an­
beraumt worden sind. Aber immer dann, wenn 
es sich um eine berechtigte Forderung von 
Arbeitnehmern handelt, läßt man sich Zeit. 

Wer wird diese Treibstoffpreiserhöhung Ich frage : Wo bleibt hier der Österreichische 
letzten Endes tragen ? Es steht doch außer Arbeiter- und Angestelltenbund ? Warum 
Zweifel, daß damit wiederum eine Preislawine greift er nicht auch diese Frage auf ? Warum 
ins Rollen gebracht wird, eine Preislawine, die verlangt er nicht auch von seiner Regierung die 
die wirtschaftlich Schwächeren zu tragen haben. Beseitigung dieses Unrechtes ? Ja, hier handelt 
Die Wirtschaft wird wissen, wie sie diese es sich um ein schreiendes Unrecht, denn die 
Preiserhöhung bei Treibstoffen wieder umlegt. Privatwirtschaft zahlt schon seit langem ihren 
Die Umlegung kann nur auf die Produktions- Bediensteten wesentlich höhere Sätze als die, 
kosten erfolgen. Für den Herrn Finanz- die der Staat seinen Bediensteten zu zahlen 
minister mag es daher auch völlig unbedeutend bereit ist. Im Interesse dieser benachteiligten 
sein, daß sich ARBÖ, Österreichischer Touring Personen werde ich diese Angelegenheit neuer­
Club, Österreichische Straßenbaugesellschaft, lich beim Herrn Bundeskanzler urgieren. Aber 
Städtebund, Gemeindebund, Arbeiterkammer, ich glaube, es wäre gerade jetzt, zu dem Zeit­
Gewerkschaftsbund und andere Interessen- punkt, in dem eine Erhöhung des Treibstoff­
verbände gegen die Erhöhung des Treibstoff-

I 
preises erfolg�� wird, diesem Personenkreis ein 

preises ausgesprochen haben. Ja er war nicht bescheidenes Aquivalent einzuräumen. 
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Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Wenn wir uns zurückerinnern an die Ver­
handlungen über das Budget 1 966, die im 
Oktober vorigen Jahres stattfanden, dann 
wissen wir auch, daß die damals vom Herrn 
Finanzminister vorgeschlagene Treibstoff­
erhöhung mit ein Grund zum Scheitern dieser 
Verhandlungen war. Natürlich hat die Öster­
reichische Volkspartei im Wahlkampf be­
stritten, von den Sozialisten jemals die Zu­
stimmung zur Preiserhöhung bei Bahn und Post, 
bei den Treibstoffen und so weiter verlangt zu 
haben. Ich darf nur erinnern, wie mein Freund 
Czettel hier gerade zu diesem Punkt Beweise 
angeführt hat. Aber bereits wenige Wochen 
nach dieser politischen Auseinandersetzung muß 
der österreichische Wähler zur Kenntnis neh­
men, daß sich letzten Endes all das bewahr­
heitet, was die Sozialisten immer wieder ge­
sagt haben : Eine ÖVP-Alleinregierung bringt 
eine Welle von Preiserhöhungen mit sich, 
Preiserhöhungen, die sich vor allem für die 
sozial Schwächeren in diesem Staate sehr 
nachteilig auswirken müssen. 

Was hat dagegen die Österreichische Volks­
partei in ihrer Propaganda getan ? Sie hat die 
österreichischen Wähler bewußt irregeführt, 
sie hat sie bewußt belogen (Ruf bei der SPÖ : 
SO wie immer I) , denn all das, was von ihr heute 
auf diesem Gebiete in die Tat umgesetzt wird, 
war bereits zu diesem Zeitpunkt eine fixe 
Absicht für den Fall eines für sie günstigen 
Wahlausganges. (Abg. Gram : Warten wir auf 
die andere Wahl !) 

So wie man hier die Wähler belogen hat, 
so verlogen war die ganze Propaganda gegen 
uns Sozialisten. Ich möchte hier keineswegs 
auf die vielen grundlosen Verdächtigungen, 
Verleumdungen, Diffamierungen und Ver­
drehungen während des Wahlkampfes gegen 
uns Sozialisten eingehen, doch eines glaube 
ich schon heute sagen zu können : Zu einem 
so billigen Erfolg wird die Österreichische 
Volkspartei bei kommenden Wahlen nicht 
mehr kommen. (Zustimmung bei der S PÖ. -
Abg. Pr i n k e :  Es haben schon manche Pro­
pheten versagt ! Tee trinken und abwarten ! -
Abg. P a  y :  Das werdet ihr noch erleben I) 

Hohes Haus ! Ich bin mir dessen bewußt, 
daß auch innerhalb der Österreichischen Volks­
partei bereits erkannt wird : Gäbe es eine 
solche Möglichkeit, wären morgen schon tau­
sende Österreicher bereit, ihren Wahlentscheid 
vom 6. März zu korrigieren. ( Heiterkeit bei 
der Ö V P. - Abg. W e i k h a r t :  Nicht lachen 1 
Das ist schon wahr 1 - Weitere Zwischenrufe. -
Abg. Prin k e :  Das glauben Sie selber nicht ! -
Abg. Fac h l e u t n e r :  Es kommen noch einmal 
hunderttausend dazu !) Leider geht es nicht, 
und so haben auch die, die dieser Propaganda 

erlegen sind, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
eine Schwächung der Sozialistischen Partei 
in diesem Land (Ruf bei der Ö V P :  . . .  gut 
ist !) Nachteile nicht nur für bestimmte 
Gruppen, sondern für die gesamte arbeitende 
Bevölkerung mit sich bringt. ( Beifall bei 
der SPÖ.) 

Spricht man heute draußen mit Leuten, 
so merkt man, daß sie von großer Sorge um 
die künftige Entwicklung in diesem Lande 
erfüllt sind. (Abg. Prin k e :  Das waren sie 
vor der Wahl auch !) Sie merken es von Tag 
zu Tag, wie ihr schwer erarbeiteter Schilling 
immer weniger wert wird, wie seine Kauf­
kraft sinkt (Abg. K e r n :  Bis jetzt nicht ! -
Abg. Pay : " Wer Ö VP wählt, stärkt den Schil­
ling I" - Ruf bei der SPÖ : ' "  steigert die 
Preise !) und wie überall die Preise in die 
Höhe schnellen. Wie lange wird hier die 
Bundesregierung noch untätig zusehen ? 
Anscheinend ist man nicht gewillt, 
etwas zu unternehmen, um dieser Entwicklung 
Einhalt zu gebieten. Im Gegenteil : Man 
neigt vielmehr dazu, den kleinen Mann in 
immer größerem Ausmaße heranzuziehen, wenn 
es gilt, die Staatsfinanzen aufzustocken . (Abg. 
M o s e r :  Das 'ist "Politik für alle Österreicher" I) 
Eine solche Politik lehnen wir Sozialisten mit 
Entschiedenheit ab. Wir lehnen daher auch 
die in Frage stehende Regierungsvorlage ab, 
da sie eine weitere schwere Belastung weitester 
Bevölkerungskreise nach sich zieht. 

Dem Herrn Finanzminister möchte ich ab­
schließend jedoch sagen : Sollte er in Hin­
kunft wieder mit dem grünen Wimpel durch 
das Land fahren, so werden ihm ob seiner 
Beharrlichkeit in der Frage der Erhöhung 
der Mineralölsteuer weder St. Christophorus, 
geschweige denn die österreichischen Kraft­
fahrer Dank und Anerkennung zollen. Seine 
diesbezügliche Maßnahme steht im krassen 
Widerspruch zu dem, was er dem österreichi­
schen Steuerzahler zu Wahlzeiten versprochen 
hat. Daher wird meine Fraktion nicht für 
die Regierungsvorlage stimmen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Franz PichIer. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Franz Pichler (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Die Diskussion 
über die Regierungsvorlage, die jetzt in Be­
handlung steht, dauert . nun schon mehr als 
2 Yz Stunden. Sie hat nicht nur in ihrem In­
halt, sondern auch in ihrer Form bewiesen, 
daß diese Regierungsvorlage mehr als frag­
würdig ist. Nicht nur die Redner der Oppo­
sition haben darauf hingewiesen, daß ' diese 
Regierungsvorlage, wenn sie beschlossen wird, 
die schwersten und bedenklichsten Auswirkun-
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gen haben wird. Die Redner der Regierungs­
partei haben nur zum Problem des Straßen­
baus gesprochen, sie haben aber nicht von 
den Auswirkungen auf die übrige Wirtschaft 
geredet. 

Ich möchte sagen, daß jene Gruppen der 
Regierungspartei, die sich bisher nicht zum 
Wort gemeldet haben, noch beredter ihre Be­
denken gegen dieses Gesetz zum Ausruck brin­
gen als jene, die dazu gesprochen haben. 
Es wurde schon erwähnt, daß von seiten des 
Bauernbundes keine einzige Stellungnahme zu 
diesem Gesetz erfolgt ist. Man kann mit Recht 
daraus schließen, daß die Vertreter der Bauern­
schaft sehr wohl die Auswirkungen dieses Ge­
setzes kennen, daß sie aber anscheinend 
nicht in der Lage sind, gegen dieses Gesetz 
aufzutreten (Abg. M os e r  : Sie dürfen nicht 1 -

Ruf bei der Ö V P : Der Grundemann ist doch 
vom Bauernbund, Herr Kollege I) , daß sie 
nicht in der Lage sind, hier ihre Meinung offen 
zu sagen, sondern daß sie wahrscheinlich im 
Auftrage Ihrer Partei stillschweigend dieses 
Gesetz über sich ergehen lassen müssen. 

Wenn Herr Präsident Wallner in einer der 
letzten Sitzungen sehr beredt die Schwierig­
keiten der Landwirtschaft dargestellt hat 
und jetzt stumm ist, dann ist die Frage be­
rechtigt, warum zum gegenständlichen Ge­
setzentwurf nicht auch . von dieser großen 
Gruppe des österreichischen Volkes Stellung 
bezogen wird. (Abg. Dr. Withalm : Sorgen 
haben Sie 1 Wenn das die einzigen Sorgen sind I) 
Herr Generalsekretär, wenn nicht nur die 
Bauernschaft zu diesem Gesetz schweigt, 
sondern wenn auch Ihre Seite der Dienst­
nehmer zu diesem Gesetz bisher geschwiegen 
hat, dann beweist dieses Schweigen, daß nicht 
nur die Bauernschaft weiß, sondern auch 
die Dienstnehmer sehr wohl wissen, welche 
Auswirkungen von diesem Gesetz zu er­
warten sind und daß sie . . .  (Abg. G ra m :  
Wir sind ja dafür, Pichler l) Gram, du kannst 
. . . (Abg. Gram:  Wir trauen uns doch I) Ich 
glaube es ohne weiteres, Kollege Gram, 
daß du dafür stimmen wirst. Ich glaube aber 
kaum, daß du die Auswirkungen, die dieses 
Gesetz haben wird, ebenso leicht wirst ver­
treten können, wie . es dir anscheinend leicht­
fällt, für dieses Gesetz zu stimmen. (Abg. 
Dr. Go rb a c h :  Das macht ihm keinen Gram I) 

Diese Gesetzesvorlage - und darauf wurde 
schon mehrfach verwiesen - wird nicht nur, 
was man immer wieder zum Ausdruck zu 
bringen versucht, die Straßenbenützer be­
lasten, sondern sie wird in Wahrheit die ge­
samten österreichischen Konsumenten be­
lasten. Es wird keiner von den Abgeordneten 
der Regierungspartei, die dem Wirtschafts­
bund angehören, hier behaupten können, 

daß die Wirtschaft allein in der Lage sein wird, 
die Kosten, die ihr zweifellos dadurch ent­
stehen, daß Benzin und Dieselöl teurer wer­
den, auf sich zu nehmen, sondern die Wirt­
schaft wird die Kosten, die daraus entstehen, 
eindeutig wiederum auf die Preise überwälzen, 
und die Benzinpreiserhöhung wird zur Gänze 
der österreichische Konsument bezahlen. (Abg. 
M08 e r :  Sallinger hat e8 ja 8chon gesagt !) 

Wir haben den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Helbich entnommen - ich habe 
diese Zahl bisher nicht gehabt -, daß ungefähr 
62 Prozent der Kraftfahrzeugbesitzer Arbeiter 
und Angestellte seien. Ich kann diese Zahl 
nicht bezweifeln, weiß aber, daß es in Öster­
reich im Jahre 1965 95.000 LKW-Besitzer 
gegeben hat. Diese 95 .000 LKW-Besitzer 
werden die Kosten, die durch die Fracht ent­
stehen, eindeutig auf die Konsumenten abwäl­
zen. Dadurch ist das Schlagwort, daß der 
Straßenbenützer mehr zahlen soll, wohl schon 
widerlegt. 

Es gibt aber eine zweite Gruppe von Dienst­
nehmern, die durch dieses Gesetz nicht nur 
als Straßenbenützer oder als Konsument, 
sondern zusätzlich belastet · werden. Wenn 
in vielen Reden immer wiederum darauf 
hingewiesen wird, daß der Wirtschaftsaufstieg 
Österreichs durch die Fernsehapparate und 
durch die Waschmaschinen, die die Familien 
haben, gekennzeichnet ist, dann wird darauf 
vergessen, daß der Wirtschaftsaufstieg auch 
in der Anzahl der Autos, die heute die Straßen 
beleben, zum Ausdruck kommt. Oft und oft 
wird dabei die Meinung vertreten, daß diese 
Kraftfahrzeuge zum Teil für den Arbeiter 
und Angestellten Luxusartikel sind, die sie 
sich halt nur deswegen leisten, weil sie auch 
gerne Auto fahren wollen. Wir alle wissen 
aber, daß ein sehr wesentlicher Teil von Dienst­
nehmern gezwungen ist, das Kraftfahrzeug 
zur Ausübung des Berufes in Anspruch zu 
nehmen, weil entweder der Beruf überhaupt 
nur mit Hilfe eines Kraftfahrzeuges ausgeübt 
werden kann oder aber, weil die öffentlichen 
Verkehrsmittel nicht ausreichen, die Arbeiter 
und Angestellten zu ihren Arbeitsplätzen zu 
bringen. Besonders schwierig wird es dann, 
wenn die Beschäftigung innerhalb eines Schicht­
betriebes ausgeübt wird. Wir wissen aus der 
Praxis, daß da bei täglich Strecken bis zu 
100 km zurückgelegt werden müssen. Wir 
wissen, daß die Auswirkungen, die nun durch 
die Benzinpreisverteuerung zustande kommen, 
für diese Beschäftigtengruppen besonders 
fühlbar sind, denn hier kann man nicht 
sagen : Wenn ihm das Benzin zu teuer ist, 
dann soll er halt zu Hause bleiben ! Daß solche 
Meinungen vorhanden sind, geht ja auch aus 
der Resolution der Tankstellenbesitzer her-
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vor, die darauf hinweisen, daß infolge der 
Benzinpreiserhöhung mit einem Absatz­
rückgang zu rechnen sein wird. Der Berufs­
fahrer wird nicht zu jenen gehören, die in 
Zukunft weniger Benzin verbrauchen können, 
sondern er wird auch in Zukunft das teure 
Benzin verwenden müssen. Wenn wir daher 
besonders auch in der heutigen Debatte 
auf diese Berufsgruppe zu sprechen kommen, 
dann nicht nur deswegen, um hier aufzuzeigen, 
welche Auswirkungen vorhanden sind, sondern 
auch um zu verlangen, daß :Maßnahmen ge­
troffen werden, die eine Milderung der kommen­
den Belastung bringen können. 

Heute wurde ein Antrag auf Rückverwei­
sung an den Ausschuß eingebracht . Ich glaube, 
die Debatte hat bisher bewiesen, daß es tat­
sächlich am vernünftigsten wäre - wenn 
die Regierung Wert darauf legen würde, 
hinsichtlich ihrer Gesetzesvorlagen ernst ge­
nommen zu werden -, wenn die Rückver­
weisung an den Ausschuß beschlossen würde, 
um dort die notwendige Begutachtung durch­
zuführen und jene Debatten abzuführen, die 
notwendig wären. 

Wir zweifeln daran, daß die Österreichische 
Volkspartei so viel Einsehen mit diesen Pro­
blemen haben wird. Wir befürchten , daß 
jene Methode, die bisher schon aufgezeigt 
wurde, daß nämlich die Abgeordneten der 
Österreichischen Volkspartei für diesen Ge­
setzesantrag stimmen werden, realisiert wird. 

Wir haben nun für den Fall, daß dieses 
Gesetz tatsächlich beschlossen werden sollte, 
einen Entschließungsantrag vorbereitet, der 
den Zweck hat, die Belastungen der unselb­
ständig Tätigen, die ihr Fahrzeug zur Berufs­
ausübung brauchen, entsprechend zu mildern. 

Im Antrag 6jA der Abgeordneten Dr. Stari­
bacher, Benya, lng. Häuser, Erich Hofstetter, 
Ulbrich, Robert Weisz, Pansi und Genossen 
wurde im Zusammenhang mit einer Reform 
des Einkommensteuergesetzes darauf ver­
wiesen, daß das Kraftfahrzeug-Pauschale für 
den Berufsfahrer ebenfalls entsprechend berück­
sichtigt werden muß .  Für den Fall nun, 
daß diese Gesetzesvorlage nicht rechtzeitig 
verabschiedet wird oder überhaupt am Wider­
stand der Regierungspartei scheitern sollte, 
soll nach unserer Meinung der Regierung 
selber die Möglichkeit geboten werden, ihre 
Vorschläge zu diesem Problem dem Parla­
ment vorzulegen. 

Der E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  hat daher 
folgenden Inhalt : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird gemäß Artikel 52 

Abs. 1 der Bundesverfassung aufgefordert, 
dem Nationalrat bis zum 30. September 

dieses Jahres eine Regierungsvorlage zuzu­
leiten, wonach das Kraftfahrzeug-Pauschale 
für Arbeitnehmer gemäß § 9 Abs. 1 Z. 4 
des Einkommensteuergesetzes 1953 in der 
geltenden Fassung im Hinblick auf die Er­
höhung der Mineralölsteuer und die damit 
verbundene Erhöhung des Benzinpreises 
sowie im Hinblick auf die seit der Einführung 
dieses Kraftfahrzeug-Pauschales im Jahre 
1957 eingetretene Geldentwertung um 50 Pro­
zent erhöht wird. 
Ich glaube, daß es nicht möglich sein wird, 

diese berechtigte Forderung einfach zu über­
gehen, und gebe der Hoffnung Ausdruck, 
daß trotzdem auch in der Österreichischen 
Volkspartei die bessere Einsicht Oberhand 
bekommen wird und die ohnehin bereits sehr, 
sehr großen Belastungen der arbeitenden Be­
völkerung nicht noch zusätzlich unmotiviert 
vergrößert werden, sondern jene notwendigen 
Erleichterungen geschaffen werden, welche 
die Zeit und die Umstände erfordern. ( Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Der vom 
Herrn Abgeordneten Franz Pichler gestellte 
Entschließungsantrag ist g e n ü g e n d  u n t e r­
s t ü t z t  und steht daher zur Diskussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Hauser das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hauser (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Bei den Beratungen über den vorlie­
genden Entwurf zur Regierungsvorlage im 
Finanzausschuß wurde mit den Stimmen 
meiner Partei, aber auch mit der Stimme des 
Abgeordneten der Freiheitlichen Partei eine 
Entschließung angenommen, in der die Bun­
desregierung ersucht wird, umgehend die 
Frage zu prüfen, inwieweit der Preis des Gas­
öls für Heizzwecke - er wurde heute schon 
mehrmals in der Debatte erwähnt - durch 
eine steuerliche Entlastung oder durch eine 
sonstige geeignete Maßnahme verbilligt wer­
den kann. (Präsident Wal lner  übernimmt 
den V orsitz.) Die Bundesregierung soll bis 
spätestens 30. September dieses Jahres dem 
Nationalrat eine diesbezügliche Regierungs­
vorlage zuleiten, die auch die gesamtwirt­
schaftlichen Aspekte dieser Frage berücksich­
tigen soll. Lassen Sie mich nun zu dieser 
hier schon mehrfach erörterten Frage Näheres 
ausführen. 

Die Frage der Besteuerung des sogenannten 
leichten Heizöls, also jenes Gasöls, das wir 
für Heizzwecke verwenden können, ist eng 
mit dem :Marktpreis für dieses Produkt ver­
knüpft. Die Absatzschwierigkeiten für dieses 
Öl - ich nenne es jetzt kurz Ofenheizöl -
stellen tatsächlich ein wirtschaftliches Pro­
blem dar. Die Produktion von Dieselöl - ich 
glaube, Herr Abgeordneter Weikhart hat schon 
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darauf hingewiesen - liegt nämlich weit 
über unserem Treibstoffbedarf an Dieselöl. 
Das liegt zum Teil daran, daß unser inländi­
sches Rohölprodukt eine Zusammensetzung 
hat, die bei der Destillation zu einem unver­
hältnismäßig hohen Anfall an Mitteldestil­
laten führt. Bei uns ist es ein Prozentsatz 
von 33 Prozent, das ist etwas höher als bei 
anderen Ölfeldern in Europa. 

Die österreichische Erdölindustrie konnte 
in den vergangenen Jahren diesen Überschuß, 
der sich bei der Destillation ergibt, exportie­
ren - zu gedrückten Preisen, aber immerhin 
doch -, und zwar hauptsächlich in den 
süddeutschen Raum. In Süddeutschland ist, 
wie Sie wissen, im Zusammenhang mit den 
Pipeline-Projekten ein Aufbau von Raffi­
nerien bei Ingolstadt vorgesehen. Wir erliegen 
nun mit unserem Export in diesen süddeut­
schen Raum zusehends. Im Jahre 1965 hat 
die Bundesrepublik von uns noch 66.000 t 
Dieselöl abgenommen. Das war schon damals 
nur ein Bruchteil des früheren Exports. Im 
Jahr 1966 wird diese Ausfuhr vermutlich 
nur mehr 25.000 t betragen. 

Da der Absatz von Dieselöl für Treib­
stoffzwecke im wesentlichen nur nach Maß­
gabe der fortschreitenden Motorisierung an­
steigt, geht es nun darum, für dieses anfallende 
Dieselöl, das identisch ist mit dem leichten 
Heizöl, eine verstärkte Verwendung für andere 
Zwecke zu finden : wie wir glauben, für Heiz­
zwecke im privaten Haushalt. (Abg. Rosa 
Jochm a n n :  Wenn es teurer wird ?) Ich komme 
darauf zu sprechen, Frau Kollegin. 

Auch die Erdölwirtschaft der übrigen euro­
päischen Staaten stand vor einigen Jahren 
vor der ganz gleichen Frage. Man hat sich 
in diesen Ländern entschlossen, die Besteuerung 
des Mineralöls und Heizöls stark zu vermin­
dern, ja zum Teil gänzlich aufzuheben. Ich 
wiederhole vielleicht manches vom Herrn 
Abgeordneten Weikhart, aber ich darf doch 
einige Zahlen nennen. Es gibt in Europa einige 
Länder, die das sogenannte Ofenheizöl über­
haupt nicht besteuern : die Niederlande und 
Dänemark . Wir haben Länder, die es so gering 
wie etwa die deutsche Bundesrepublik mit 
1 ,28 Prozent besteuern oder wie die Schweiz 
mit nur 0,65 Prozent. Den Höchstsatz im 
übrigen Europa hat Italien mit einer hohen 
Mineralölsteuer von 16 Prozent. Bei uns in 
Österreich wird dieses Heizöl mit 42 Prozent 
besteuert ! 

Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßi­
gung für das Ofenheizöl hat in den westeuropäi­
schen Ländern zu einem ungeheuren Anstieg 
des Verbrauches von Ofenheizöl geführt. 
Pro Kopf betrug zum Beispiel der Heizölver­
brauch in der Bundesrepublik Deutschland 

im Jahr 1954, als man sich damals zur Ent­
steuerung entschlossen hat, 3,5 kg. Im Jahr 
1965 ist dieser Pro-Kopf-Verbrauch in Deutsch­
land bereits auf 436 kg angestiegen. In Frank­
reich ist der Pro-Kopf-Verbrauch im Jahr 
1958 65 kg gewesen. Im Jahre 1954 betrug 
er 237 kg. Diese Beispiele könnten für West­
europa fortgesetzt werden. In Österreich da­
gegen beträgt dieser Pro-Kopf-Verbrauch an 
Ofenheizöl rund 2 Prozent des westdeutschen 
Verbrauches. (Abg. Rosa Jochmann:  Darum 
machen wir es teurer !) Ich komme darauf 
zurück ; ein bißehen Geduld, Frau Kollegin 
Jochmann. (Abg. Rosa Jochm a n n :  Darauf 
bin ich schon sehr neugierig I) 

In der Bundesrepublik ist auch interessant, 
daß der Ofenheizölabsatz das Dreifache des 
Dieselabsatzes beträgt. Bei uns beträgt der 
Anteil des Ofenheizöls nur 8 Prozent des Diesel­
ölabsatzes. (Abg. Rosa Jochmann:  Weil 
es zu teuer ist I) Nein, nicht nur deswegen. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, 
daß die österreichische Erdölindustrie mit 
ihrer Rohölproduktion nur dann im bisherigen 
Maße Schritt halten kann, wenn die Absatz­
probleme des Gasöls tatsächlich einer Lösung 
zugeführt werden. (Abg. JV e i khart :  Daher 
verbilligen I) Da nun der Absatz für Treibstoff­
dieselöl durch die Motorisierung vorgegeben 
ist, andererseits aber das Gasöl bei der Pro­
duktion zwangsläufig anfällt, bleibt nur der 
Ausweg einer Ankurbelung des Verbrauchs 
für Heizzwecke. Sie sehen schon : Ich bin 
in gewissen Grundsätzen der Meinung, die die 
Opposition äußert. (Abg. Wei khart :  Nur 
nicht bei der Abstimmung I) Aber lassen Sie 
mich doch zu Ende kommen, Herr Kollege 
Weikhart ! 

Der Frage des Marktpreises für das Heizöl, 
die eine entscheidende Vorfrage für eine An­
kurbelung des Verbrauches ist, müssen wir 
nähertreten. Bei einer Besteuerung von 
42 Prozent wird man diesen Heizölverbrauch 
kaum ankurbeln können. Würde es uns näm­
lich nicht gelingen, dieses Problem zu lösen, 
käme womöglich eines Tages der Zeitpunkt, 
wo wir die österreichische Erdölproduktion 
drosseln müßten, weil wir für das zwangs­
läufig anfallende Gasöl vielleicht keinen Ab­
satz finden. Das kann aber nicht im Inter­
esse des Fiskus sein (Abg. W e ikh art : Auch 
nicht im Interesse der Wirtschaft I), denn der 
Fiskus partizipiert ja steuerlich auch am 
Förderaufkommen der Erdölindustrie mit 
12 Millionen Schilling Förderzins pro 
100.000 t. Im Jahre 1 965 waren es etwa 
240 Millionen Schilling Einnahmen aus dem 
Förderzins. �an muß auch sagen, daß die Aus­
baupläne der österreichischen Erdölindustrie in 
eine gewisse Schwierigkeit geraten, wenn man 
in der Richtung nicht Klarheit schafft. 
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Damit Sie aber nun nicht die Meinung 
gewinnen, ich hätte mich auf die Seite der 
Opposition geschlagen (Abg. W eikkart :  Bi8 
jetzt glaube ick e8 nock !) , bin ich Ihnen noch einige 
Aufklärungen schuldig. Zunächst möchte ich 
ein Mißverständnis aufklären, das man hie und 
da hört und das wir auch schon von Ihrer 
Seite gehört haben, Herr Kollege Weikhart. 
Wir verknüpfen diese Frage des Ofenheizöles 
oft mit der problematischen Situation der 
österreichischen Kohlenwirtschaft. Ich darf 
nun doch näher ausführen, daß die Ofenheizöl­
frage keine sehr starke Verknüpfung mit 
den Sorgen hat, die wir bei der Kohlenwirt­
schaft tatsächlich haben. In gewissen revier­
nahen Zonen gibt es vielleicht diese Problema­
tik, auf den ganzen österreichischen Markt 
bezogen gibt es sie nicht. Wir finden zum Bei­
spiel heute im Osten unseres Landes keinen 
Hausbrand mehr, der mit inländischer Kohle 
erfolgt. Das Ofenheizöl aus unserem natio­
nalen Vorkommen konkurriert in Wahrheit 
im wesentlichen mit den Importkohlen aus 
Deutschland, aus Polen und so weiter für 
Hausbrandzwecke . Da ist es nun wohl als 
Absurdität zu bezeichnen, Importkohle zoll­
frei und ausgleichsteuerfrei zu importieren, 
aber den eigenen Rohstoff Erdöl womöglich 
so hoch zu besteuern. (Abg. Weikkart : 
Bis jetzt geken wir konform !) Wir gehen 
in manchem konform.  

Die Förderung des Absatzes von Ofenheizöl 
würde unserer Erdölindustrie die Sorge der 
künftigen Entwicklung nehmen. Wir würden 
mit einem solchen Schritt sicherlich auch 
zu einer Rationalisierung unserer privaten 
Haushalte beitragen. Es ist ja ganz klar, 
daß die traditionelle Kohlenofenfeuerung im 
privaten Haushalt problematischer ist als 
der modernere Ölofen : Bei ihm gibt es keine 
Lagerprobleme für die Kohle, keinen Aschen­
abfall, wohl aber eine Bedienungserleichterung, 
besonders wichtig für alte Leute. Es ist also 
nicht von der Hand zu weisen, daß wir dieser 
Frage unser Augenmerk zuwenden sollten, 
schon deswegen, weil wir im Standard der 
Heiztechnik in unseren Wohnungen uns auch 
mehr europäischen Verhältnissen nähern soll­
ten. 

Ich darf hier noch einige Zahlen erwähnen. 
Das Verhältnis des Absatzes von Kohlenöfen 
und Ölöfen für private Heizzwecke beträgt 
zum Beispiel in Frankreich nach einer 
Statistik aus dem Jahr 1 964 an 
Kohlenöfen 296.000, an Ölöfen 482.000. 
Oder in Deutschland : 790.000 Kohlenöfen, 
704.000 Ölöfen. In Österreich, bei diesen 
Vorbedingungen : 128.000 Kohlenöfen, aber 
nur 15 .000 Ölöfen. (Abg. R08a J ockmann: 
Darum macken wir e8 teurer !) 

Wir sehen also, daß wir eine wirklich ernste 
Frage vor uns haben, der wir uns auch in 
einer solchen parlamentarischen Debatte gar 
nicht entziehen sollen. (Abg. Weikkart: Die 
aber läng8t bekannt i8t, Herr Kollege !) Ich 
möchte Ihnen schon noch erwidern, so sanft 
möchte ich nicht bleiben wie bisher, Herr 
Abgeordneter Weikhart ! 

Ob nun die zur Erzielung dieser Absatz­
steigerung nötige Preisverbilligung - um die 
geht es auf jeden Fall - durch eine steuer­
liche Entlastung des Heizöls oder durch andere 
geeignete Maßnahmen erfolgen soll, das ist 
eine Frage, über die man gründlich nach­
denken muß .  Die Befreiung von der Förder­
zinsverpflichtung, die die Erdölindustrie hat, 
wäre zum Beispiel ein möglicher Gedanke. 
Wir haben heute aus den "Salzburger Nach­
richten" von einer anderen Idee gehört, von 
der ich persönlich nicht sehr viel halte, nämlich 
von der Mischung von Spindelöl mit Gasöl. 
Ich glaube, daß das kein zielführender Weg 
sein würde. Immerhin, es gibt verschiedene 
Möglichkeiten, wie wir uns dieser Frage 
nähern können. Entscheidend ist die Preis­
verbilligung für dieses Produkt ; anders kann 
der Absatz kaum steigen. 

Da es sich nun aber chemisch bei diesem 
Gasöl, also dem Ofenheizöl, um das gleiche 
wie bei Treibstoffdieselöl handelt, ergibt sich 
zwangsläufig, auf welchen Weg immer wir 
kommen, die Frage, wie man sicherstellt, 
daß nicht mit dem verbilligten Heizöl Diesel­
motoren betrieben werden. (Abg. Weikha rt: 
Genauso wie in England !) Diese Fragen müssen 
wir auch gründlich studieren. 

Die westeuropäischen Länder haben diese 
Frage in irgendeiner Weise gelöst. Daß wir 
um gewisse Kontrollmaßnahmen vielleicht 
nicht herumkommen, mag zutreffen. Ich 
möchte die Regelung der Schweiz nicht 
empfehlen, wo es sehr bieder zugeht : Da hat 
der private Heizölverbraucher ein Buch, in 
das eingetragen wird, was er beim Mineralöl­
händler bezieht, und nach diesem Verbrauch 
wird kontrolliert. Wenn er mehr bezieht, 
als er Öfen in der Wohnung hat, herrscht 
die Vermutung, daß er offenbar nicht geheizt 
hat, sondern gefahren ist. Das ist auf die 
soliden Verhältnisse der Schweiz abgestimmt. 
Ich weiß nicht, ob man einer solchen Regelung 
nähertreten sollte. Wir haben aber in Deutsch­
land ein Vorbild für strenge Kontrollen. Wir 
haben weiter das englische System, das sehr 
scharfe Strafbestimmungen und Kontrollen 
vorsieht. Ich glaube, wir werden um eine 
solche Regelung nicht herumkommen, wenn 
wir die Frage angehen wollen. (Abg. Weik­
h a  r t: Aber zuer8t verteuern !) Wir plädieren 
gar nicht für eine gänzliche Verkennung dieses 
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Problems. Was wir haben wollen, Herr Ab­
geordneter Weikhart, ist, daß wir uns über 
diese Fragen nicht unter Zeitdruck und nicht 
in einer polemischen Debatte, wie sie sich 
heute abspielt, auseinandersetzen wollen. 

Nun komme ich zu dem, was die Sozia­
listische Partei bis jetzt verschwiegen hat. 
Meine Herren ! Wir dürfen nicht so tun, 
als ob dieses Problem ein Problem der letzten 
sechs Wochen wäre. Das Problem liegt Jahre 
zurück, und es gibt keine einzige positive 
Erklärung eines früheren sozialistischen Re­
gierungsmitgliedes, das sich mit der Frage 
befaßt hätte. Ganz im Gegenteil : Es wurden 
aus diesen Kreisen Vorschläge gemacht, die 
das Gegenteil dessen bezwecken, das Sie heute 
gefordert haben. ( Widerspruch bei der SPÖ. 
- Abg.  Dr. Staribacher: Welche Vorschläge ?) 
Herr Abgeordneter Pittermann hat aus dem 
Titel einer Verhinderung der Kohlenkrise in 
Österreich die Vergrößerung der steuerlichen 
Belastung des Ofenheizöls verlangt. Da hat 
man noch nicht durchschaut gehabt, daß 
das wirtschaftlich miteinander gar nicht zu­
sammenhängt. In der allgemeinen Sorge, 
wir würden mit dieser Ölofentendenz unsere 
österreichische Kohlenwirtschaft in Schwierig­
keiten bringen, hat man damals noch geglaubt, 
man müsse die Situation noch mit weiteren 
Belastungen auf das Ofenheizöl verschärfen. 
Da gibt es Vorschläge - ich kenne sie zu 
gut, als daß man sie wegdiskutieren könnte. 
(Abg. Dr. Stari bacher: Ich kenne sie auch, 
nur sagen Sie in diesem Fall nicht die ganze 
Wahrheit I) Darf ich fortfahren : Wir möchten 
diese Frage keineswegs blindlings entscheiden. 
Daß wir diese Entschließung bei der Beratung 
im Finanz- und Budgetausschuß eingebracht 
haben, zeigt bereits, daß wir sie angehen 
wollen. 

Nun muß man seriöserweise eines dazusagen : 
Die Sechswochenfrist, die die Regierung 
hatte, stand unter dem Druck jener Ereignisse, 
die vorher waren. Das Problem, wie wir 
die Straßenbaumittel sicherstellen, ist nämlich 
auch schon lang verzögert worden, und zwar 
durch Ihre Partei (zur SPÖ gewendet) in 
der vorigen Gesetzgebungsperiode. Ich er­
innere mich sehr gut, Sie waren selbst auch 
in dem Unterausschuß, wo wir den Bericht 
des damaligen Staatssekretärs Kotzina über 
die Straßenbaufinanzierung beraten haben. 
Ich kann mich an diese Sommerdebatte er­
innern. Sie haben de facto mit uns überhaupt 
nicht diskutiert, Sie waren im Juli - ver­
ständlicherweise von Ihrem Standpunkt aus -
nicht bereit, einem Ministerium einer anderen 
Couleur Straßenbaumittel budgetär zur Ver­
fügung zu stellen. Sie haben bereits die Ver­
knüpfung dieser Frage mit der kommenden 
Budgetverhandlung gesehen und waren im 

Sommer nicht bereit, für den Straßenbau 
etwas zu tun. Wir haben die Frage also vor 
uns hergeschoben, und auch heute wissen 
Sie uns keinen Ratschlag. (Abg. W e i k h art: 
Schon wieder kommt einer von der Regierungs­
partei, um von uns einen Rat zu holen I) Sie 
haben den Kollegen Grundemann und jetzt 
auch mich mißverstanden, wenn Sie glauben, 
daß wir auf Ihre Vorschläge warten. (Abg. 
Rosa Jochmann: Es schaut so aus I) Wir 
haben einen Vorschlag gemacht. (Abg. Weik­
hart: Einen schlechten I) Es ist Ihr gutes 
Recht, zu meinen, daß es ein schlechter Vor­
schlag ist. Aber ob das die Rolle der konstruk­
tiven Opposition ist (Abg. Kratky: Das 
werden wir bestimmen I) , daß man keinen 
Bedeckungsvorschlag macht, daß Sie zwar 
sagen : Jawohl, wir sind auch für den AusbaU 
der Straßen ! ,  daß Sie aber nicht gleichzeitig 
auch sagen, von welchen Mitteln dieser Aus­
bau erfolgen soll, ob das konstruktive Oppo­
sition ist, bezweifle ich. Oder wollen Sie das 
verdorren lassen 1 Wenn nicht, dann müssen 
Sie andere Bedeckungsvorschläge machen. 
(Abg. W e i k h art: Herr Kollege 1 Bei den 
Budgetverhandlungen haben der Herr Finanz­
minister und der Herr Bundeskanzler immer 
wieder gesagt: Grundlage ist der eigene V or­
schlag ! Immer wieder I) Herr Abgeordneter ! 
Ich sage ja : Jetzt, wo Sie in der Oppositions­
rolle sind, ist es Ihr Recht, abzulehnen, 
auch mit der Konsumentenargumentation, 
obwohl das eine sehr merkwürdige Darstellung 
ist. Meine Herren ! Wir sind alle Konsumenten, 
nicht nur Sie. .leder Straßenbenützer ist 
Konsument, und auch andere haben Konsu­
menten zu vertreten. Wir bilden uns auch 
ein, Konsumentenvertreter zu sein. (Abg. Rosa 
Jochmann: Sie bilden sich das ein I) So 
leicht kann man es sich nicht machen, alles 
abzulehnen, keinerlei Gegenvorschläge zu brin­
gen und noch immer vom Straßenbau zu 
reden. Das ist es, was ich bemängle. 

Ich darf folgendes einflechten : Ich habe 
unlängst in einer Fernsehsendung - ich 
glaube "Zeit im Bild" war es - einen inter­
essanten Bericht gesehen. Da hat eine Flug­
zeugfirma, ich glaube, es war eine französische, 
einen Prototyp eines Volksflugzeuges, möchte 
ich sagen, entwickelt. Der Rumpf und die 
Flügel werden aus Kunststoff erzeugt, ein 
leichter Motor wird eingebaut, mit einem 
Wort : ein kleines Privatflugzeug. Es wird 
mit der Absicht erzeugt, es im Jahre 1968 
zum Preis von 30.000 S auf den Markt zu 
bringen. Das fällt mir jetzt ein, weil wir 
immer wieder unsere Bedeckungssorgen dartun. 

Stellen wir uns vor, die Technik sei in 
der Lage, uns ein Flugzeug um 30.000 S 
herzustellen. Der Betrag ist nicht gering, 
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aber er ist immerhin nicht so hoch, daß 
nicht viele Österreicher, auch Konsumenten 
und Arbeitnehmer, versucht sein könnten zu 
sagen : Bevor ich mir einen Volkswagen kaufe, 
kaufe ich mir das Volksflugzeug um 30.000 S .  
Nehmen Sie an, diese Tendenz verstärkt sich. 
Am Anfang werden wir vielleicht noch sagen : 
Das i st ein Luxus, wenn einer ein Flugzeug 
haben will. Aber wenn es einmal 10.000, 
20.000, 30.000 sein werden, die sich um 
30.000 S ein Flugzeug kaufen, werden wir 
nicht mehr von Frivolität oder Luxus reden, 
wie wir auch jetzt nicht mehr davon reden, 
daß das Auto ein Luxus sei . 

Wenn diese Entwicklung so käme - ich 
gehe mit Absicht von diesem Beispiel aus -, 
dann sage ich eines : Jetzt hat der Herr Meier 
in der Wurlitzergasse ein Volksflugzeug, das 
steht vor dem Haus. Und dann wird er 
kommen und sagen : Das ist kein Parkplatz ! 
Ich werde dauernd aufgeschrieben ! Dort kann 
ich nicht starten; dort kann ich nicht landen, 
ich brauche einen Flugplatz für dieses mein 
Volksflugzeug. (Abg. Rosa J o ch m a n n: Das 
ist sehr weit hergeholt ! Das werden wir alle 
miteinander nicht meh'i" erleben !) 

Ich möchte nur zu einer Einsicht vor· 
dringen, die darin liegt : Wir haben indivi­
duelle Bedürfnisse, die in einer etwas nach 
oben tendierenden Wohlstandswirtschaft Gott 
sei Dank viele Menschen haben. Aber diese 
individuellen Bedürfnisse neuerer hochgezüch­
teter Art haben oft eine merkwürdige Eigen­
schaft : Sie zwingen zur gemeinschaftlichen 
Infrastruktur in einem unerhörten Ausmaß . 
Es ist auch ein individuelles Bedürfnis, mit 
dem Auto. zu fahren. Ich möchte das folgende 
nicht für die Wirtschaft sagen, aber jedenfalls 
für den privaten Autobetrieb muß man es 
wohl sagen : Wir neiden das Auto niemandem , 
und wir wünschen, daß die Motorisierung 
weitergeht. Aber eines ist doch wohl klar : 
Dieses individuelle Bedürfnis provoziert nun 
Gemeinschaftsbedürfnisse, die nur mehr über 
das Budget, über den Staat bewältigt werden 
können. Haben wir nun da nicht die Ver· 
pflichtung, denen, die dieses individuelle Be­
dürfnis befriedigen wollen, zu sagen : Es genügt 
nicht, daß die Industrie so rationell arbeitet, 
daß man sogar ein Flugzeug um 30 .000 S 
herstellen kann, es genügt nicht, daß du 
so sparsam warst, 30.000 S auf die hohe Kante 
zu legen, du mußt mitbedenken, daß du 
eine weitere ungeheure Belastung der Gesamt­
heit verursachst, die durch diese notwendigen 
Infrastrukturmaßnahmen für solche Bedürfnisse 
provoziert werden. Der Straßenbau ist ein 
Beispiel dieser Art. 

Wir sprechen oft von Mut. 
schon wieder zitiert worden. 

EI' jst heute 
Ich glaube, 

das Wort ist falsch gewählt. Wenn das Mut 
wäre, meine Damen und Herren, daß wir 
den Leuten diese Aufklärung geben, dann, 
muß ich sagen, haben wir einen verkehrten 
Begriff von der Demokratie ! Dann schaut 
es ja so aus, als ob wir unserer Bevölkerung 
nichts klarmachen dürften, weil wir sie für 
zu dumm halten, für zuwenig einsichtig, 
daß wir diese Zusammenhänge aufzeigen. 
Das ist gar kein Mut. Wir wollen nur auf­
zeigen, daß wir nicht einer dem anderen in 
die Tasche greifen können, daß wir womöglich 
glauben, bei jedem Bedürfnis dieser Art gibt 
es irgendwo einen Rothschild, der dafür immer 
zahlt. Gehen Sie alle Bedürfnisse, die in 
unserem Budget befriedigt werden, durch, 
ob das die Renten sind, ob das der Straßenbau 
ist, ob das - eine Problematik unseres Wohl­
fahrtsstaates - die Krankenanstalten sind, 
ob das der Bedarf an Hochschulen, an Pro­
fessoren ist, wo Sie hinschauen sind Gemein­
schaftsbedürfnisse. Sie wachsen in diesem 
Staat. Ich bekenne mich dazu, daß sie wachsen. 
Ich gehöre nicht zu denen, die da leIern, 
daß das schon Kollektivismus wäre. Wenn 
das schon Kollektivismus wäre, dann ist die 
Industrialisierung, der ganze Prozeß der stei­
genden Verflechtung und der wachsenden 
Abhängigkeit Kollektivismus. Das ist für 
mich kein Begriff. Ich bekenne mich dazu, 
daß wir diese wachsenden Gemeinschafts­
bedürfnisse befriedigen müssen. Aber wenn 
dem so ist, dann kann man nicht hergehen 
und glauben : Hier habe ich zu polemisieren 
gegen die Konsumentenbelastung . Es ist 
nicht so, daß ein Autofahrer ein armer Teufel 
ist. Vielleicht braucht er das Auto - ich 
gebe das zu -, aber die Einsicht, daß er 
für dieses Auto nicht nur den Kaufpreis 
erlegen kann, sondern auch mitteiIzahlen muß 
bei der Infrastruktur, die hervorgerufen wird, 
das ist notwendig. (Abg. W e i kha rt: Was 
machen jene, die eine Ölfeuerung haben, einen 
Ölofen ?) Ich polemisiere jetzt nur gegen Ihre 
primitive Opposition, Herr Abgeordneter. Ich 
ha be noch keine einzige Rede von Ihnen 
seit dem neuen Regime gehört, die darauf 
aufgebaut wäre, uns einmal zu sagen, wie 
Sie es machen wollen. Sie können uns sagen : 
Das ist schlecht, das ist falsch, das ist konsu­
mentenfeindlich ! Aber sagen Sie doch, ob 
Sie den Straßenbau umbringen, stillegen oder 
verdorren lassen wollen oder nicht. Wenn 
Sie sagen : Nein, wir wollen die Straßen aus­
bauen, dann sagen Sie dazu, wie Sie es be­
decken wollen. (Beifall bei der Ö V P. -

Abg. W e i kh art: Jetzt fangen Sie zu demagogedn 
an !) Ich weiß nicht, ob das Demagogie ist. 
Herr Abgeordneter Weikhart ! Sie müssen 
sich entschließen, im Budget zu sagen : Wo 
können wir sparen. Wenn Sie das nicht können, 
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dann müssen Sie nach neuen Einnahmequellen 
suchen. 

Wenn Sie mir sagen : Wir wollen nicht eine 
allgemeine Belastung der Kraftfahrer, dann 
nennen Sie mir jene Bevölkerungsgruppe, der 
Sie das speziell auferlegen wollen. Glauben 
wir aber doch eines nicht, meine Herren, 
daß wir in diesem wachsenden Staat der 
Integration in sozialer Beziehung Leute finden, 
die immer wieder die gleichen Kollektiv­
bedürfnisse aus eigenem tragen. So viele 
Rothschilds gibt es in diesem Land nicht, 
um die Renten zu zahlen, um den Straßenbau 
zu finanzieren, um die Hochschulen zu finan­
zieren. Wir lügen uns ja in den Sack. 

Es geht also darum, meine Damen und 
Herren : Wenn wir von Ihnen - Sie haben uns 
oftmals bei der Regierungserklärung, auch sonst 
in den ersten Reden des Herrn Abgeordneten 
Pittermann (ZwischenruJe bei der SPÖ -
Präsident Wall  n e r gibt das Glockenzeichen) 
eine konstruktive Opposition angekündigt, 
ich muß sagen . . .  (Abg. W e i khart : Das 
werden nicht Sie bestimmen I) Es bleibt natür­
lich dem Urteil der Bevölkerung überlassen. 
Wir werden uns vielleicht nicht einigen können, 
ob Sie konstruktiv oder destruktiv waren. Ich 
mache Ihnen da keine Vorschriften. Wir 
haben unsere Auffassung über die Art der 
Rolle, die Sie übernommen haben. (Abg . 
W e i khart : Konstruktive Opposition und 
destruktive Regierung !) Ich möchte es fast 
bezweifeln, daß das, was Sie uns bis jetzt an 
Opposition vorgelegt haben, konstruktiv im 
Sinne der Wähler wäre. Wir haben kein Urteil 
darüber. 

Ich bin vom Heizöl ein biß ehen abgeschweift. 
Wenn wir also gesagt haben : Wir fordern die 
Regierung auf, uns bis zum Herbst in dieser 
Frage eine Entschließung vorzulegen, dann 
dürfen Sie uns glauben, meine Herren von der 
Opposition, daß das eine Entschließung ist, 
die wir sehr ernst nehmen. Das ist nicht eine 
von den vielen Entschließungen, die wir im 
Finanz- und Budgetausschuß hin und wieder 
schon in der Vergangenheit beschlossen haben, 
wo man nach drei Jahren feststellt : Jetzt muß 
ich schon wieder beschließen, weil nichts ge­
schehen ist. 

Wir sehen in der Frage eine ernstliche 
wirtschaftliche Problematik. Sie gehört 
gründlich durchdacht. Wir werden sie nicht 
jetzt übers Knie brechen. (Abg. W e i khart : 
Dann ist diese Regierungsvorlage nicht durch­
dacht !) Herr Abgeordneter Weikhart ! 
Hätten Sie von mir aus schon im Juli über 
das Thema mit uns verhandelt - vielleicht 
wären wir dann durch Vorgespräche der 
Parteien schon längst einig geworden in dieser 
Frage . Ich bin der festen Meinung, man käme 

dazu. Aber Sie sind so ganz in dem alten 
Stil : Die Budgetfragen kommen auf uns zu, 
da heißt es populär sein, vor allen diesen Din­
gen ausgekniffen. Ich möchte mich j etzt nicht 
an die Vergangenheit erinnern. Ich war ja 
selber Zeuge . . . (Abg. Rosa J o c h m a n n :  Sie 
waren sehr populär im Wahlkampj, daß nichts 
teurer wird I) 

Frau Abgeordnete Jochmann, darf ich Ihnen 
nur ein Beispiel noch in Erinnerung rufen. 
Ich erinnere mich an das Budget 1964. Damals 
gab es einen anderen problematischen Kern. 
Das war damals eine Rentenfrage, eine Vor­
verhandlung für die künftige Pensionsdynamik. 
Die Budgetverhandlungen standen vor der 
Tür . Was hat der Herr Abgeordnete Dr. Pitter. 
mann damals gemacht ? Er ist im Lande 
herumgezogen und hat gesagt : Diese ÖVP, 
sie kommt auf die Idee, die Sozialversicherungs­
beiträge statt den Staatszuschuß zu erhöhen . 
Das war die Tendenz der damaligen politi­
schen Auseinandersetzung. Wir haben uns 
damals am 22. Oktober, zehn Minuten vor 
zwölf, geeinigt. Das Komprorniß war : Der 
Staatszuschuß wird weiter erhöht, aber ab 
1 .  Mai werden auch die Sozialversicherungs­
beiträge erhöht. Das war das Komprorniß.  
Wir haben damals keine Regierungskrise 
hervorgerufen. 

Dann erinnere ich mich, daß in 
dem nächsten Budget sich die Ein­
nahmenschätzung als unrichtig erwiesen hat. 
Die Einnahmen waren geringer. Es kam zu 
den Budgetkürzungen. Was war dann los, 
als Sie dem Herrn Finanzminister wieder den 
V orwurf machten, daß er nun Willkür treibe 
bei der Kürzung, die wir alle miteinander -
denn es war ein gemeinsamer Budgetbeschluß ,  
auch die Einnahmenschätzung haben wir für 
richtig befunden - zu verantworten hatten ? 
Hätte damals der Herr Vizekanzler Pitter­
mann, wenn wir ihm nicht die Sozialversiche­
rungsbeitragserhöhung ab 1 .  Mai abgenommen 
hätten, laut zu sagen gewagt, daß das Loch 
noch viel größer geworden wäre für den Finanz­
minister, daß wir noch viel mehr Kürzungen 
im Ermessens bereich hinnehmen hätten müssen, 
als es geschehen ist ? Er hat geschwiegen. -
Soll es dabei bleiben ; ich möchte nur sagen, 
das war ein Beispiel , wo wir auch die Einsicht 
üben mußten, daß wir ein so starkes gemein­
schaftliches Bedürfnis, ein Bedürfnis, das mit 
der Umverteilung zusammenhängt, nicht so 
bewältigen können, daß wir das nur einer 
kleinen Gruppe auferlegen. 

Wer im Lande moderne Straßen haben will, 
muß dafür einen gewissen Preis zahlen. Diese 
Einsicht ist nicht frivol - politisch ausge­
sprochen. (Zwischen1'uJe des Abg. W e i k h art.) 
Ich glaube, das versteht jedermann. Es geht 
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nur darum, daß wir die Öffentlichkeit über diese 
Zusammenhänge aufklären. Darin unter­
scheiden wir uns voneinander. Wir wollen in 
dieser Frage einen seriösen Vorschlag erstellen. 

Nun darf ich sagen, Herr Abgeordneter 
Weikhart : Die Frage des Heizöls hat nicht 
Gewicht im Augenblick. Die Heizperiode ist 
vorüber. Dieses leichte Heizöl findet ja nur 
Verwendung im privaten Haushalt. Wir 
haben mit voller Absicht der Regierung eine 
Frist bis 30. September gegeben. Es ist unser 
voller Ernst, daß bis dahin ein Vorschlag 
kommt. Er soll alle gesamtwirtschaftlichen 
Aspekte berücksichtigen. (Abg. Dr. Pi t t er ­
m an n :  Also wird es  teurer I) 

Auch die Kohlenkrisenfrage wird behandelt. 
Denn in der Regierungserklärung ist ver­
sprochen, daß wir auch auf dieses Problem 
"Kohle" in seiner menschlichen und wirtschaft­
lichen Auswirkung Rücksicht nehmen wollen. 
Nach welchem KOIrtrollsystem soll denn eigent­
lich diese neue Regelung abgewickelt werden ? 
Vielleicht gibt es keine EntsteuE"rung, sondern 
einen anderen Weg, um zu der Verbilligung zu 
kommen. Wir wollen das alles seriös durch­
diskutieren. (Abg. Rosa Jochm a n n :  Das 
kätten Sie vor dem 6. März den Leuten ins 
Gesicht sagen sollen !) Diese Zeit braucht man 
also, und es ist nichts verfehlt, wenn wir diese 
Zeit der Regierung lassen ; sie ist nämlich erst 
sechs Wochen im Amt. Sie hätten, als Sie 
in der Regierung waren, zwei Jahre Zeit gehabt, 
das zu lösen. Sie haben es aber nicht. (Abg. 
We i k hart : Nein, weil der Minister von Ihrer 
Partei war, und er hätte die Pflicht gehabt, 
in dieser Zeit den Vorschlag zu machen !) 

Ich möchte schon zum Schluß kommen. 
Wir debattieren ja heute schon sehr lange über 
diese Dinge. (Abg. Rosa Jochm a nn:  Ja, 
mir haben Sie keine Antwort gegeben ! Ich warte 
noch darauf! - Abg. Dr. Pi t t ermann : 
Damen läßt man als Kavalier nicht warten I) 
Wenn also die Opposition gewissermaßen rügt -
auch die Abgeordneten der Freiheitlichen 
Partei haben das getan -, daß man nicht 
schon jetzt, schon in dieser Regierungsvorlage, 
das Heizölproblem angeschnitten hat so darf 
ich sagen : Ich habe versucht zu �rklären 
warum man es jetzt nicht so

' 
plötzlich tu� 

kann. Das ist nicht die Schuld dieser jetzt im 
Amte befindlichen Regierung. Wir können 
nämlich jetzt die Frage nicht damit verknüpfen 
weil wir uns im Ausschuß nicht die rasche 
Verabschiedung der Grundvorlage sozusagen 
vermauern wollen. Wir müssen nun einmal 
zugeben, daß die heurige Budgetsituation ange­
spannt ist. Das hat aber auch nicht diese Regie­
rung zu verantworten, die für sechs 
Wochen nicht verantwortlich gemacht werden 
kann. Das war die Wirtschaftspolitik dieser 

Koalitionsregierung (Zwischenrufe bei der 
SPÖ), wo der Herr Abgeordnete Dr. Pitter­
mann wesentlich dazu beigetragen hat, daß 
wir in diesen Engpaß des heurigen Jahres ge­
kommen sind. (Abg. Dr. Pi tt e rmann : 
Eine Ausrede braucht man 1 - Abg. Prink e :  
Das sind noch die vergangenen Sünden ! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir 
brauchen also diese Belehrungen von Ihnen 
nicht zu akzeptieren, meine Herren ! Sie hätten 
sich zwei Jahre lang in diesem Punkt auf die 
Brust schlagen können, sollten aber nicht jetzt 
uns die Schuld ohne neuerlichen Lösungsvor­
schlag zuschieben. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Nun möchte ich aber noch eine Frage an die 
"ko.nstruktive �pposition' : richten. (Lebhafte 
Zw�s�henrufe be� der SPÖ und Gegenrufe bei 
der 0 V P.) Darf ich jetzt diese Frage an Sie 
richten, meine Herren 1 Sie sind mit dem vor­
liegenden Gesetz über die Bundesmineralöl­
steuer nicht einverstanden, unter anderem auch 
nicht wegen der Ofenheizölfrage. Ich weiß 
nicht, ob es in dem Begriff der "konstruktiven 
Opposition" mit enthalten ist, daß man nach 
dem Grundsatz "Alles oder nichts" vorgehen 
muß. Wenn Sie also schon gegen das Gesetz 
sind - es ist Ihr gutes Recht, dagegen zu 
stimmen -, dann muß ich doch fragen : 
Wenn Sie die Ofenheizölfrage ebenfalls als 
einen wichtigen, noch zu lösenden Punkt be­
trachten, warum schließen Sie sich nicht 
unserer Entschließung wenigstens bis Septem­
ber an, damit auf die Regierung ein gemein­
samer Druck ausgeübt wird, daß hier etwas 
geschehen soll 1 Ich lade Sie ein : Stimmen Sie 
mit uns diesem Entschließungsantrag zu ! 
(Abg. Weikhart :  Sie haben unseren Antrag 
abgelehnt 1 - Abg. Dr. Pi t t erm a n n :  Das 
Datum sollen Sie allein verantworten ! -
Präsident Wallner  gibt das Glockenzeichen.) 

Ich möchte nur sagen : Die andere Opposi­
tionspartei hat diesen Weg gewählt, Herr 
Abgeordneter Dr. Pittermann. Die Freiheit­
liche Partei stimmt, glaube ich, auch gegen 
das Bundesmineralölsteuergesetz, im Aus­
schuß aber hat sie diesem Entschließungsantrag 
durchaus zugestimmt. Das ist ein Weg, den 
Sie noch beschreiten könnten. (Abg. Dr. 
Pit t erman n :  Die glauben euch noch, wir nicht 
mehr I) 

Wir werden aber, wenn Sie nicht mitstim­
men, auch allein dafür sorgen (Abg. W e i khart : 
Sie werden das auch allein verantworten müs­
sen !), daß die Regierung bis zum September, 
das ist vor · der Heizperiode, eine Lösung vor­
legt. (Ruf bei der SPÖ : Vor der Heizperiode 
melden wir uns wieder ! - Beifall bei der Ö V P. 
- Abg. Dr. Pit terman n :  Das schauen wir uns 
dann an ! Und wenn uns der Entwurf paßt, 
werden wir dafür stimmen I) Wenn Ihnen 
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dieser Entwurf wieder nicht paßt, dann 
haben Sie noch immer Gelegenheit, zu polemi­
sieren. Aber bewerten Sie ihn, Herr Abge­
ordneter Pittermann, lassen Sie uns nicht 
allein, wenn wir die Regierung bis September 
unter Druck setzen. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Kratky. Ich erteile 
es ihm . (Abg. W e i khart : Der Herr Abge­
ordnete Hauser sucht die Unterstützung der 
Opposition gegen die Regierung I) 

Abgeordneter Kratky (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Vorerst eine Bemerkung zum Kollegen Helbich. 
Ich glaube, Herr Kollege, Sie irren, wenn 
Sie glauben, daß mit dem Mehrertrag aus 
dem Steuergesetz mehr gebaut werden wird. 
Das ist nur eine Umschichtung im Budget 
selbst. Sie brauchen sich nur die Budget­
ziffern anzusehen, dann werden Sie selbst 
daraufkommen, daß hier der Herr Finanz­
minister ein ganz schönes Kunststück zustande 
gebracht hat. 

Nun zur Regierungsvorlage selbst. Hier 
werden den Verbrauchern, den Autofahrern, 
den Betrieben, den Gebiets- und sonstigen 
Körperschaften und schließlich jenen, die 
mit Öl heizen, im Jahre 1966 zirka 225 Millionen 
Schilling an Steuern auferlegt. Da aber nicht 
anzunehmen ist, daß der Herr Finanzminister 
dieses Bundesgesetz nur für das Jahr 1966 
geschaffen hat, heißt das, daß im Jahre 1967 
und in den weiteren Jahren den Verbrauchern 
jährlich eine zusätzliche Steuerlast von rund 
450 Millionen auferlegt wird. Und das trotz 
des Wahlslogans und der Wahlversprechen 
"Der Schilling darf nicht kleiner werden" 
und der Wahlversprechen und der "Vahlreden 
der auch in der heutigen Bundesregierung 
vertretenen ÖVP-Abgeordneten. 

Ich darf erinnern - damit das nicht aus 
Ihrem Gedächtnis kommt -, ich habe hier 
eine kleine Flugschrift "Roter Schilling -
schlechter Schilling" . Herr Finanzminister, 
ich frage : Schwarzer Schilling - guter Schilling 
- oder auch ein schlechter Schilling ? Oder 
wir haben hier eine Werbeschrift "Schützt 
den Schilling, wählt die ÖVP ! " .  Ich habe 
eine Menge Material. Sie sollten bei den 
Wahlen nicht soviel Material ausgeben, 
wenn Sie nachher diese Versprechungen nicht 
einhalten können. "Österreich braucht eine 
klare Mehrheit" . (Heiterkeit bei der Ö V P.) 
Sie brauchen gar nicht zu lachen. (Abg. 
W e i khart:  Eine klare Ö VP-Mehrheit - höhere 
Preise, das ist das Resultat I) Unter Punkt 7 
heißt es : "Bekämpfung des Preisauftriebes, 
verstärkter Schutz des Schillings vor infla­
tionistischer Politik, darum stärkt die ÖVP ! "  

Ich habe hier eine Wiener Flugschrift 
"Heute und morgen". Hier heißt es : "Keine 

Preis- ,  Steuer- und Tariferhöhungen, darum 
stärkt die ÖVP ! - Wer das Gegent€il be­
hauptet, lügt !"  Ich frage : Wer hat gelogen ? 
(Abg. P e t e r: Das ist ja die Schmitz-Märchen­
stunde, Herr Kollege !) Wer lügt weiterhin 1 

Herr Bundeskanzler Klaus - leider ist 
er nicht hier - hat in einer Wahlrede am 
7. Februar in Ottakring - ich bin ein Otta­
kringer - im Voboril-Saal unter anderem 
noch gesagt : "Die Arbeiter sind nicht mehr 
am Klassenkampf interessiert, sie wollen lieber 
billig in den Urlaub fahren. " Ich frage, ob 
Ihre Politik eine so billige Politik ist, daß 
der Arbeiter nicht mehr am Klassenkampf 
interessiert ist. Ich glaube eher, daß der 
Herr Bundeskanzler mit zu den Klassen­
kämpfern gehört. (Abg. A l t e n b u rger: Das 
haben die Wähler entschieden ! - A bg .  Doktor 
Pit t e rmann:  Weil ihr sie vorher angelogen 
habt, Altenburger ! - Abg. Prinke: Und ihr 
lügt dauernd noch 1 - Ruf bei der Ö V P: Das 
war aber ein Eigentor I) Herr Kollege Altenburger, 
warten Sie noch ein bisserl, es kommt schon 
noch etwas ! In Abwandlung eines Sprich­
wortes kann man hier sagen : ÖVP-Wahl­
versprechen haben kurze Beine ! 

Es wird aber nicht nur genommen, sondern 
auch gegeben, allerdings wird in der Recht­
schreibung der ÖVP das Nehmen sehr groß 
und das Geben sehr klein geschrieben . 

Mit der Regierungsvorlage 1 6  - hier ge­
statte ich mir, ein wenig vorzugreifen - wird 
auch den Gebietskörperschaften etwas ge­
geben, und zwar für die durch den Bau und 
die Erhaltung der Landes- und Gemeinde­
straßen erwachsenden Lasten . Das macht 
für das Jahr 1966 einen Betrag von rund 
75 Millionen aus. Davon soll Wien als Land 
und Gemeinde einen Betrag von 12,5 Millionen 
Schilling erhalten. Ich will damit auch den 
Entschließungsantrag, den ich einbringen 
werde, begründen. Eine große Summe für 
jene, die der Meinung sind, daß damit dem 
Land und der Gemeinde Wien ein Steuer­
geschenk gegeben wird. 

\Vie sieht aber das Steuergeschenk wirklich 
aus 1 Vorerst eine Feststellung, damit die 
Herren Kollegen, die das nicht wissen, auch 
davon in Kenntnis sind : In Wien gibt es 
bloß 33 km ausgebaute Bundesstraßen, 9 km 
Autobahn und 44 km Bundestraßentrassen, 
also insgesamt 42 km Bundesstraßen, die 
befahrbar sind, und 44 km Bundesstraßen, 
die wohl geplant, aber jedenfalls noch nicht 
befahrbar sind. Dagegen besitzt die Gemeinde 
Wien rund 2 .200 km Straßen und Gassen, 
für deren Erhaltung sie aufzukommen hat. 
Sie werden zugebe�, daß bei diesem Ver­
hältnis 42 zu 2.200 in Wien fast ausschließlich 
auf Landes- oder Gemeindestraßen gefahren 
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wird. Nun dient die Erhöhung der Mineralöl­
steuer zum Ausbau der Bundesstraßen und 
der Autobahn, das sind schätzungsweise 
9 .300 Straßenkilometer. Ich wiederhole : In 
Wien gibt es dagegen bloß 42 . Bundesstraßen­
kilometer. 

Von dieser Tatsache ausgehend, hat sich 
die sozialistische Fraktion des Wien er Land­
tages und Gemeinderates veranlaßt gesehen, 
durch einen Antrag, den sie in der letzten 
Gemeinderatssitzung eingebracht hat, darauf 
aufmerksam zu machen, daß bei Gesetzwerdung 
dieser Vorlage auch die im Dienst der Ge­
meinde Wien stehenden Kraftfahrzeuge, ins­
besondere die Autobusse der städtischen Ver­
kehrsbetriebe, die Fahrzeuge des städtischen 
Rettungs- und Krankenbeförderungsdienstes 
sowie des Straßenreinigungs- und Müllabfuhr­
dienstes, von dieser Steuererhöhung stark ge­
troffen werden. 

Wenngleich beabsichtigt ist - ich habe 
dies in meinen Ausführungen bereits erwähnt-, 
den Ländern und Gemeinden einen übrigens 
völlig unzureichenden Anteil aus dem Mehr­
ertrag dieser Steuer zuzuweisen, wird es doch 
für ungerechtfertigt gehalten, daß die an­
geführten Gemeindefahrzeuge der beabsich­
tigten Belastung unterliegen, weil diese Fahr­
zeuge in der Regel Bundesstraßen nieht be­
fahren - 0 doch, es gibt welche, die Bundes­
straßen befahren : die Reinigungs- und Kehr­
maschinen, die die Bundesstraßen zu reinigen 
haben . 

Ich gestatte mir deshalb als Wiener Ab­
geordneter, den folgenden E n t s c h l i e ß u ng s­
a n  t r a g, der genügend unterstützt ist, ein­
zubringen , und bitte gleichzeitig, diesen zur 
Debatte zu stellen : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird gemäß Artikel 52 

Abs. 1 der Bundesverfassung aufgefordert, 
dem Nationalrat bis zum 30 . September 
dieses Jahres eine Regierungsvorlage zuzu­
leiten, durch die eine Befreiung der Auto­
busse der Wienel' Verkehrsbetriebe, der 
Fahrzeuge der Feuerwehr der Stadt Wien, 
der Fahrzeuge des städtischen Rettungs­
und Krankenbeförderungsdienstes sowie des 
Straßenreinigungs- und Müllabfuhrdienstes 
von der Entrichtung der Bundesmineralöl ­
steuer herbeigeführt wird. 

Begründung : 
Die genannten Fahrzeuge benützen in 

der Regel keine Bundesstraßen. Wenn nun 
die vorliegende Regierungsvorlage davon 
ausgeht, daß die Benützer der Bundes­

der Logik, Fahrzeuge, die nach ihrer Zweck­
bestimmung Bundesstraßen nicht benützen, 
von dieser erhöhten steuerlichen Belastung 
auszunehmen. 

Die grundsätzliche Ablehnung dieser Re­
gierungsvorlage, die im sozialistischen Min­
derheitsbericht begründet wurde, bleibt von 
diesem Entschließungsantrag unberührt. 
Herr Präsident 1 Der Antrag ist genügend 

unterstützt, und ich bitte deshalb, ihn zur 
Debatte zu stellen. 

Nun, Herr Kollege Grundemann, ich lade 
Sie herzliehst ein, einen gleichlautenden Ent­
schließungsantrag für die übrigen österrei­
chischen Städte und Gemeinden einzubringen. 
(Abg. Prinke :  Warum haben Sie das nicht 
gleich gemacht ?) Ich bin gerne bereit, auf 
die Kollegen von meiner Fraktion einzuwirken, 
daß dieser Entschließungsantrag auch von 
meiner Fraktion unterstützt wird, wenn Sie 
unseren Entschließungsantrag unterstützen. 

Wie hoch, meine Damen und Herren, ist 
nun der Verbrauch an Mineralöl als Treibstoff 
und für Heizzwecke im Rahmen der Gebiets­
körperschaft Wien � Für Heizzwecke werden 
im Rahmen der Gebietskörperschaft Wien 
ohne Stadtwerke zirka 46,6 Millionen Kilo­
gramm verbraucht. Diese Menge gehört für 
die Spitäler, Wäschereien, Schulen, Kinder­
gärten, Ämter und dergleichen. Im Rahmen 
der Stadtwerke, für die Gas- und Strom­
erzeugung, werden zirka 124 Millionen Kilo­
gramm Mineralöl verbraucht. Treibstoff im 
Rahmen der Wiener Gebietskörperschaft ohne 
Stadtwerke zirka 2,5 Millionen Liter für die 
Feuerwehr, Krankenbeförderung, Rettungs­
dienst, Straßenreinigung und so weiter, im 
Rahmen der Stadtwerke - vor allem für 
den Autobusverkehr - zirka 6,6 Millionen 
Liter. Bei Umrechnung auf Liter beträgt der 
Verbrauch im Rahmen der Gebietskörperschaft 
Wien zirka 179,7 Millionen Liter MineralöL 
Da die durchschnittliche Erhöhung 20 Groschen 
beträgt, ergibt sich für die Gebietskörperschaft 
Wien eine jährliche Belastung von rund 
36 Millionen Schilling. Das "Steuergeschenk" 
des Herrn Finanzministers beträgt demgegen­
über nur zirka 25 Millionen - wobei ich 
aber annehme, daß solche " Geschenke " auch 
im Jahre 1 967 und in den folgenden Jahren 
gegeben werden. Das Gesetz ist ja praktisch 
nur für das Jahr 1966 vorgesehen. Somit 
verbleibt ein Rest von rund 1 1  Millionen 
Schilling, die das Land beziehungsweise die 
Gemeinde Wien zu tragen haben werden. 

"Vie heißt es im § 1 des Bundesgesetzes 
bezüglich der Finanzzuweisung � 

straßen in erhöhtem Ausmaß für ein Bundes- "Zur Erleichterung der den Ländern und 
mineralölsteuergesetz herangezogen werden Gemeinden aus dem Bau und der Erhaltung 
sollen, so entspricht es nur den Gesetzen der Landes- und Gemeindestraßen erwachsen-
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Kratky 

den Lasten wird diesen Gebietskörperschaften Vorschläge machen beziehungsweise Vorlagen 
aus Bundesmitteln eine Finanzzuweisung im unterbreiten. 
Gesamtbetrag von 75 Millionen Schilling im Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, 
Jahre 1966 gewährt. Diese Bundesmittel sind nehmen Sie zur Kenntnis, wir, unsere Fraktion, 
für den bezeichneten Zweck zu verwenden." lehnt dieses Gesetz ab, und die ÖVP erinnere 

In den Erläuternden Bemerkungen sind ich nur daran, daß ihre vVahlversprechen sehr, 
ähnliche Wendungen enthalten. sehr kurze Beine haben. (Beifall bei de1' SPÖ.j 

Meine Damen und Herren ! Weder der § 1 Präsident Wallner : Der Entschließungs-
noch die Erläuternd�n B.eme.rkun�en ent- antrag der Abgeordneten Kratky und Genossen 
sp�echen der WahrheIt ! S18 smd eme Vor- ist genügend unter s t ü t z t  und stehtj daher 
spIegelung falscher Tatsachen. Ich frage des- l in Verhandlung. 
halb den Herrn Bundesminister und auch I den Herrn Bundeskanzler : Aus welchen Mitteln Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 

sollen die Gebietskörperschaften die ihnen I Abgeordnete Dr. van Tonge! . Ich erteile 

auferlegten Belastungen tragen ? es ihm. 

Die zweite Frage in Vorgriff auf das Gesetz, Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) : Herr 
das hier noch beraten werden soll : Gilt dieses · Präsident ! Meine Damen und Herren ! Da die 
Bundesgesetz ( 16  der Beilagen) nur für das Kollegen der Österreichischen Volkspartei 
Jahr 1966 oder ist für die übrigen Jahre offensichtlich nicht gewillt sind, der an sie 
für die Gebietskörperschaften etwas Ahnliches ergangenen Aufforderung, den Antrag Kratky 
geplant oder vorgesehen ? auch auf Bereiche der ländlichen Gemeinden 

Ich frage aber auch die Wiener ÖVP-Ab- außerhalb der Stadt Wien auszudehnen, nach­

geordneten : Werden Sie das Anliegen Wiens, zukommen, darf ich mi� erlauben, fo�ge�den A n­

das an die Bundesregierung gestellt wird, t �ag zu stellen, den. WIr sofort .sc�rIfthch nach­

unterstützen ? Ich hoffe ja denn in Ihren reIchen werden. WIr haben bIS Jetzt gewartet 

Tagungen im Vogelsangheim' in Wien haben und müssen ihn erst jetzt zu Papier bringen. 

Sie ja an die ÖVP-Bundesparteileitung das Die Bundesregierung wird gemäß Artikel 52 
Verlangen gestellt, daß der Wiener ÖVP in Abs. 1 der Bundesverfassung aufgefordert, 
ihren Belangen hinsichtlich der Wiener Ge- dem Nationalrat bis zum 30. September 
meindeverwaltung geholfen wird. Ich hoffe, dieses Jahres eine Regierungsvorlage zu-
meine Damen und Herren Abgeordneten der zuleiten, durch die eine Befreiung der 
Wiener ÖVP, daß Sie mit Ihren Beteuerungen, Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungs-
den Wienern zu helfen, nicht bis zu den und Krankenbeförderungsdienstes der Ge-
Wahlen warten werden. bietsgemeinden von der Entrichtung der 

übrigens fällt mir gerade ein, Herr Präsident Bundesmineralölsteuer herbeigeführt wird. 

Scheibenreif, daß die Bauern zu Beginn der Ich darf zur Begründung sagen : Wenn man 
fünfziger Jahre im Zusammenhang mit der diese allgemeine Ausnahmebestimmung nicht 
Mineralölsteuer erklärt haben, daß ihre Trak- nur auf die Fahrzeuge der Feuerwehr und des 
toren und landwirtschaftlichen Fahrzeuge bloß Rettungs- und Krankenbeförderungsdienstes, 
die Felder und bei der Hin- und Rückfahrt sondern auch auf die Autobusse und auf 
nur Gemeindestraßen befahren und deshalb den Straßenreinigungs- und Müllabfuhrdienst 
die Steuerbelastung ungerechtfertigt wäre. für ganz Österreich ausdehnen würde, dabei 
Sie erhielten damals auch Ausnahmebestim- aber zum Beispiel die Donau-Dampfschiff­
mungen. fahrts-Gesellschaft und die Bundesbahnen aus-

Herr Finanzminister ! Ich frage Sie : Sind lassen würde, ferner sämtliche privaten Kraft­
solche Ausnahmebestimmungen nicht nur für fahrlinien, so wäre das vermutlich eine ein­
Wien, sondern auch für die übrigen Gebiets- seitige Bevorzugung der kommunalen Betriebe. 
körperschaften vorgesehen ? Ich habe mir daher namens meiner Fraktion 

Nun bitte ich den Herrn Präsidenten, daß erlaubt, die Einschränkung dieser Befreiung 

ich im Zusammenhang mit dieser Gesetzes- nur auf Fahrzeuge der Feuerwehr und des 

vorlage noch auf eine wichtige Sache verweisen städtischen Rettungs- und Krankenbeförde­

darf, und zwar auf den Transport von Mineral- rungsdienstes, aber für ganz Österreich zu 

ölen und die sich daraus sehr oft ergebenden beantragen. 

schweren Unglücksfälle. Hier, glaube ich, Präsident Wallner : Der · Antrag ist mir 
bedarf es strengster gesetzlicher Bestimmungen nicht überreicht worden. (Abg. Dr. van Ton­
und einer umfassenden Aufklärungsaktion g e l: Er kommt so/m·t ! Hättet ihr ihn gestellt ! 
unter allen, die mit derartigen Transporten Wir haben gewartet ! - Abg. P e t e r: Ihr seid 
zu tun haben. Vielleicht könnte hier der noch nicht so weit wie wir ! - Abg.  K o n i r: 
Herr Bundeskanzler oder der zuständiO'e l\ti- lBt die Sitzung unterbrochen ? - Abg. O z e t t e l: 
ni ster in Kürze dem Hohen Haus entspre�hende Was ist ?) 
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Präsident WaIlner 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Bundes- weniger Straßen und weniger Geld, größtes 
minister. Ich erteile dem Herrn Bundes- Verständnis hat. 
minister für Finanzen das Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 
Herr Präsident ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Ich möchte im Schlußwort 
zu diesem Antrag der Bundesregierung nur 
auf wenige Punkte eingehen, bei denen ich 
der Meinung bin, daß das Hohe Haus und 
die Öffentlichkeit Anspruch darauf erheben 
können, daß manche Dinge wieder ins Lot 
gerückt werden, die im Drange der Debatte 
aus dem Lot gekommen sind. 

Hohes Haus ! Es ist wiederholt und 
gerade von prominenten Sprechern gesagt 
worden, daß dieser Antrag, den die Regierung 
hier dem Hohen Hause vorlegt, zu vielen 
Ankündigungen, die auch während des Wahl­
kampfes gefallen sind, im Widerspruch stehe 
und daß vor allem dieser Antrag schon in 
dem Budgetantrag enthalten gewesen wäre, 
den ich am 22. Oktober 1965 in der Regierung 
eingebracht habe, über den damals keine 
einhellige Meinung erzielt werden konnte 
und durch den eben damals die bekannten 
Folgen : Wahl und Regierungsumbildung, aus­
gelöst worden sind. 

Ich muß daher nochmals hier erklären, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
mein Antrag in der Bundesregierung vom 
22. Oktober hat weder Eisenbahntarif- noch 
Mineralölsteuererhöhungen beinhaltet, das war 
ein ganz anderer Antrag. (Abg. Oze t t e l: 
Warum machen Sie das dann jetzt ?) Am 
12 .  Oktober schon hatte ich denselben Antrag 
in der Regierung eingebracht. (Abg. Oze t t e l: 
Warum erhöhen sich dann jetzt die Dinge ?) 
Das war allen Österreichern bekannt. Ich 
habe es am 22. Oktober nicht gemacht. 
Die sozialistische Fraktion hat das damals 
trotzdem abgelehnt. (Abg.  Oze t t e l: Warum 
erhöhen Sie es dann jetzt ?) Was ich am 12.  Okto­
ber für notwendig befunden habe, halte ich 
jetzt genauso für notwendig. (Abg. W e ikha rt:  
Aber während des Wahlkampfes haben Sie es 
bestritten !) Nein, während des Wahlkampfes 
erschien das Weißbuch des Bundesministeriums 
für Finanzen, in dem genau aufgezeigt worden 
ist, was am 12 .  Oktober geschehen ist, was 
am 18 .  Oktober geschehen ist, was am 22 . Okto­
ber geschehen ist (Abg. Prob s t: Mit dem 
Weißbuch haben Sie die Leute angeschwärzt !) ,  
die ganze Öffentlichkeit hat das gewußt, ich 
habe mich nicht gescheut, das während des 
Wahlkampfes allen zu sagen, und gerade die 
Aktion "Grüner Wimpel", die auch j etzt 
erwähnt worden ist, hat mich über die Meinung 
der Öffentlichkeit dazu in Kenntnis gesetzt, und 
ich weiß,  daß die Öffentlichkeit für die Frage : 
entweder mehr Straßen und mehr Geld oder 

Die zweite Frage, die auch nicht richtig 
verstanden worden ist, ist die Frage der 
Dotierung des Straßenbaues im Bundesfinanz­
gesetz 1966. Ich darf Ihnen die Ziffern vor­
lesen, damit Sie erstens erkennen, daß eine 
Umschichtung vom außerordentlichen Budget 
in das ordentliche Budget erfolgt ist, und 
damit Sie zweitens sehen, daß jeder Groschen, 
der auf Grund des Zuschlages hereinkommt, 
genau zweckgebunden nur dem Straßenbau 
zukommt, ja sogar auch der Betrag, der im 
Wege des Gesetzesantrages, der als nächster 
Punkt auf der Tagesordnung steht, bei den 
Ländern und Gemeinden hereinkommt. 

Das Mineralölsteueraufkommen des Bundes­
voranschlages 1966 ist mit 3 .305 Millionen 
Schilling angesetzt gegenüber einem Ein- . 
nahmenerfolg des Jahres 1965 mit 2.773 Millio­
nen Schilling. Das ergibt also an Aufkommen 
im Jahre 1966 um 532 Millionen Schilling 
mehr als im Jahre 1965. Von diesen 532 Mil­
lionen sind 307 Millionen geschätzt als natür­
liche Mehreinnahmen auf Grund der Gesetzes­
lage, die vor dem heutigen Tage bestanden 
hat, das ist ein Wachstum der Einnahmen 
von 1 1  Prozent. Man kann sicher nicht sagen, 
es wird das Wachstum wieder deswegen 
niedriger angesetzt, damit das untergebracht 
werden kann. Es ist ein schönes und er­
fahrungsgemäß erwartetes Wachstum des 
Mineralölsteueraufkommens verankert, und 
dazu sind die vollen 225 Millionen Schilling, 
die auf Grund der Zuschlagserhöhung heuer 
einlaufen werden, gekommen. Der volle Betrag 
wird dem Straßenbau zugeführt werden. Das 
kommt dadurch zum Ausdruck, daß die 
Ausgabenkredite der ordentlichen Gebarung 
für den Bau und die Instandhaltung der 
Bundesstraßen und Autobahnen im Bundes­
voranschlag 1966 mit 3.369 Millionen Schilling 
veranschlagt sind. Der Betrag ist um 64 Mil­
lionen höher als die erwarteten Einnahmen 
aus der Mineralölsteuer . Die 64 Millionen 
sind andere zweckgebundene Einnahmen auf 
dem Gebiete des Bundesstraßenwesens, wie 
Strafen und so weiter. 

Sie sehen daraus, daß der volle Ertrag 
aus der Mineralölsteuererhöhung voll dem 
Straßenbau zugeführt wird, die 75 Millionen 
ja auch dem Bundesstraßenbau zugeführt 
werden, die an anderer Stelle des Budgets 
den Ländern und Gemeinden als Finanz­
zuschuß zugeführt werden, und das ist ein 
Betrag, der eine reine Umschichtung vom 
außerordentlichen Budget in das ordentliche 
Budget darstellt. 

Sie dürfen daher nur so rechnen : Was 
wäre für den Straßenbau verfügbar gewesen 
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Bundesminister Dr. Schmitz 

ohne den Zuschlag und was kann gebaut sondern werden die 95 Groschen korrigiert, 
werden mit dem Zuschlag ? Das heißt., mit die schon bis jetzt auf dem Heizöl gelegen sind. 
diesem Zuschlag können in diesem Jahr noch (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Dr. Kre isky: 
225 Millionen Schilling mehr verbaut werden Das war ja Ihr Finanzminister ! ) 
als im Vorjahr, und im nächsten Jahr wird Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
das rund eine halbe Milliarde Schilling sein. Ich bin der Meinung, die Finanzpolitik muß 
Ich habe Ihnen gesagt, daß diese Einnahme mit offnen Karten arbeiten. ( Abg. Rosa 
ein Wachstum von rund 10 Prozent hat, Jochmann: Nur vor den Wahlen nicht ! Erst 
das heißt, es werden in einigen Jahren nach den Wahlen !) Wir müssen sagen, wer 
x Milliarden Schilling mehr für den not· es zahlt, wenn es etwas kostet. Wir wissen, 
wenigen Straßenbau aufgewendet werden wir brauchen mehr Straßen, wir brauchen 
können. mehr Mittel, und daher ist der Schritt not· 

Es ist davon die Rede gewesen, daß sich wendig. Ich habe wenig Verständnis für eine 
auch einzelne Gebietskörperschaften, die Kritik, die sagt : Der Zuschlag darf nicht 
sozialistisch geführt sind, für die Mineralöl- kommen, aber bestimmte Länder und Ge­
steuer eingesetzt haben. Ich kann Ihnen meinden sollen daraus mehr kriegen. (Beifall 
aus meiner Kenntnis von den Finanzaus- bei der Ö VP.) 
gleichsverhandlungen sagen : Auch die sozia-
listisch geführten Länder sind für die Steuer. Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
Sie würden gerne mehr aus der Steuer haben, hat sich der Herr Abgeordnete Weikhart. 
aber auch ein Mehr gibt. es nur dann, wenn Ich erteile es ihm (Abg. Glaser: Fangen 

die Steuer tatsächlich eingeführt wird. wir von vorne wieder an !) 

Eine dritte Frage möchte ich deswegen Abgeordneter \Veikhart (SPÖ) : Hohes Haus ! 
anschneiden, weil ich auch vom Herrn Staats- Auf Grund der Ausführungen des Herrn Finanz. 

sekretär Weikhart hier persönlich apostrophiert ministers möchte ich, als Grundlage die Regie­
worden bin. rungsvorlage zum Bundesfinanzgesetz neh-

mend, folgendes sagen : 
Meine Damen und Herren ! Ich muß eine 

Feststellung hier wiederholen, die ich schon Im Bundesvoranschlag ist bei Kapitel 1 7  

im Finanz- und Budgetausschuß vorgebracht Titel 4 § 7 der Eingang aus dem Zuschlag zur 
habe. Ich habe dort eingangs festgestellt, Mineralölsteuer im Jahre 1 965 genau mit 
daß in meinem Haus die Möglichkeiten studiert 2.880 Millionen Schilling, im Jahre 1966 mit 
werden, nicht die Befreiung des Heizöls von 3 .305 Millionen Schilling ausgewiesen. Somit 

der Mineralölsteuer zu suchen, sondern wirklich ergibt sich gegenüber dem Jahre 1965 eine 
wirksame Maßnahmen zu finden, die es er- Differenz von 425 Millionen Schilling als Mehr­
möglichen, den Heizölabsatz zu verbilligen einnahme zum Mineralölsteuerzuschlag. 
und dadurch einem volkswirtschaftlichen Über- Wir sehen dann weiters in Kapitel 21 Titel 2 
schußprodukt zu einem besten Absatz zu in der ordentlichen Gebarung Ausgaben für 
verhelfen und dem Konsumenten einen billi- den Straßenbau im Jahre 1965 von 2.940 Mil­
geren Heizstoff zu verschaffeu. lionen Schilling und im Jahre 1966 von 3 .369 Mil-

Meine Damen und Herren ! Das Problem lianen Schilling. Das ist eine Differenz von 
des Heizöls ist nicht ein Problem der ' 429 Millionen Schilling. 

20 Groschen, die auf Grund dieses Gesetzes Das heißt, sehr geschätzter Herr Finanz­
mehr eingehen werden, sondern ist schon minister, Sie geben im Jahre 1966 im Ver­
ein Problem der 95 Groschen, die jetzt schon gleich zum Jahre 1965 nur um 4 Millionen Schil­
vom Heizöl eingehoben werden. Das zeigt, ling mehr für den Straßenbau aus - bei einer 
daß das Problem des Heizöls nicht ein Problem Gesamtausgabe in der ordentlichen Gebarung 
der 20 Groschen ist, die ich vor dem Hohen von 68 Milliarden Schilling ! 
Hause zu verantworten habe, sondern das In der außerordentlichen Gebarung stellen 
Problem eines Parlaments und einer Regie- wir fest, daß in Kapitel 2 1  Titel 7, Ausbau der 
rung, die diese Beschlüsse gefaßt hat, als Autobahnen, für das Jahr 1965 300 Millionen 
ich ihr noch nicht angehört habe, der aber Schilling vorgesehen waren und für das Jahr 1966 
der Herr Staatssekretär Weikhart in heiden nur 175 Millionen Schilling. (Abg. Rosa J och­
Fällen angehört hat. (Abg. Dr. Kreisky: man n :  Hört ! Hört !) Also hier wurde eine 
Den Finanzminister haben Sie gestellt !) Das Kürzung vorgenommen ! 
bitte nur zur Steuerung dessen, damit das Das sind nach meinem Ermessen die Tat-
Lot richtig eingelotet wird. sachen Ihrer eigenen Unterlagen, die Sie dem 

Wenn wir daher jetzt einen Schritt tun, Hause vorgelegt haben. (Lebhafter Beifall 
um dem Heizöl zu einem wirtschaftsnäheren bei der SPÖ. - Abg. Dr. Pi t t ermann : 
Absatz zu verhelfen, werden damit nicht die Heilingsetze1' ist nicht da ! - Abg. Ozett e l :  
2 0  Groschen korrigiert, u m  die e s  jetzt geht, Wo sind d'ie "offenen Karten" ?) 
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Präsident Wallner : Vom Abgeordneten 
Dr. van Tongel und Genossen ist ein Ent­
schließungsantrag überreicht worden, der 
nicht die notwendige Unterstützung hat. Ich 
stelle deshalb die Unterstützungsfrage. Ich 
bitte jene Abgeordneten, die den Antrag unter­
stützen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Der Antrag ist g e n ü g e n d  u n t e r s t ü t z t  und 
wird in die Beschlußfassung einbezogen. (Abg. 
H a r t l :  Das ist die kleine Koalition ! - Abg. 
Dr. van T o ng e l :  Das ist ein blöder Zwischen­
ruf!) 

Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort ? - Ich erteile es ihm . (Abg. 
O z e t t e l :  Wo ist die Antwort des Herrn Finanz­
ministers ? - Bundesminister Dr. Schrn i t z :  
Die habe ich schon gegeben ! - Abg. Dr. P i t t e r ­
m a n n :  Der Heilingsetzer ist nicht da ! - Abg. 
O z e t t e l :  Das si'nd die "offenen Karten" ! Wo 
bleibt die A ntWQ1't auf die Frage Weilcha1·t ? -
Abg. P ri n k e : Budgetausschuß ! - Präsident 
Wal l n p, r  g'ibt das Glockenzeichen. - Bundes­
minister Dr. Sc h m i t  z :  Ich habe die Antwort schon 
gegeben ! - R'uf bei der S PÖ : SO werden die 
Leute hinters Licht geführt ! - Abg. Pr i n k e : 
Es gelingt euch nicht, uns auseinanderzureißen ! 
- Abg. Dr. P i t t e rman n :  " Wir haben die 
Mehrheit",  das genügt ! - Abg. Oz e t t e l :  Ein 
großer Bluff !) 

Berichterstatter Regensburger (Schluß-
wort) : Hohes Haus ! Ich trete den Ent­
schlie ßungsanträgen Kratky und Genossen, 
Franz PichIer und Genossen sowie Dr. van 
Tongel und Genossen als Berichterstatter nicht 
bei . (Abg. Rosa Jochmann : Wir sind ganz 
überrascht ! ) 

Präsident Wallner : Wir kommen nunmehr 
zur A b s t i m mung .  

Zunächst lasse ich über den R ü c k v er w e i ­
s u n g s a n t r a g  an den Ausschu ß abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Minderheit. 
A b g e l e h n t. (Abg. K o n i r :  Bitte auszählen ! 
- Abg. P ri n k e :  Das Auszählen muß man vor 
der Abstimmung verlangen, nicht nachher ! -
Abg. Dr. Pi t t e rm a n n : Das kommt bei der 
dritten Lesung !) 

Ich stelle fest, daß nach der Geschäfts­
ordnung die Auszählung vor der Abstimmung 
beantragt werden muß. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den G e s e t z e n t w ur f. 

Es ist die Einschiebung eines neuen § 3 
beantragt. 

Ich lasse zuerst über die §§ 1 und 2 abstim­
men und bitte jene Damen und Herren, die 

diesen Paragraphen in der Form der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über den Zusatz.antrag 
der Abgeordneten Czettel und Genossen, be­
treffend Einschiebung eines neuen § 3, ab­
stimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt . 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
der Vorlage, zu welchen keine Anträge vor­
liegen, das sind die §§ 3 bis 7 samt Titel und Ein­
gang, in der Fassung der Regierungsvorlage 
abstimmen. Ich bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Damit ist die z w e i t e  Lesung beendet. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Vornahme der dr i  t ten  Lesung. Wird dagegen 
dn Einwand erhoben � - Es ist dies nicht der 
Fall. Angenommen. 

Es ist der Antrag auf namentliche Ab­
stimmung gestellt. Ich habe eine solche 
gemäß § 64 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz 
durchzuführen, wenn es von wenigstens 25 Mit­
gliedern des Nationalrates begehrt wird. Ich 
frage, ob dieses Begehren vorliegt. (Die 
Abgeordneten der SPÖ und der F PÖ erheben 
sich von ihren Sitzen.) Es ist dies der Fall. 
Es wird also namentlich abgestimmt, da mehr 
als 25 Mitglieder dies wünschen. Die dritte 
Lesung wird also in namentlicher Abstimmung 
durchgeführt. Die Stimmzettel, die zu be­
nützen sind, tragen den Namen des Abgeord­
neten und die Bezeichnung "Ja" oder "Nein" -
"Ja" für die Vorlage, "Nein" gegen die Vorlage. 

Ich bitte nun die Abgeordneten, die Plätze 
einzunehmen, soweit dies nicht bereits der 
Fall ist. Die Beamten des Hauses ersuche ich, 
die Stimmzettel in den ihnen zugewiesenen 
Bankreihen einzusammeln. (Die Stimmzette� 
werden von den Beamten eingesammelt. -
Zwischenrufe .) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 
nun die Beamten, jeder für sich, die Stimm­
zählung vorzunehmen und mir das' Ergebnis 
sofort mitzuteilen. (Abg. P e t e ?' :  Dürfen 
die Schriftführer zusehen beim Auszählen ? -
Abg.  Z e i l l i n g e r :  Der Schriftführer muß es 
beurkunden, Herr Präsident ! - Abg. P e t e r :  
Herr Präsident ! Wie ist die Funktion der 
Schriftführer jetzt ? - Ruf : Wo bleibt die 
Geschäftsordnung ? - Abg. P e t e r :  Oder macht 
die Beurkundung der "Notar" ! - Abg. 
Dr. P i t t e r m a n n :  Sie  müssen doch zählen, 
Herr Präsident !) Nein. (Abg. Dr. Withalm : 
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Präsident Wallner 

Nein, nein, das haben wir nicht ausgemacht ! 
Nur bei einer normalen Abstimmung I) Es 
steht in der Geschäftsordnung, daß die Beam­
ten die Stimmzählung vornehmen und mir das 
Ergebnis bekanntgeben. 

Das Gesamtergebnis lautet : Für die Vorlage 
haben 82 gestimmt, gegen die Vorlage 75. 
(Abg. Dr . Broda : Wird schon besser ! 
Abg. P ro b s t : Wird schon kleiner, die Mehrheit ! 
Wie die "kleinen Negerlein" I) Damit ist der 
Gesetzentwurf in dritter Lesung a n g e n o m­
m e n. 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Altenburger, Bas8etti, Bayer, Breiten-
eder, Deutschmann, Fachleutner, Fiedler, 
Fink, Fritz, Frodl, Gabriele, Geißler, 
Glaser, Gorbach, Graf Robert, Graf 
Rudolf, Gram, Grießner, Gruber Josef, 
Grundemann, Haider, Halder, Hämmerle, 
Hartl, Harwalik, Hau8er, Helbich, Hetzenauer, 
Hofstetter Karl, Kabe8ch, Kern, Kinzl, Klaus, 
Kotzina, Kranebitter, Kranzlmayr, Krempl, 
Krottendorfer, Kulhanek, Kummer, Landmann, 
Leisser, Leitner, Jlf achunze, JJ1 aleta, ]j,[ ar'berger, 
Mat"wan-Schlosser, Mayr, Minkowitsch, .1tlit­
terer, M ussil, Neumann, N'immervoll, Ofenböck, 
Piffl-Percevi6, Prader, Prinke, Regensb1trge-r, 
Rehor, Reich, Sallinger, Sandmeier, Scheiben­
-reif, Schlage1' Anton, Schleinzer, Schrotte]', 
Soronics, Spindelegger, Stmwinger, Steiner, 
Stohs, Titze, Tödling, Toncic-Sorinj, Tschida, 
Vollmann, Weidinger, Weiß Ludwig, Weiß­
mann, Wiesinger, Withalm, Zittmayr ; 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Franz 
Pichier und Genossen. Ich bitte jene Frauen 
und Herren, die dem Entschließungsantrag 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist a b g e l e hnt. 

Wir kommen ferner zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Herren Abge­
ordneten Kratky und Genossen. Ich bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Ent­
schließungsantrag zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist a b ge l e h nt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
van Tongel und Genossen. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Antrag die 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
l e h n  t. (Abg. Dr. W i thalm Z'ltr SPÖ, die mit 
der F PÖ gestimmt hat : Kleine Koalition -
zwei Jahre zu spät !) 

3. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (16 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem den Ländern 
und Gemeinden eine Finanzzuweisung im 
Jahre 1966 gewährt wird (29 der Beilagen) 

Präsident, Wallner : Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung : Gewährung 
einer Finanzzuweisung an die Länder und 
Gemeinden im Jahre 1966. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
R,egensburger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 

mit , ,�ein" stimmten die 
. 
Abgeordneten I zn berichten. 

Babamtz, Benya, Braune�s, Broda, Ozemetz, Berichterstatter Regensburger : Der N ational-
Oze'rny, Ozettel, Eberhard, Exler, Firnberg, rat hat vorhin den Entwurf eines Bundes­
Frühbauer, Gratz, Haas , Ha?erl, Häus�r, Heinz, mineralölsteuergesetzes, der eine Erhöhung 
Hellwagner, Hofstetter Erwh, HoreJs , Horr, der verbrauchsteuerlichen Belastung der Mine­
Jochmann, Jungwirth, Kleiner, Klein-Löw, ralöle vorsieht, beschlossen. Da auch die 
Konir, Kostroun, Kratky, Kreisky, Kunst, Landes- und Gemeindestraßen immer stärker 
Lanc, Libal, Liwanec, Lukas, Luptowits, Meißl, frequentiert werden, soll den Erhaltern dieser 
JIIlelter, Mondl, Moser, Müller, Pansi, Pay, Straßen ein Teil des Aufkommens aus der 
Peter, Pfeifer, Pichler Adam, Pichlet· Fmnz, Erhöhung der Mineralölbesteuerung zugute 
Pitte:mann, Pölz, Preußler, Probst, Rob�k, kommen. Die Bundesregierung hat daher 
Sche�bengmf, Schlager Josej, Schm�dl, am 4. Mai 1966 einen diesbezüO'lichen Gesetz­
Sekanina, Skritek, Staribacher, Steinhuber, entwurf im Nationalrat eingebracht, der für 
Steininger, Steinmaßl, Ströer, Thalhammer, dieses Jahr eine Finanzzuweisung des Bundes 
van Tongel, Troll, Ulb1'ich, Waldbrunner, Weihs als Übergangslösung vorsieht. Ab dem 1 .  Jän­
Oskar, Weikhart, Wei8z Robert, Wielandner, ner 1967 soll den Ländern und Gemeinden 
W inkler, W odica, W ondrak, Zankl, Zeillinger, ihr Anteil am Mehreingang durch entsprechende 
Zingler, Abänderung des Teilungsverhältnisses der Mi-

Präsident Wallner : Ich lasse nunmehr neralölstammsteuer zwischen dem Bund, den 
über den vom Ausschuß vorgeschlagenen Ländern und Gemeinden im Wege des Finanz­
E n ts c h l i e ß un g s a n t r a g  abstimmen, der ausgleiches gesichert werden. 
dem Ausschußbericht beigedruckt ist. Ich Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
bitte jene Damen und Herren, die diesem gegenständlichen Gesetzentwurf ( 16  der Bei­
Entschließungsantrag zustimmen, sich von lagen) am 16 . Mai 1966 in Anwesenheit des 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz 
A ng e n o m m e n. I der Vorberatung unterzogen. An der Debatte 
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Regensburger 

im Ausschuß beteiligten sich auBer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Lukas, Töd­
ling, Dr. Staribacher und Dr. van Tongel 
sowie Bundesminister Dr. Schmitz. 

Schließlich wurde der Gesetzentwurf ohne 
Abänderung angenommen . 

Im Ausschußbericht ist noch eine Druck­
fehlerberichtigung vorzunehmen, und zwar 
soll es im Minderheitsbericht statt "Ing. 
Scheibenreif" richtig "lng. Scheibengraf" 
heißen. 

Auf Grund der Beratungen stelle ich namens 
des Finanz- und Budgetausschusses den A n­
t r ag,  der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
( 1 6  der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, schlage ich 
vor, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
- Ein Einwand dagegen wird nicht erhoben. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Worte 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Lukas. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lukas (SPÖ) :  Hohes Haus ! 
Der im Tagesordnungspunkt 2 der heutigen 
Sitzung gefaßte Beschluß über das Bundes­
mineralölsteuergesetz wird dem Bund im 
zweiten Halbjahr des Jahres 1966 - nach 
meiner Schätzung vom Finanzminister gering 
kalkuliert - 225 Millionen Schilling ein­
bringen. Der Herr Finanzminister hat sich 
entschlossen, davon 75 Millionen Schilling 
den Ländern und Gemeinden zuzuweisen. 
Der Herr Finanzminister nimmt laut Gesetzes­
vorlage an, daß auch die Landes- und Ge­
meindestraßen im kommenden oder heurigen 
Jahr stärker frequentiert sein werden. Daher 
ist für die Erhaltung und den Ausbau der­
selben eine Finanzzuweisung notwendig. Diese 
Erkenntnis kam ganz von selbst, ohne mit 
den Ländern, ohne mit den Gemeinden über 
die Finanzzuweisung für das Jahr 1966 zu 
sprechen oder zu verhandeln. Das wird mir 
aber klar, wenn ich die beiden Zahlen, die 
75 Millionen und die 225 Millionen, mitein­
ander vergleiche und feststelle, daß der Herr 
Finanzminister nur ein Drittel des Gesamt­
betrages für Länder- und Gemeindestraßen 
erü brigen und zwei Drittel selbst behalten 
will, um die Bundesstraßenbauzwecke, wie er 
sagt, zu erfüllen. 

Dieser Schlüssel hat bei Ländern und 
Gemeinden kein freundliches Echo gefunden. 
Nein, sie waren enttäuscht und protestierten . 

Aber sie protestierten vor allem deshalb und 
waren auch deshalb enttäuscht, weil ihnen 
die Flötentöne der Wahlschlacht der ÖVP 
noch vollkommen klar im Gedächtnis waren, 
wo sie doch den Wählern in den Ländern 
draußen erklärte, daß sie, wenn sie allein 
regiert, eine ausgesprochen föderalistische Ein­
stellung und Gesinnung im Parlament zeigen 
werde. 

Die Länder und Gemeinden haben 50 Pro­
zent dieser Steuerneueinnahme erwartet. Ich 
finde, diese Vorstellung ist richtig ; sie ist 
verständlich. Ich begreife darum auch, daß 
sie eine herbe Enttäuschung angesichts des 
geringen föderalistischen Denkens der Bundes­
regierung empfinden. 

Hinter der Forderung der Gemeinden und 
der Länder stehen Frauen und Männer allel' 
politischen Parteien. Alle Gemeinden haben 
sich ohne Unterschied ihrer politischen Prägung 
gegen diese Gesetzesvorlage ausgesprochen. 
Es ist dies ein Zeichen dafür, daß sie diesen 
Aufteilungsschlüssel als Unrecht empfinden. 

Man kann aber auch mit Zahlen, die schnell 
einleuchtend sind, klarlegen, daß die Zu­
weisungshöhe nicht dem föderalistischen Den­
ken entsprioht. Der Bund hat 9.235 km 
Bundesstraßen zu betreuen. Dazu kommen 
noch jene Autobahnen, die schon gebaut sind, 
und ich gebe sogar noch jene dazu, die erst 
geplant, also noch nicht gebaut sind ; ihre 
Länge beträgt 1 .080 km. Somit ergibt sich 
eine Summe von 10.315 km Straßen und 
Autobahnen, die der Bund zu betreuen hat. 

Die Länder haben eine ganz andere Zahl 
aufzuweisen : Sie müssen 24.460 km bestehende 
Straßen betreuen und erhalten, und ihre 
Planung sieht für das kommende Jahr noch 
5 .000 bis 6.000 km vor. 

Über die Gemeindestraßen konnte mir das 
Österreichische Statistische Zentralamt keine 
Zahlen nennen. Doch wurde heute schon 
vom Präsidenten des Gemeindebundes darauf 
hingewiesen, daß allein die Gemeindestraßen 
ein Vielfaches der Gesamtsumme der Bundes­
und Landesstraßen ausmachen. 

Daraus erkennt man klar, daß der Ver­
teilungsschlüssel nicht richtig ist . Ich weiß 
wohl - und dieses Argument könnte zu Recht 
ins Treffen geführt werden -, daß die Ge­
meindestraßen viel enger als die Bundes­
straßen und viel enger als die Autobahnen 
sind, man müßte also auch die Breite be­
achten. Aber wir · müssen auch sagen, daß 
die heutigen Gemeindestraßen ebenfalls in 
jeder Hinsicht dem motorisierten Verkehr 
entsprechen mü-ssen. 

Erkennen Sie nun aus dieser Straßensituation 
die Sorgen unserer österreichischen Bürger­
meister, die Sorgen unserer Landesstraßen-
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Lukas 
referenten !  Ich weiß, meine sehr verehrten 
Herren Bürgermeister von der ÖVP-Seite, 
daß jetzt Ihr Herz zwei Klopfarten hat : 
die heimatliche Klopfart, wobei Sie sich eine 
Erhöhung dieser Summe wünschen, und die 
klubbedingte Klopfart, wobei Ihnen ein Regler 
des Klu bo bmannes den Klopfschlag verringerte. 

Ich habe auch im Ausschuß festgestellt, 
daß ein Bürgermeister, der Herr Abgeordnete 
Tödling, sofort meine Argumente verstanden 
hat, aber dann durch scharfe Blicke zurecht­
gewiesen wurde, er möge nicht ganz in diese 
Kerbe schlagen. Er hat einen Ausweg gesucht, 
der den Begründungen nicht ganz entsprochen 
hat. 

Wir sozialistischen Abgeordneten dürfen bei 
diesem Antrag unser Herz für unsere Gemein­
den und für unsere Länder in Österreich klar 
schlagen lassen, denn wir wissen : Es schlägt 
für die Gerechtigkeit, für die Ordnung, und 
wir werden nicht so wie die ÖVP-Fraktion, 
die den Föderalismus bei den Wahlen ver­
sprochen hat, wanken, sondern wir Sozialisten 
bleiben weiterhin bei unserem Wahlver­
sprechen : Für den Föderalismus in Österreich ! 

Wir erkennen die neuen Aufgaben der 
Gemeinden und Länder sehr wohl. Ich möchte 
Ihnen empfehlen, sich des öfteren mit Ihren 
Bürgermeistern zusammenzusetzen (Abg. 
Dr . Gor b a c h :  Ge8chieht !) und die Sorgen mit 
ihnen zu beraten. 

Ich kann feststellen, daß die Gemeinden 
und die Länder durch ihren vollen Einsatz, 
durch ein klares Erkennen einer Zeitströmung 
einen neuen Wirtschaftszweig zur Blüte ge­
bracht haben : den Fremdenverkehr. Er gibt 
zehntausenden Menschen Arbeit und Verdienst, 
er schafft neue Einnahmsquellen für die Ge­
meinschaft, bringt natürlich auch neue Auf­
gaben und neue Sorgen, besonders für die 
Gemeinden und Länder. Ich bin auch davon 
überzeugt, daß auch der Herr Finanzminister 
über die Entwicklung dieses Wirtschafts­
zweiges erfreut ' ist, denn ganz Österreich 
ist heute ein Fremdenverkehrsgebiet geworden. 
Der immer stärker werdende Fremdenstrom 
hat auch die Fremdenverkehrszentren in 
unserem Staate vermehrt, verschoben und 
zum Teil bedeutsam vergrößert. Heute ist 
sogar der Bürgermeister einer Gebirgsgemeinde 
Österreichs von dieser Wirtschaftsströmung 
ebenso erfaßt wie seine Kollegen im Tal oder 
sogar jene, die ihr Gemeindegebiet an einem 
See liegen haben. Nicht nur der Hotelier, der 
Gastwirt und der Villenbesitzer , sondern auch 
der Bauer ist heute schon ein Träger der 
direkten Fremdenverkehrswirtschaft. 

erfüllt werden müssen. Neue Straßen werden 
gefordert, Aussichts- und Rastplätze wären 
erwünscht, die Beleuchtung wird zur Selbst­
verständlichkeit, die Wasserleitungsfrage im 
Ort wird eminent, Bäder werden gewünscht, 
und in den größeren Fremdenverkehrsorten 
muß sogar über die Kanalisationsfrage ent­
schieden werden. 

Das ist nur eine grobe Aufzählung all dieser 
Aufgaben. Aber all das läßt doch erkennen, 
daß die Österreicher in den Bundesländern 
tüchtig sind und darum den Föderalismus 
dieses Hauses, des österreichischen Parlamen­
tes, verdienen. 

Im Vorjahr hat auch Österreich ein hartes 
Schicksal getroffen. Hochwasserkatastrophen 
waren in Niederösterreich, Burgenland, Ost­
tirol, Kärnten und in der Oststeiermark in 
verheerendem Ausmaß eingetreten. Aner­
kennenswert wurde den Menschen durch ver­
schiedenste Aktionen rasch geholfen (Abg. 
Marwan - Schlo88er :  Frau Dr. Schmitz !) , 
doch in den Ländern und Gemeinden sind die 
Spuren an zerstörten Straßen und Brücken 
noch immer vorhanden. Es bedürfte viel 
Kraftaufwandes, um die betroffenen Gebiete 
wieder einladend und freundlich zu gestalten. 
Es muß wohl anerkannt werden, daß sich auch 
der Bund seiner Aufgaben in diesen Gebieten 
sehr angenommen hat. 

Damit habe ich eine zweite Sorge der 
Gemeinden und Länder aufgezeigt, wenn es 
auch nur die betroffenen Gemeinden und 
Länder sind. Wir Sozialisten haben erwartet, 
daß die gleiche Erkenntnis, die wir aus der 
Situation gewonnen haben, auch auf den 
Bänken der ÖVP vorhanden ist und sie ebenso 
empfindet wie wir, daß jetzt bei dieser neuen 
Steuereinnahme den Ländern und Gemeinden 
eine stärkere Hilfsbereitschaft gezeigt werden 
muß und ihnen damit auch für ihre Leistungen 
ein gewisser Dank abgestattet werden kann. 
Da ich aber bereits im Ausschuß zur Kenntnis 
nehmen mußte und da ich Sie inzwischen, 
wenn ich auch ein neuer Abgeordneter des 
Hauses bin, schon kennengelernt habe und 
daher weiß, daß Sie kaum zu Aussprachen zu 
bewegen sind und wir darum mit Ihrem Ver­
ständnis (Abg. Dr. Gorbach : . , .  rechnen !) 
für die österreichischen Gemeinden und Länder 
in dieser Frage nicht rechnen können, erkläre 
ich, daß die sozialistische Fraktion des National­
rates die berechtigten Forderungen der Länder 
und Gemeinden stützt und diese Regierungs­
vorlage, die nur 75 Millionen vorsieht (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Gorbach) Herr 
Kanzler, das ist sehr wenig, Sie sind selbst 
Steirer und schneiden sich somit in Ihr 

Diese Veränderung schafft natürlich neue eigenes Fleisch -, ablehnen muß.  ( Beifall 
Aufgaben in der Ortsgemeinschaft, die auch bei der SPO.) 
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Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Pölz. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Pö}z (SPÖ) :  Hohes Haus ! 
Als ich diese Regierungsvorlage zu Hause 
zum erstenmal einer "ersten Lesung" unter­
zogen habe, habe ich mir gedacht : Gar nicht 
so übel diese Einparteienregierung ! Ich habe 
mir ausgerechnet, daß mir als Bürgermeister 
einer Kleinstadt diese Zuweisung 72.000 S 
bringen wird. Welcher Bürgermeister kann 
kein Geld brauchen 1 Ich habe mir vorgestellt, 
damit könnte man ein ganz kleines Stückerl 
Straße vor der Schule - es sind 100 m -
staubfrei machen, denn schon jahrelang wird 
darüber geklagt. 

Als ich aber heute von meinen Beamten die 
Zahlen bekam, welche zeigen, wie meine 
Stadtgemeinde durch diese neue Regierungs­
vorlage belastet wird, habe ich mir dasselbe 
gedacht, was ich mir bei vielen Dingen vorher 
denken mußte. Ich dachte daran, wie es uns 
als Erhalter der Krankenhäuser geht. Ich 
weiß schon, daß das bei einem späteren Kapitel 
noch einmal besprochen werden muß .  Wir, 
die Gemeinden, haben auch für den Bund den 
Betriebsabgang jeweils in dem anfallenden 
Jahr zu bezahlen. Wir haben den Abgang für 
das Jahr 1964, in dem wir ihn bezahlt haben, 
erst im Februar 1966 rückerstattet bekommen. 
Das bedeutet, daß wir für den Bund bei den 
Betriebsabgängen zwei Jahre "in Vorlage" 
treten müssen, daß wir Geld aufnehmen 
müssen und die Zinsenlasten wegen dieser 
schleppenden Rückzahlung zu tragen haben. 

Genau das gleiche ist bei den Schulen der 
Fall. Wir haben vor kurzem die Ehre gehabt, 
eine sehr neue, moderne Schule eröffnen zu 
können. Es war erhebend, der Jugend meiner 
Stadt dieses Gebäude übergeben zu können. 
Die Schüler hatten 20 Jahre und länger auf 
dieses neue Schulgebäude gewartet, denn sie 
waren 20 Jahre hindurch in Baracken unter­
gebracht. 

werden : Wir führen ein Krankenhaus, wir 
haben in den Amtsgebäuden und in den 
Schulen eine Zentralheizung. Wir haben einen 
Gesamtjahresverbrauch von rund 640.000 1 
Heizöl. Das bedeutet bei einer Belastung von 
20 Groschen, die diese Regierungsvorlage vor­
sieht, daß die Stadtgemeinde bei den Heiz­
kosten dieser Ämter und Einrichtungen 
um 128 .000 S mehr zu bezahlen hat. Dafür 
bekomme ich auf Grund dieser Vorlage für 
den Straßenbau 74.000 S zurücküberwiesen. 
In Wahrheit werden der Gemeinde, anstatt 
daß ihr etwas gegeben wird, von den Mitteln, 
die sie hat, noch 50.000 S weggenommen. 

Dieses Spiel kann beliebig fortgesetzt werden. 
Gerade der Ausbau der Gemeindestraßen 
erfordert weit mehr Mittel als der Ausbau von 
Landes- oder Bundesstraßen, denn in die 
Gemeindestraßen müssen ja die gesamten 
Leitungsnetze, die Wasserleitung, die Kanali­
sierung und so weiter eingebaut werden, was 
bei Landes- und Bundesstraßen kaum der Fall 
ist. Vor allen Dingen muß man sagen, daß 
die Gemeinden in allen Belangen schwerstens 
im Rückstand sind. 

Wir reden davon, daß die Zellen des Staates 
die Familie und die Gemeinde sind. Ich mache 
heute schon darauf aufmerksam, daß diese 
Zellen zum Sterben verurteilt sind, wenn sie 
auch in Zukunft weiter so behandelt werden 
wie in dieser Regierungsvorlage. Daher müssen 
wir diese Regierungsvorlage ablehnen. ( Bei­
fall bei der S P().) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Jungwirth. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter jungwirth (SPÖ) :  Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Herr Abgeordneter 
Grundemann hat heute hier zum Ausdruck 
gebracht, daß sich die Zeiten ändern, und hat 
Herrn Vizekanzler Pittermann wörtlich ange­
führt. Ich glaube auch, daß der Herr Abge­
ordnete Grundemann in viel kürzerer Zeit seine 
Meinung geändert hat, und zwar in der Zeit 

Wie sieht das nun aus ? Es kommen die von der Denkschrift des Österreichischen 
Herren Minister und lassen sich feiern, die Gemeindebundes - das war Wien, April 
Stadtgemeinde bezahlt ein Bankett, aber die 1966 - bis zum heutigen Tag. Herr Abgeord­
Schulden, die wir bezahlen müssen, bleiben neter Grundemann hat zweifelsohne keinen 
uns dann, auch die für die Bundesschulen , I leichten Stand mit der Doppelrolle, die man 
die gebaut werden. Allein die Zinsenbelastung ihm zugedacht hat, einmal als braver Abge­
durch eine Mittelschule mit 1 6  Klassen, die ordneter gehorsam dem Klubzwang zu dienen 
durch eine Gemeinde vorfinanziert werden und ein andermal als Präsident des Gemeinde­
muß, beträgt 2,5 Millionen Schilling, wenn sich bundes Österreichs seine Stellung für diesen 
der Bund bereiterklärt - und .das ist noch ein Gemeindebund zum Ausdruck zu bringen. 
sehr großes Entgegenkommen -, die Gesamt- Die Rolle, die heute Herr Abgeordneter 
kosten nach Übernahme in fünf Jahresraten Grundemann hier gespielt hat, zeigt uns, daß 
zu refundieren . er für diese Doppelrolle einen schlechten 

Genauso geht es uns auch bei dieser Regie- Regisseur gehabt hat. 
rungsvorlage. Ich habe mir heute telephonisch Gestatten Sie mir, Hohes Haus, daß ich 
durchgeben lassen, inwieweit wir belastet vom Standpunkt des Gemeindevertreters und 
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eines ehemaligen Abgeordneten zu einem Land­
tag für die Notwendigkeit der Erhöhung der 
Mittel aus den erhöhten Eingängen des Bundes­
mineralölsteuergesetzes vom Standpunkt des 
Fremdenverkehrslandes Tirol aus spreche. 
Herr Abgeordneter Helbich hat hier über die 
Bedeutung des Fremdenverkehrs gesprochen, 
und auch ich möchte in meinen Ausführungen 
darauf hinweisen, daß bedauerlicherweise 
gerade, was die Fremdenverkehrsländer be­
trifft, in punkto Straßenbau noch manches zu 
wünschen übrigbleibt. Ich darf vielleicht 
dar an erinnern, daß im Jahre 1965 gerade 
über das Land Tirol ungeheure Katastrophen 
hereingebrochen sind, im J uni des vorigen 
Jahres sind schwere Schäden in Nordtirol ent­
standen, vor allem an den Straßenbauten, die 
allein eine Schadenssumme von 17,8 Millionen 
Schilling erreicht haben. Die schwersten 
Schäden sind dann im September in Osttirol 
aufgetreten, und diese Schadenssumme allein 
- das sind nur die Landesstraßen erster und 
zweiter Ordnung -, beträgt mehr als 56 Mil­
lionen Schilling. 15 Jahre Aufbauarbeit der 
Länder, vor allem des Landes Osttirol, sind 
damit zerstört worden. Die Gesamtschäden 
im Land Tirol betragen 73 ,8 Millionen Schilling 
allein an den Landesstraßen. 

Im Landesvoranschlag für das Jahr 1966 
ist im Landesbudget für das Land Tirol ein 
Betrag von 99,7 Millionen Schilling für die 
Erhaltung, für die Staubfreimachung und für 
den Ausbau der Landesstraßen eingesetzt, 
wovon allein 13 ,3 Millionen Schilling für die 
notwendigen Reparaturen und Wiederher­
stellungsarbeiten aus diesen Katastrophen 
außerdem noch zur Verfügung gestellt werden 
müssen. Ich möchte daran erinnern, daß allein 
die Schäden an der Defreggerstraße, einer 
Landesstraße, 50 Millionen Schilling betragen. 
Ich muß mit Bedauern zur Kenntnis nehmen, 
daß sich der Bund bis heute noch nicht ent­
schlossen hat, auch nur einen einzigen Schilling 
zur Behebung dieser Schäden aus seinen Mitteln 
dem Land zur Verfügung zu stellen. Ich 
möchte darauf verweisen, daß es gerade für 
das Defreggental, für die dort überwiegend 
ländliche Bevölkerung eine Lebensfrage ist, 
daß dieser Straßenzug so rasch wie möglich 
wieder befahrbar gemacht wird, damit der 
Fremdenverkehr wiederum in dieses Tal 
strömen kann. 

Es wird an Hand dieser Darstellungen nicht 
schwer sein, zu begreifen, daß solche Beträge 
zweifelsohne die finanzielle Kraft des Landes 
übersteigen und außerdem das Land um 
Jahre im Straßenbau zurückwerfen. Allein 
das berechtigt schon zur Forderung nach einer 
höheren Dotierung aus diesem Mineralöl­
steuergesetz. Man macht uns Tirolern manch­
mal den Vorwurf, daß wir ohnedies in der 

nächsten Zeit die Brenner-Autobahn und die 
Autobahn Kufstein-Innsbruck bekommen 
werden. Wir zweifeln es nicht an, es war für 
unser Land ein historischer Akt ; aber ich 
möchte sagen, daß dieser Akt gerade im 
richtigen Augenblick gesetzt wurde. Wenn 
wir in unser Nachbarland Schweiz blicken 
und dann feststellen müssen, welche An­
strengungen dort gemacht werden, um den 
Transitverkehr nach Nord und Süd den heuti­
gen Verkehrsverhältnissen entsprechend zu 
gestalten, so können wir sagen, daß wir sehr 
spät daran sind. Das Ziel der Schweiz ist es, 
das führende Transitland zwischen Nord und 
Süd zu werden. 

Nun spielen die Landesstraßen gerade für 
das Fremdenverkehrsland Tirol eine besondere 
Rolle, und ich glaube, daß ich mit den jetzt 
folgenden Darstellungen Ihnen auch davon 
ein Bild machen kann, daß auch dieser der­
zeitige Zustand dem Fremdenverkehrsland 
Tirol entsprechend in keiner Weise als hin­
reichend angesehen werden kann. Die Länge 
der Landesstraßen beträgt 1 .304 km, wovon 
zirka 418 km Landesstraßen erster Ordnung 
sind und 712 km Landesstraßen zweiter 
Ordnung. Von den Landesstraßen erster 
Ordnung sind noch immer 10 Prozent nicht 
staubfrei ,  von den Landesstraßen zweiter 
Ordnung sind es noch 30 Prozent, die nicht 
staubfrei gemacht sind. 

Aber auch bei den Bundesstraßen hat 
bislang bei den Aufteilungen der Mittel gerade 
der Gebirgscharakter unseres Landes keinerlei 
Berücksichtigung gefunden. Gerade in den 
Gebirgsländern betragen ja die Baukosten 
zur Errichtung einer Straße wesentlich mehr. 
Auch für die Landesstraßen sind wesentlich 
höhere Mittel aufzuwenden. Es ist dabei noch 
Bedacht darauf zu nehmen, daß sich ja vor 
allem im Land Tirol auch im Winter der 
Fremdenverkehr in einem Ausmaße entwickelt 
hat, das weitere Mittel für den Straßenbau 
erfordert, für die Schneeräumung, für den 
Streudienst und für die verschiedenen Lawinen­
abgänge, die jährlich zu verzeichnen sind. 
All diese Dinge verursachen große Mehrkosten. 
Selbst bei gleichbleibenden Verhältnissen, bei 
gleichbleibendem Verkehr und bei den Mitteln, 
die den Ländern zur Verfügung stehen, würde 
es immerhin noch 30 Jahre dauern, bis die 
Landesstraßen einigermaßen in einen Zustand 
versetzt wären, der dem Fremdenverkehr ent­
sprechen kann. 

Und nun zu den Gemeindestraßen. Die 
Gemeindestraßen sind zweifelsohne ein zentra­
les Problem, und zwar vor allem durch die 
immense Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs 
bis in das kleinste Gebirgsdorf hinauf. Ja selbst 
in solchen kleinen Dörfern treten heute schon 
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in Zeiten des Fremdenverkehrs Parkplatz­
sorgen auf, wie sie heute die Städte zu ver­
zeichnen haben. Wir stellen nun auf Grund 
des Zahlenmaterials - ich hoffe, daß es stimmt, 
Herr Präsident Grundemann - fest, daß von den 
Abgaben aus dem Kraftfahrzeugverkehr ohne 
Zoll 82 Prozent auf den Bund entfallen, der zirka 
10 Prozent der Straßen zu betreuen hat, 
1 6  Prozent auf die Länder für 25 Prozent 
der Straßen, und 2 Prozent dieser Abgaben 
entfallen auf die Gemeinden. Sehr verehrte 
Damen und Herren ! Nun sehen wir uns das 
Problem der Gemeindestraßen an. Die Ge­
meindestraßen Tirols haben eine Länge von 
8.569 km. Davon sind erst 2.489 km 
staubfrei gemacht. Das ist ein Verhältnis von 
3,3 zu 1 .  Selbst innerhalb der Orte der Gemein­
den ist die Staubfreimachung nur zu einem 
kleinen Teil durchgeführt worden. Warum ? 
Weil die finanziellen Mittel dazu fehlen. 
562 km dieser innerhalb der Ortschaften 
liegenden Gemeindestraßen sind staubfrei, 
1 . 153 km sind nur mit einem Schotterbelag 
versehen, und 128 km sind noch unbefestigt .  
Das gibt ein Verhältnis von 30 zu 63  zu 7 .  
Dabei sind aber die Güterwege in  diesen 
statistischen Aufzeichnungen nicht enthalten. 
Sie werden daraus ersehen, welch ungeheure 
finanzielle Aufgaben den Gemeinden durch die 
Erhaltung und die Ausbesserung dieser Straßen 
auferlegt sind. Aus diesem Grunde sind wir 
der Meinung, daß dieser Aufteilungsschlüssel 
in keiner Weise den Belangen der übrigen 
Gebietskörperschaften Rechnung trägt. 

Ich möchte aber noch auf etwas hinweisen. 
Die Gemeinden sind noch mit einem 30pro­
zentigen Kostenbeitrag für die Staubfrei­
machung der Landesstraßen, die durch die 
Orte der Gemeinde führen, belastet. Auch 
diese Beträge tun vor allem kleinen Land­
gemeinden, die keine sonstigen Einnahmen 
verzeichnen, sehr weh, und man kann ihnen 
nur mit den Mitteln der Bedarfszuweisungen 
unter die Arme greifen und sie vor dem Ruin 
bewahren. 

Und auf noch ein Problem erlaube ich mir 
hinzuweisen, die Landwirtschaft. Ich möchte 
dabei nicht die Entwicklung vor allem der 
Traktoren beanstanden. Im Gegenteil. Aber 
auch daran hat man nicht gedacht, daß 
den Gemeinden gerade durch die rapide Ent­
wicklung der Motorisierung in der Land­
wirtschaft ungeheure Kosten erwachsen. Ich 
selbst weiß aus meiner Gemeinde, daß noch 
vor zehn Jahren das für uns kein Problem 
war, daß wir alle drei oder vier Jahre unsere 
Gemeindewege frisch aufschottern mußten, 
aber, Hohes Haus, wir sind jetzt auf Grund 
der Entwicklung der Motorisierung innerhalb 
der Landwirtschaft bereits gezwungen, die 

Aufschotterung der Gemeindewege im Jahr 
zweimal durchzuführen. Auch hierfür haben 
die Gemeinden Österreichs, vor allem die 
Landgemeinden Österreichs, noch keinerlei Ab­
geltung erhalten. Allein in meiner Gemeinde 
erfordert jährlich nur die Instandhaltung 
dieser Gemeindestraßen 15 Prozent des ordent­
lichen Budgets. 

Ich glaube, mit einer besseren Dotierung 
der Gemeinden aus diesen erhöhten Ein­
gängen würde man sicherlich die in der Re­
gierungserklärung auch von Ihnen, Herr Bun­
deskanzler, bejahte Infrastruktur beleben. 

Der Herr Abgeordnete Tödling hat ja 
bei den Ausschußsitzungen gesagt, daß er 
sicherlich der Meinung ist, daß die Gemeinden 
mit den bereitgestellten Mitteln nicht viel 
anfangen können. Er hat jedoch der Hoff­
nung Ausdruck gegeben , daß im Budget­
jahr 1967 eine erhöhte Zuweisung möglich 
sein wird. Ich muß dazu sagen : Die Worte 
hör' ich wohl, jedoch mir fehlt der Glaube. 
Denn wenn man an diese Aussprache, die 
der Herr Finanzminister mit den Länder­
chefs gehabt hat, denkt, glaube ich, daß 
wir berechtigt skeptisch in dieser Frage 
sind. Und ich bewundere den Opfermut 
des Herrn Abgeordneten Tödling, der selbst 
Bürgermeister einer Landgemeinde ist. 

Es war nicht Opportunismus, der uns zu 
diesem Antrag bewogen hat, sondern das 
Wissen und die Kenntnis um die Straßen­
probleme der Länder und Gemeinden. Ich 
glaube, es war unsere Pflicht, diese Re­
gierungsvorlage im Interesse der Länder und 
Gemeinden ganz genau zu prüfen und sie 
im Sinne unseres Minderheitsberichtes zu 
ändern. Es wird aber auch keine Welt ein­
stürzen, wenn sich vor allem die aktiven 
Gemeindevertreter innerhalb der Österreichi­
schen Volkspartei diesem von uns einge­
brachten Antrag anschließen. Wir sind der 
Meinung : "Was ma harn, des harn ma l" 

Ich darf daher diesen A n t r a g  zur weiteren 
Beratung vorlegen : 

Antrag der Abgeordneten Jungwirth, 
Lukas, Pölz und Genossen zur Regierungs­
vorlage 16 der Beilagen : Finanzzuweisung 
an die Länder und Gemeinden. 

§ 1 hat zu lauten : 
"Zur Erleichterung der den Ländern 

und Gemeinden aus dem Bau und der Er­
haltung der Landes- und Gemeindestraßen 
erwachsenden Lasten wird diesen Gebiets­
körperschaften aus Bundesmitteln eine Fi­
nanzzuweisung im Gesamtbetrag von 
1 12,5 Millionen Schilling im Jahre 1966 ge­
währt. Diese Bundesmittel sind für den 
bezeichneten Zweck zu verwenden." (Beifall 
bei der S PÖ.) 
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Präsident Wallner : Als nächster hat sich zent der aus dem Kraftfahrzeugverkehr stam­
zum Wort gemeldet Herr Abgeordneter ZeH- menden Steuern erhalten, haben sie zwei 
linger. Ich erteile ihm das Wort. (Ruf bei Drittel aller öffentlichen Straßen zu betreuen ! 
der S pO : Halten Sie eine Vorlesung ? - Ruf Meine Herren Kollegen ! Verstehen Sie die 
bei der (j V P :  Sind Sie auch Bürgermeister ?) Sorgen der Bürgermeister 1 Ich könnte es nicht 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes verstehen, wenn jetzt bei der anschließenden 
Abstimmung irgendein Bürgermeister hier im Haus ! Ich weiß nicht, warum von der Re-
Hohen Hause dafür wäre, daß die Gemeinden gierungsseite immer so enttäuschende Rufe 
weniger bekämen, denn sie alle haben dort kommen. Jetzt bin ich als Proredner ge-
festgestellt und haben - ich habe mich auch meldet. (Abg. Dr. Pi t t erman n :  Das ist ,ja 

I bei einem Klubkollegen, der daran teilge­die Enttäuschung !) Enttäuscht Sie das auch, 
nommen hat, vergewissert, daß dort niemand wenn ich Proredner bin � Ich kann ja, wenn 

Sie es wünschen, auch als Kontraredner berichtigend aufgestanden ist - protestiert 
dagegen, daß auf der einen Seite die Gemeinden gehen. 
zwei Drittel des Straßennetzes zu betreuen 

Darf ich gleich die Frage, die mir beim haben, daß aber der Bund, die Regierung, 
Heruntergehen zugerufen worden ist, beant- die Sie unterstützen, nur bereit ist, 2 Prozent 
worten. Ich bin nicht Bürgermeister, ich der Steuererträgnisse diesen Gemeinden zur 
glaube aber trotzdem, daß man sich über Erhaltung und zum Bau von zwei Dritteln 
die Sorgen der Gemeinden, auch wenn man des Straßennetzes zu geben. Ich glaube, das 
nicht Bürgermeister ist, unterhalten kann. if:lt f'l'l Mißverhältnis, das es wohl verdient, 

Auch die Frage, ob ich eine Vorlesung hier festgehalten zu werden. (Der Prä s i dent  
halte, möchte ich beantworten : Nein ! Aber übernimmt den Vorsitz .) 
ich lese Zeitungen, und ich lese auch in den Ich verstehe auch, warum auf der gleichen 
Zeitungen einiges, von dem ich glaube, daß Tagung davon gesprochen worden ist, daß die 
es notwendig ist, daß man es hie und da im Gemeinden in immer größere Schwierigkeiten 
Hohen Hause jenen Herren in Erinnerung kommen und daß zahlreiche Gemeinden heute 
ruft, die bei den Versammlungen der Ge- bereits so verschuldet sind, daß sie nicht mehr 
meinden und Städte sehr mutige Reden in der Lage sind, ihre Pflichtaufgaben 
halten, sodaß fast der Eindruck entsteht, zu erfüllen, daß sie aber schon gar nicht in der 
daß sie manchmal bereit wären, die In- Lage sind, den Straßenbau, der ihnen ja zuge­
teressen dieser Gemeinden zu vertreten, die wiesen ist, entsprechend durchzuführen. 
aber dann hier im Parlament alles tun, um Eine ähnliche Resolution hat der Städte­
die Lebensfähigkeit dieser Städte und Ge- bund allen Klubs übermittelt. Es gibt ja 
meinden zu untergraben. auch Bürgermeister von Städten hier im 

Es gibt mehrere Methoden, Gemeinden Hohen Haus. 
zu schröpfen. Man kann das durch Not- Wenige Minuten vor der Abstimmung möchte 
opfer machen - ich brauche das nicht zu ich noch daran erinnern, daß sich die Kommu­
erklären, das haben Sie ja schon des öfteren nalpolitiker der Gemeinden und der Städte 
als Regierungspartei produziert, mit einig sind in der Haltung. Ich bitte, es nicht 
Erfolg durchgeführt -, man kann es aber als böswillig auszulegen, wenn ich jetzt als 
auch in der Form machen, daß man neue Proredner der Erwartung Ausdruck gebe, 
Steuern einführt und den Gemeinden das daß jene Herren, die im Städte- und im 
Lösen der Aufgaben überträgt, aber das Geld, Gemeindebund die Interessen der Städte und 
das zweckgebunden zum Lösen der Aufgaben Gemeinden so mutig vertreten, auch den Mut 
kassiert wird, dann in die eigene Tasche haben, hier im Hohen Hause so zu stimmen, 
hineinarbeitet. wie sie draußen in ihren Gemeinden sprechen. 

Ich finde es sehr interessant, wenn man Ich darf insbesondere die Herren von der 
auf Grund einer Tagung des Gemeindebundes, ÖVP - der Gemeindebund hat ja in seiner 
die in Eisenstadt war und an der sicher viele Resolution noch viel größere Sorgen ausge­
Kollegen, die hier als Bürgermeister sitzen, drückt als der Städtebund - daran erinnern, 
teilgenommen haben, erfährt, daß beispiels- daß es bereits an das Mark unserer Gemeinden 
weise die Gemeinden dagegen protestieren, geht und daß Sie die Gemeinden mit dieser 
daß sie völlig unzureichend mit einem Anteil Politik, 2 Prozent der Erträgnisse den Gemein­
von 6 S pro Einwohner an den Erträgnissen den und 98 Prozent dem Bund zu geben, 
der Mineralölsteuer abgespeist werden. Das obwohl die Gemeinden für zwei Drittel der 
ist nicht irgendwie die Meinung der freiheit- Straßen zu sorgen haben, an den Rand des 
lichen Bürger�eister, sondern das ist auch die Ruins bringen. Ich bitte, das zu bedenken, 
Meinung der OVP-Bürgermeister. bevor Sie zur Abstimmung schreiten. In der 

Und nun eine sehr interessante GegenÜber- , Resolution, die Ihnen. allen �ekannt i�.t - nie­
stellung : Während die Gemeinden nur 2 Pro- mand kann also UnwIssenheIt vorschutzen -, 
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heißt es : "Viele österreichische Gemeinden steckt und die Gemeinden mit einem Trinkgeld 
sind bereits in einem so hohen Ausmaß ver- abgespeist werden. 
schuldet, daß für die Zukunft die Gefahr Ich hoffe, daß die Bürgermeister, die den 
besteht, daß selbst über den Weg der Fremd- gleichen Gedanken auf der Tagung des Ge­
finanzierung nicht mehr die Möglichkeit be- meindebundes vertreten haben, unseren Alltl'ag 
stehen wird, die notwendigen Ausgaben der bei der Abstimmung unterstützen. (Beifall 
Gemeinden zu bedecken." bei der FPÖ.j 

Ich muß nachsehen, ob der Kollege Grunde- Präsident : Es liegen zwei Anträge vor. 
mann diese Resolution unterschrieben hat. - Der Minderheitsantrag der Abgeordneten 
Nein, der Kollege hat sie nicht unterschrieben, Jungwirth und Genossen ist genü gend 
aber es  könnte beim Gemeindebund auch von u nt e r s t ü t z t  und steht daher zur Debatte. 
ihm so gesprochen worden sein. Der Antrag der Abgeordneten Zeillinger und 

Meine Damen und Herren ! Das sind ernste Genossen, der inhaltlich fast gleichlautend ist, 
Worte nicht irgendwelcher freiheitlicher oder ist nicht genügend unterstützt. Ich stelle 
oppositioneller Gemeindevertreter, sondern daher die Unterstützungsfrage und bitte 
ernste Worte von Männern und Frauen aus jene Damen und Herren, die dem Antrag bei­
allen politischen Lagern, die sich Sorgen stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. - Er 
machen um die Entwicklung in den Gemein- ist n i c h t  g e n ü g e n d  u n t e r s t ü t z t. 
den, um die Entwicklung, daß eine Regie- 'ViI' kommen nunmehr zur A b s t i m m u ng. 
rungspartei vorhanden ist, die in diesem 
Hohen Hause über die absolute Mehrheit ver- Zu § 1 liegt ein Abänderungsantrag der Abge-
fügt und diese absolute Mehrheit möglicher- ordneten Jungwirth und Genossen vor . Ich 
weise dazu benützen wird, dem Bund 98 Pro- lasse zunächst über den Abänderungsantrag, 
zent der Erträgnisse aus den Kraftfahrzeug- der der weitergehende ist, abstimmen, und, 
steuern zuzuschanzen und die Gemeinden mit falls dieser keine Mehrheit findet, über den § 1 

zwei Dritteln der Straßenaufgaben zu belasten. in der Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich stelle daher einen Ab ä n d e r u n g s a n  trag  Ich bitte jene Damen und Herren, die dem An-
zu § 1 , derdahin lautet, daß denGemeinden nicht, trag der Abgeordneten Jungwirth und Genos­
wie vorgesehen, 75 Millionen, sondern die sen, betreffend die Fassung des § 1 ,  ihre Zustim­
Hälfte der Eingänge, das sind 1 1 2,5 Millionen mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Schilling, zugewiesen werden. Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den § 1 in der Fassung 
§ 1 hätte also zu lauten : des Ausschußberichtes abstimmen und bitte 

Zur Erleichterung der den Ländern und jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu­
Gemeinden aus dem Bau und der Erhaltung stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
der Landes- und Gemeindestraßen erwach- erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. 
senden Lasten wird diesen Gebietskörper- (Zwischenrufe.) 
schaften aus Bundesmitteln eine Finanzzu- Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
weisung im Gesamtbetrag von 1 12 ,5 Millionen des Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang 
Schilling im Jahre 1966 gewährt. Diese abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
Bundesmittel sind für den bezeichneten die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
Zweck zu verwenden. den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Selbst bei Annahme dieses Antrages würde Angenommen. 

den Gemeinden für den Straßenbau nur ein Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Bruchteil dessen zukommen, was ihnen auf Vornahme der d r i t t e n  Lesung. Wird dagegen 
Grund des Straßennetzes an und für sich ein Einwand erhoben � - Das ist nicht der 
zustehen würde. Fall. Ich bitte daher jene Damen und Herren, 

Herr Präsident ! Ich darf weiters den An- die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
trag stellen, über diesen § 1 gesondert abzu- . dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
stimmen und die Zahl der Pro- und Kontra- von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
stimmen bekanntzugeben. Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in 

dritter Lesung a ngeno m m e n. (Abg. Dr. van Wir Freiheitlichen stimmen dem Gedanken T l I h b ·tt d W t .f. II onge : c � e um as or zur Jorme en dieser Regierungsvorlage grundsätzlich zu, Geschäftsbehandlung !) Ich erteile das Wort. weil wir es für richtig finden, daß aus den 
Erträgnissen der Steuern, die von den Kraft- Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) :  Der 
fahrzeugbesitzern eingehoben werden, auch Herr Abgeordnete Zeillinger hat am Schluß 
den Gemeinden Anteile zukommen . Wir be- seiner Rede, ganz genau dem Sinn und Wort­
jahen dieses System grundsätzlich, lehnen es laut der Geschäftsordnung entsprechend, den 
aber ab, daß den Löwenanteil der Bund ein- Herrn Präsidenten gebeten, gemäß § 64 der 
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Geschäftsordnung den Abgeordneten die Zahl 
der Pro- und Kontrastimmen beim Abände­
rungsantrag zu § 1 bekanntzugeben. Einem 
solchen Antrag ist von seiten des Herrn 
Präsidenten zu entsprechen. (Abg. Dr. Gor­
ba  c h : Ist er schriftlich vorgelegen ? ) Er 
braucht nicht schriftlich vorzuliegen ! 

Präsident : Ich habe das überhört. Im 
Antrag steht es nicht, und dieser Antrag hat 
keine genügende Unterstützung gefunden. 

4. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (Hf der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem eine Über­
schreitung für die Tierseuchenbekämpfung 
genehmigt wird (1. Budgetüberschreitungs-

gesetz) (28 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung : 1 .  Budgetü berschrei tungs-
gesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
IYIachunze. Ich bitte ihn, zum Gegenstande zu 
berichten. 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (21 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Ver­
teilungsgesetz Rumänien abgeändert wird 

(26 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 5. Punkt 
der Tagesordnung : Abänderung des Ver­
teilungsgesetzes Rumänien. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger . Ich bitte ihn, zum Gegenstande 
zu berichten. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Ich darf über 21 der B-eilagen, Bundesgesetz, 
mit dem das Verteilungsgesetz Rumänien abge­
ändert wird, folgendes berichten. 

Zu Artikel I Z. I :  Durch die Bestimmungen 
der Ziffer 1 wird die Herausnahme der Gesamt­
summe für österreichische Titelinhaber von 
Caisse-Commune-Werten in der Höhe von 
78.880 Dollar aus der Globalsumme des Ver­
mögensvertrages mit der Rumänischen Volks­
republik festgelegt. 

Z. 2 :  In diesen Bestimmungen sind nun­
mehrige Klarstellungen enthalten, daß die 

Berichterstatter Machunze : Hohes I-laus ! Ansprüche aus Caisse-Commune-Werten, die 
In den letzten Monaten war in verschiedenen I an sich vom Vermögensvertrag der Rumäni­
Bundesländern ein verstärktes Auftreten der sehen Volksrepublik erfaßt sind, wegen der 
Maul- und Klauenseuche zu verzeichnen. Herausnahme des entsprechenden Gesamt­
Die für die Bekämpfung der Maul- und betrages zugunsten der Caisse Commune nicht 
Klauenseuche im Budget vorgesehenen Mittel mehr unter den Entschädigungstatbestand des 
reichen nicht aus, weshalb die Bundesregierung Verteilungsgesetzes Rumänien fallen. 
dem Hohen Haus ein 1 .  Budgetüberschrei - Artikel II : Es ist den Damen und Herren 
tungsgesetz zur Genehmigung zugeleitet hat. des Hohen Hauses bekannt daß das Vertei-, 

Im § 1 der Regierungsvorlage ist vorgesehen, lungsgesetz Rumänien am 1 .  Mai 1965 in Kraft 
daß bei Kapitel 19 Titel 4 Überschreitungen getreten ist. Die Novelle soll den Zustand im 
in der Höhe von 2,650.000 S genehmigt werden Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verteilungs­
sollen. § 2 sieht vor, daß die Bedeckung der gesetzes Rumänien herstellen, sodaß eine dies­
im § 1 genehmigten überschreitungen durch bezügliche Rückwirkung für das Inkraft­
Rückstellung eines gleichhohen Betrages bei treten der Novelle auf den Zeitpunkt des 
Kapitel 19/8 b ,  Maßnahmen gemäß § 10 des Inkrafttretens des Verteilungsgesetzes Rumä-
Landwirtschaftsgesetzes, sicherzustellen ist. nien vorzusehen war. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese Schließlich enthält der Artikel II die Voll-
Vorlage in seiner Sitzung vom 16.  Mai 1966 zugsklausel. 
behandelt und ihr einstimmig die Zustimmung Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
erteilt. Regierungsvorlage in der Sitzung am 16 .  Mai 

Ich stelle namens des Finanz- und Budget- 1966 in Verhandlung gezogen. Es ergriffen 
ausschusses den A n t r a g, der Nationalrat dabei die Abgeordneten Dr. van Tongel und 
wolle dem von der Bundesregierung vorge- Machunze sowie der Herr Bundesminister für 
legten Gesetzentwurf ( 10  der Beilagen) die Finanzen Dr . Schmitz das Wort. Die Regie­
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. rungsvorlage wurde sodann mit Textberichti-

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, gungen, die in 
.. den dem Ausschußberic�t beig�­

General- und Spezialdebatte unter einem druckten Abanderungen enthalten smd, mIt 
durchzuführen. I Stimmenmehrheit angenommen. 

.. . . .  Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
Prasldent : Wortmeldungen hegen keme vor. t 11 . I ·t d A t d N t' I t 

Wir gelangen daher zur AbstimmunO". 
s e e lC 1 SOllI en n r a�, er a lOna ra 

<:> wolle dem von der BundesregIerung vorgelegten 
Bei d�r A bs t

.i m m u n g  wi:d die RegierUn?S- 1 Gesetzentwurf (21 der Beilagen) mit den ange­
vorlage �n z w e � t e r  und dnt t er  Lesung e � n- schlossenen Abänderungen die verfassungs-
s t immig  zum B e s c h l u ß  erhoben. mäßige Zustimmung erteilen. 
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Falls Wortmeldungen vorliegen, schlage ich 
vor, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. - Ein Einwand dagegen wird 
nicht erhoben. 

Wir gehen daher in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Abgeordnete Meißl. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter MeißI (FPÖ) :  Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Zur gegenständ­
lichen N ovellierung des Verteilungsgesetzes 
Rumänien darf ich namens meiner Fraktion 
zur Kenntnis bringen, daß wir auch seinerzeit 
die Stammgesetze : Vermögensvertrag und 
Verteilungsgesetz, abgelehnt haben. 

Ich möchte aus diesem Anlaß die Worte 
unseres Abgeordneten Dr. Broesigke zitieren, 
der auch eine Begründung dafür gegeben hat. 

"Man hat sich mit diesem Vermögensvertrag 
weitgehend dem rumänischen Standpunkt an­
gepaßt, indem maßgebende Stichtage, wie 
sich aus dem Verteilungsgesetz ergibt, Stich­
tage der rumänischen Gesetzgebung sind. Dies 
ist eine Vorgangsweise, die den Grundsatz der 
Gleichheit der österreichischen Staatsbürger 
vor dem Gesetz verletzt, denn der Vertrag 
sieht vor, daß der Betreffende nicht nur im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Vertrages, 
sondern auch im Zeitpunkt dessen, was hier 
verschämt als ,Maßnahme' bezeichnet wird, 
österreichischer Staatsbürger gewesen sein 
muß." 

Es werden dann die verschiedenen Stichtage 
zitiert, und abschließend sagte damals Doktor 
Broesigke : 

"Es wird also eine Unterscheidung bei den 
österreichischen Staatsbürgern getroffen, die 
ausschließlich auf die rumänische Gesetzgebung 
zurückgeht und mit dem Gleichheitsgrundsatz 
nicht vereinbar ist . Österreich muß in Ver­
trägen, die es abschließt, entweder für alle 
seine Staatsbürger vorsorgen, oder es darf 
solche Verträge nicht abschließen, in denen 
der eine nach Wunsch des Vertragspartners 
etwas bekommt, der andere aber nichts." 

Dies ist auch der Grund, warum wir der 
heutigen N ovellierung nicht unsere Zustim­
mung geben werden.  

Präsident : Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. Wir gelangen somit zur Ab­
stimmung. 

Bei der A bs t imm-ung wird der Gesetzentwu1j 
mit den vom Ausschuß beschlossenen Abände­
rungen in z w e i t e r  und dr i t t e r  Le8ung mit 
Mehrh e i t  zum B e s c h l u ß  erhoben. 

11. Punkt: Erste Lesung des Antrages der 
Abgeordneten Dr. Stella Klein-Löw, betreffend 
Verbesserung des Studienbeihilfengesetzes 1963 

(5/A) 

Präsident : Wir gelangen zum vorgezogenen 
Punkt 1 1  der heutigen Tagesordnung : Erste 
Lesung des Antrages 5/A der Abgeordneten 
Dr. Stella Klein-Löw und Genossen, betreffend 
Ver besserung des Studienbeihilfengesetzes 1963 . 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst 
erteile ich gemäß § 41 Abs. 2 Geschäftsordnungs­
gesetz der Frau Antragstellerin Dr . Stella 
Klein-Löw das Wort. (Ruf: Sie ist nicht im 
Saal ! - Abg. Dr . P i t t e rmann:  Sie holt 
den Unterrichtsminister, det· ist auch nicht da !) 
Bitte die Frau Abgeordnete zu verständigen ! 
(Ruf: Ist schon da ! - Abg. Dr. Pi t t er­
mann zur Abg. D1·. Stella Klein-Löw : Hast 
du den Unterrichtsminister auch mitgebracht ?) 
Herr Kollege Pittermann, nach dem wird von 
der anderen Seite gefahndet. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Zunächst erlauben Sie, daß ich mich ent­
schuldige, daß ich in alte Schülerge"wohnheiten 
verfallen und nicht rechtzeitig ins "Klassen­
zimmer" gegangen bin. (Heiterkeit. - Abg. 
Dr. P i t t ermann : Aber der Herr Professor 
ist auch noch nicht da !) Bei den Professoren 
verzeiht man es eher als bei den Schülern ! 

Schon immer hat mich sowohl in meiner 
politischen Tätigkeit als auch in meiner 
Berufstätigkeit eine Erscheinung beunruhigt : 
Die Hochschulen waren überfüllt, die Studenten 
fanden keinen Pla tz in den Vorlesungen. 
Gleichzeitig mußten wir aber bemerken, daß 
die Söhne und Töchter aus den Kreisen der 
arbeitenden Menschen, der Arbeiter und der An­
gestellten und der Bauern nur in einem ver­
schwindenden Prozentsatz unter den Studenten 
zu finden waren. 

Dieser Gedanke war es, der die Sozialistische 
Partei , insbesondere den Klub der sozialisti­
schen Abgeordneten, aber auch zum Beispiel 
die sozialistischen Studenten, zu verschiedenen 
V orschlägen in der Richtung der Studien­
förderung bewogen hat. Ich darf nur ganz 
kurz darauf hinweisen, daß bereits in den 
Jahren 1960 und 1962 Initiativanträge der 
sozialistischen Abgeordneten eingebracht 
wurden. Wie war die Reaktion darauf � In 
den Kreisen der ÖVP stieß man zunächst 
- ich werde darauf noch zu sprechen kom­
men - auf Befremdung und Verständnislosig­
keit, ja auf Ablehnung, als man einen Gedanken 
als den wichtigsten oder einen der wichtigsten 
vorbrachte, nämlich den Gedanken des Rechts­
anspruches bei der Studienförderung. Halten 
Sie mich nicht für einen Menschen, der sehr 
gern das Unangenehmste ausgräbt, weil ich 
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doch hier sagen muß, daß es diese Kreise 
waren, aus denen wir das Wort "Studenten­
rente" hören. Man warf uns vor, daß man schon 
jungen Menschen, Studenten Renten, Pensio­
nen gewähre. 

Für uns war es aber eine andere Frage : 
die Frage, ob begabte Kinder aus den Kreisen, 
über die ich früher gesprochen habe, die ein 
Hochschulstudium ergreifen wollten, die dafür 
die Begabung, die Liebe, den Fleiß hatten, 
damit rechnen konnten, daß sie durch einen 
gesetzlichen Anspruch eine Studienbeihilfe 
bekommen oder nicht. Uns ging es darum, 
festzustellen, ob das geistige Potential dieses 
Landes - denn auch das ist eine Frage, die 
sehr wichtig ist - erweitert werden kann und 
ob an der Frage der Bedürftigkeit, an der 
Frage des Nichtwagens, das Hochschulstudium 
zu ergreifen, die Wirtschaft, die Forschung 
und all das, was das Wachstum dieses unseres 
Vaterlandes beschleunigt, leiden soll. 

Die Initiative für dieses Gesetz, für das 
Studienbeihilfengesetz, das im Jahre 1963 
dann endlich beschlossen wurde, lag - das 
kann man wohl sagen - bei den Sozialisten, 
die darauf drängten . Sie stießen, wie ich schon 
vorhin sagte, auf Ablehnung. Aber schließlich 
gelang es uns, sämtliche Studentenorganisa­
tionen und - ich muß sagen - auch 
viele Abgeordnete der ÖVP von der Richtigkeit 
unserer Anschauung zu überzeugen. Dazu 
kam die Erkenntnis, daß der Mangel an 
qualifizierten Fachkräften in Wirtschaft und 
Industrie, in Forschung und Wissenschaft 
behoben werden muß, so wie esdas Beispiel aller 
anderen Kulturländer zeigt - Entwicklungs­
länder rechne ich hier nicht mit -, die in 
großzügigster Weise ihren akademischen Nach­
wuchs fördern. Das alles bot den Sozialisten 
Unterstützung, sodaß das Studienförderungs­
gesetz, das dann später Studienbeihilfengesetz 
genannt wurde, zur Verhandlung kam. In 
dem günstigen Klima der erfolgreichen Schul­
verhandlungen im Sommer des vorhergehenden 
Jahres gedieh das Projekt so weit, daß eine 
Beschlußfassung möglich war. Im allerletzten 
Augenblick - wir dachten schon, wir hätten 
das Studienbeihilfengesetz unter Dach und 
Fach - scheiterte die Beschlußfassung jedoch 
an der Erklärung der Österreichischen Volks­
partei, daß sie außerstande sei , einer Verab­
schiedung im Sommer 1962 zuzustimmen. 

Inzwischen wurden aber weitere Verhand­
lungen geführt. Wenn einmal ein solcher Ge­
danke Fuß faßt, dann ist es sehr schwer, ihn 
zu entwurzeln. So kam es dann schließlich und 
emllich im Jahre 1963 wirklich zur Beschluß­
fassung des Gesetzes. 

Meine Damen und Herren 1 Ich darf Ihnen 
in Erinnerung rufen, daß dieses Gesetz auf drei 

Säulen ruht. Die Studenten , die eine Studien­
beihilfe erhalten, müssen erstens .ihre Würdig­
keit und zweitens ihre soziale Bedürftigkeit 
nachweisen. Wenn das aber geschieht, dann 
haben sie einen gesetzlichen Anspruch auf die 
Studienbeihilfe, und das schien uns das wich­
tigste bei der Studienbeihilfe zu sein. Dieser ge­
setzliche Anspruch machte die Materie zu einer 
neuen Materie. Ich muß heute sagen, daß 
wir erst später erkannt haben, wie sehr dieses 
Studienbeihilfengesetz ein Experiment war, 
oft mit unbekannten Zahlen, wobei ich das 
Wort Zahlen hier nicht als Geldzahlen, sondern 
als unbekannte Zahlen, als X, auffasse. 

Die Folge war, daß ununterbrochen ver ­
schiedene Unklarheiten auftraten. Viele An­
fragen, viele Interventionen waren notwendig. 
Ich darf darauf hinweisen, daß unzählige 
Male - ich konnte wirklich nicht zählen, wie 
oft es war - mündliche und schriftliche An­
fragen, insbesondere von meiner Fraktion, 
aber auch von den anderen Fraktionen, in 
diesem Hause an die beiden Unterrichtsminister 
Drimmel und Piffl gestellt und von ihnen beant­
wortet wurdenunddaß viele Erlässe beider Mini­
ster Unklarheiten, Härten und Schwierigkeiten 
zu überwinden versuchten. 

Infolge dieser Beschäftigung mit den Stu ­
dienbeihilfen und weil unzählige junge Men­
schen, die studierten, immer wieder um Aus­
kunft kamen und immer wieder darauf hin­
wiesen, daß einige Unklarheiten gerade die 
Würdigsten und Bedürftigsten in Schwierig­
keiten brachten, kamen wir dazu, einen Initiativ­
antrag zu stellen, eingebracht von den sozia­
listischen Abgeordneten Mark, Klein-Löw und 
Genossen am 17 .  März 1965, also vor über 
einem Jahr. 

Im "Programm für Österreich", das vor den 
Wahlen allen bekanntgegeben wurde, wurde 
vom Ausbau der bestehenden Studienförderung 
gesprochen. Das ist nun der erste entschei­
dende Schritt auf diesem Wege. Ich betone : 
Es ist der erste Schritt, denn ich habe bereits 
bei meiner Stellungnahme zur Regierungs­
erklärung darauf hingewiesen, daß es für uns 
eine Selbstverständlichkeit ist, daß die Studien­
förderung auch auf andere Kreise, vor allem 
auf die Besucher der Oberstufe der allgemein­
bildenden und wahrscheinlich auch der berufs­
bildenden Schulen sowie auf die Pädagogischen 
Akademien, erstreckt werden muß. 

Nun erlauben Sie mir auch noch zu sagen, 
daß die Österreichische Hochschülerschaft in 
ihrem vorläufigen Entwurf die meisten Punkte 
des sozialistischen Initiativantrages zu ihren 
Forderungen gemacht hat. 

Warum ist dieser jetzige Initiativantrag 
gestellt worden ? Ganz kurz, so kurz man eine 
solche Materie behandeln kann : 
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Erstens haben wir gefunden, daß es für 
manche Studien zuträglich ist, wenn der Student 
ein bis zwei Semester im Ausland studiert. Da­
her soll ihm die Studienbeihilfe für ein oder 
zwei Semester, also höchstens für ein Jahr, 
gewahrt bleiben. 

Weiters ergab sich immer wieder folgende 
Situation : Ein Student hatte ein Einkommen 
nachgewiesen, und auf Grund dieses Einkom­
mens hat er die Studienbeihilfe bewilligt be­
kommen. Er war also würdig, er war bedürftig. 
Aber · durch die gesetzliche Erhöhung der Ge­
hälter hat derselbe Student dann das Anrecht 
auf die Studienbeihilfe verloren, obwohl sich 
die soziale Lage seiner Familie in keiner Weise 
wirklich so verbessert hat. Die Gehälter wurden 
etwa u m  1 0  Prozent erhöht, die Preise gingen 
ebenfalls in die Höhe. Das ist der Grund, 
weswegen in dem Initiativantrag von einer 
Erhöhung der Höchstgrenze des Familienein­
kommens von 48.000 S auf 54.000 S und des 
Einkommens der alleinstehenden, der für sich 
sorgenden Studenten von 15.600 S auf 24.000 S 
gesprochen wird. 

Jetzt werden Sie verwundert sein und fragen, 
warum diese Höchstgrenze um so viel mehr 
erhöht werden soll. Wir haben hier nämlich 
einen Gedankenfehler begangen. 15.600 S, 
das war ein Drittel des Familieneinkommens. 
Wir rechneten : 48.000 S für eine Familie -
Mutter, Vater und Studierender -, ein Drittel 
davon ist 15 .600 S, daher 15.600 S im Jahr 
für den Alleinstehenden. Wir vergaßen aber, 
daß die Mieten, die Stromkosten und so weiter, 
daß die Grundausgaben nicht ein Drittel aus­
machen, sondern viel mehr. Aus diesem Grunde 
wurde eine Erhöhung von 15.600 S auf 24.000 S 
vorgeschlagen. 

Das Steigen der Preise war dafür verant­
wortlich - das wissen wir alle, und das ist 
erwiesen -, daß das Stipendium an Wert 
verlor. Aus diesem Grunde wird als Drittes 
der Punkt gebracht, daß die Stipendien von 
10.000 S auf 12.000 S erhöht werden. Das ist 
sozusagen eine Abgeltung der höheren Preise, 
der höheren Lebenshaltungskosten. 

Beim vierten Punkt ist es genau dasselbe. 
Die Stipendien konnten entweder 10.000 S, 
8 .000 S oder 5.000 S betragen. Wenn das 10.000 S­
Stipendium auf 1 2.000 S erhöht wurde, so .wird 
jetzt vorgeschlagen, daß das 8.000 S-Stlpen­
dium auf 9.600 S und das 5.000 S-Stipendium 
auf 6.000 S erhöht wird. 

Der fünfte Punkt hat uns während des Be­
stehens des Studienbeihilfengesetzes sehr viele 
Schwierigkeiten gemacht. Es handelt sich um 
Studenten, die aus geschiedenen Ehen kommen. 
Nun wurde ein Absatz des Studienbeihilfen­
gesetzes von den Studienkommissionen dahin 
ausgelegt, daß, wenn der Student oder die 

Studentin aus einer geschiedenen Ehe kam, das 
Gesamteinkommen bei der Elternteile mitge­
rechnet wurde. Das ist aber unmöglich, weil 
es ungerecht ist 1 Denn es kann nur das Ein­
kommen des Elternteiles mitgerechnet werden, 
mit dem der Student im gemeinsamen Haus­
halt lebt, und die gerichtlich festgesetzten 
Beiträge des anderen Teiles - und nichts 
anderes. Deswegen wird auch hier eme 
N ovellierung vorgeschlagen. 

Der sechste Punkt bezieht sich auf die Ein­
kommensveränderung. Im Gesetz heißt es, daß 
das Einkommen des vorangehenden Jahres 
bestimmend ist. Nun haben sich Fälle ergeben, 
wie zum Beispiel : Beide Elternteile waren 
berufstätig, die Mutter erkrankte und konnte 
ihren Beruf nicht mehr ausüben. Trotzdem 
bekam der Student kein Stipendium, weil im 
letzten Jahr die Mutter noch berufstätig war. 
Daher sind wir der Meinung, daß das Ein­
kommen im letzten Kalenderjahr nur dann 
gilt, wenn keine Veränderung im laufenden 
Studienjahr vor sich gegangen ist. Diese Ver­
änderung muß unbedingt berücksichtigt wer­
den. 

Der siebente Punkt ist ein Punkt, um den 
wir hart gekämpft haben : die Maturanote 3 
für die Erstsemestrigen. Wir haben nach­
gewiesen, daß es bei einseitig Begabten, Hoch­
begabten keine Seltenheit ist, daß die Matura­
durchschnittsnote 3 die Würdigkeit beweist. 
Doch eines haben wir übersehen : Wir haben 
übersehen, daß es eine bestimmte Gruppe von 
Studenten gibt, die mit besonderem Maße ge­
messen werden muß. Das sind die Absolventen 
der Aufbaumittelschule und des Gymnasiums 
für Berufstätige. Diese Menschen absolvieren 
ihre Studien, während sie berufstätig sind, unter 
den allerschwersten Opfern. Hier kommt es 
wohl nicht auf eine Note an, sondern auf das 
Faktum, daß ihr Enthusiasmus, ihre Ziel­
strebigkeit, ihre Anständigkeit, ihre Opfer­
freudigkeit sie überhaupt dazu gebracht hat, 
unter diesen Umständen zu studieren. Wir 
sind der Meinung, daß die Vorlage eines Zeug­
nisses über eine abgeschlossene allgemein­
bildende höhere Schulbildung oder das vor­
gelegte Maturazeugnis durchaus g�nügen, um 
die Würdigkeit des Studenten zu beweisen. 

Der achte Punkt beschäftigt sich mit dem 
Zuschlag zum Stipendium für außerhalb des 
Wohnortes Studierende. Ihnen wurden 10 Pro­
zent gewährt. Verehrte Damen und Herren 1 
Verehrte Abgeordnete aller Fraktionen ! Über­
legen Sie sich, was 10 Prozent bedeuten 1 Dassind 
im Monat 100 S !  Ob ein Student aus irgend einem 
Ort in Niederösterreich, in Kärnten - wo 
immer es ist - hier mit den 100 S Zuschlag, 
wenn er in Untermiete oder in einem Studenten­
heim wohnt, weil er nicht zu Hause wohnen 
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kann, wohl auskommen kann ? Man müßte 
drastisch diese Zulage erhöhen, und zwar von 
10 Prozent auf 40 Prozent. 

Ich habe ganz unabhängig davon vor kurzem 
einen Brief eines Diplomingenieurs aus Ober­
österreich bekommen, der zwei studierende 
Töchter hat. Er fragt, ob wir denn nicht daran 
denken, die Einkommenshöhe für die Eltern 
derjenigen, die außerhalb des Studienortes 
wohnen, sehr viel höher anzusetzen als die 
der anderen. Uns scheint die Lösung besser, 
daß wir statt 10 Prozent 40 Prozent Zulage 
verlangen. 40 Prozent ist wirklich ein Betrag, 
der wenigstens die Mietkosten abdecken kann. 

Bei der Qualifikation "Auszeichnung", so 
meinen wir, soll sich auch einiges ändern. 
Früher hat man bei Studenten mit ausgezeich­
netem Studienerfolg die Einkommensgrenze 
erhöht. Aber was kommt dabei heraus ? 
Daß diejenigen, deren Eltern weniger als das 
Höchsteinkommen haben - und das ist 
natürlich die überwältigende Mehrheit -, vom 
ausgezeichneten Erfolg überhaupt nichts haben. 
Es ist eine Art Nivellierung in einem falschen 
Sinn vorgenommen worden. Daher glauben 
wir, daß die Erhöhung der Beihilfe selbst um 
20 Prozent sein muß. Es ist das dieselbe Ge­
schichte, die wir immer bei den Steuern erleben : 
daß von den Steuernachlässen die Bedürftigsten 
oft nichts haben, weil ihr Einkommen ohnehin 
nicht besteuert ist . Hier wäre es dasselbe ge­
wesen . Daher ist es besser, nicht die Ein­
kommensgrenze, sondern die Beihilfe selbst 
hinaufsetzen. 

Der nächste Punkt bezieht sich auf Zu­
wendungen von dritter Seite. Auch hier 
sind wir der Meinung, daß man nicht diffe­
renzieren soll zwischen den verschieden hohen 
Stipendien ; sondern wenn einer, der weniger 
bedürftig ist, 5.000 S im Jahr bezieht, dann 
darf er 5.000 dazubekommen. Wenn einer, 
der 7 .000 S bezieht, ebenfalls eine Zuwendung 
von dritter Seite bekommt, dann dürfen es 
auch nicht mehr als 5 .000 S sein. Was heißt 
das ? Wenn eine Studienbeihilfe 7 .000 S 
oder 8.000 S beträgt, so darf er nur 5.000 S 
von dritter Seite dazubekommen, wenn er 
5.000 S an Studienbeihilfe bezieht, so ebenfalls 
5 .000 S .  

Einer der letzten Punkte behandelt die 
Rückzahlung am Ende des ersten Studien­
jahres. Wir waren alle der Überzeugung, daß 
der Student am Ende des ersten Jahres, wenn 
er nicht wirklich studiert hat, die Beihilfe 
zurückzahlen muß .  Das führte zu unendlichen 
Härten. Ich habe selbst einige Briefe armer 
Mütter, Witwen und anderer bekommen. 
Wir wollen keinem Maturanten ein vergnüg­
liches Jahr mit Studienbeihilfe verschaffen, 
aber andererseits ist es doch so, daß ein Stu-

dent in den ersten zwei Semestern oft denkt : 
Ich mache am Ende des zweiten Semesters 
die Staatsprüfung ; die Staatsprüfung genügt, 
und da braucht man keine Kolloquien. Er 
macht also die Kolloquien nicht. Dann hat 
er Pech. Natürlich, diejenigen, die studiert 
haben, wissen so gut wie ich, daß eine Prüfung 
nicht nur eine Frage des Wissens ist, sondern 
auch eine Frage des Sichbewährens. Die 
Frage, wie man das erste Mal bei einer Prüfung 
besteht, ist nicht einfach. Hat der Student 
nun versagt und die Staatsprüfung nicht be­
standen, muß er den ganzen Betrag rücker­
statten. Was das bei einem kleinen Einkommen 
bedeutet, muß ich Ihnen nicht sagen. Wir 
glauben also, daß hier besonders sozial berück­
sichtigungswerte Fälle auch berücksichtigt 
werden sollen und haben das in unserem Ini­
tiativantrag aufgenommen. 

12 .  Punkt : Die Studienbeihilfe hat 
keinen Einfluß auf die Gewährung von Kinder­
beihilfen beziehungsweise Kinderermäßigungen 
nach dem Einkommensteuergesetz . Es war 
nämlich so, daß der Sohn oder die Tochter 
die Kinderbeihilfe bekommen haben und 
diese den Eltern durch die Finanzämter 
wieder entzogen wurde. Unzählige Anfragen 
und die größten Schwierigkeiten waren das 
Ergebnis. Das ist auch eine ausgesprochene 
Ungerechtigkeit, das soll abgestellt wer­
den.  

Schließlich und endlich soll die Dauer der 
Erledigung verkürzt werden. Wir schlagen vor, 
daß für jede Fakultät, die mehr als 3.000 Stu­
dierende hat, mehrere Kommissionen amtieren 
sollen, für je 3 .000 Studierende eine Kommis­
sion. Lassen Sie mich hier ausdrücklich sagen, 
daß wir wissen, daß die Kommissionen oft 
das Außerordentlichste tun. Es besteht ein 
großer Mangel an Personal. Ich habe mir 
die Stelle an der Philosophischen Fakultät 
angeschaut, an der amtiert wird. Ich war 
wirklich erschüttert. Wir müssen sagen : 
Es wäre nur zu begrüßen, wenn mehr Personal 
eingestellt würde. Uns geht es darum, daß der 
Student rechtzeitig seine Studienbeihilfe be­
willigt bekommt und sie auch bezieht. 

Daß die Studienbeihilfen eine Notwendigkeit 
sind, möchte ich Ihnen durch eines beweisen : 
An der Wiener Philosophischen Fakultät wur­
den 2.296 Ansuchen eingereicht, also rund 
2.300. Bewilligt wurden 2 . 143. Nur 94 wurden 
aus Mangel an Bedürftigkeit abgewiesen und 
59 aus Mangel an gutem Studienerfolg. Ich 
möchte hier dem Vorsitzenden der Studien­
beihilfenkommissionen an der Universität Wien, 
Herrn Universitätsprofessor Dr. RudolfHanslik, 
meinen Dank aussprechen. Aus einem Erlaß 
des Amtsführenden Präsidenten des Wiener 
Stadtschulrates habe ich nämlich erfahren, 
daß er allen Maturanten des Jahrganges 1966, 
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die an einer der vier Fakultäten der Wiener 
Universität zu inskribieren gedenken, soweit sie 
bedürftig sind und guten Studienerfolg aufzu­
weisen haben, dringend rät, sich sofort im 
Studienbeihilfenbüro der Wiener Universi­
tät zu melden. Ich glaube, das sollen wir 
besonders hervorheben, denn das zeigt, daß 
die Herren und Damen, die mit der Ausbil­
dung der Jugend betraut sind, selbst wissen, 
was es heißt, auf eine Studienbeihilfe einen 
gesetzlichen Anspruch zu haben. 

Ich habe den "Kleinen Bildungsfahrplan" 
vor mir. In ihm wird auf Seite 24 gesagt, 
daß für die Hochschüler seit wenigen Jahren 
ein ausreichendes Stipendiensystem da ist. 
Es wird weiter bemerkt : "Unser Ziel ist, auch 
für die 14- bis 19jährigen eine Vermehrung 
der Stipendien durchzusetzen. Studenten­
pension schon ab 14 ? Nein - weder ab 14 
noch ab 19 oder später ! Es ist aber dringend 
notwendig, jenen Eltern finanziell zu helfen, 
die sonst ihre begabten Kinder nicht studieren 
lassen können." Man hat dazugelernt. Ich 
bin froh, daß wir, die Sozialisten, die Lehr­
meister waren. Jetzt wird festgestellt, daß 
es sich um keine Studentenpensionen handelt. 
Es sind dieselben Kreise, die damals verächt­
lich von Studentenpensionen oder -renten 
gesprochen haben. 

Weiter finde ich auf Seite 35 die Bemerkung, 
daß man keine Bildungsinflation wolle. Dar­
über kann man sich an anderer Stelle unter­
halten. Aber hier finden wir die richtige 
Feststellung, daß viel mehr Menschen stu­
dieren müssen. 

"Anstelle eines Schlußwortes" - heißt es - :  
"Eine nüchterne Rechnung." Diese nüchterne 
Rechnung besagt, daß nur, wenn genügend Stu­
denten vorhanden sind, wenn es die Begabten 
sind, die richtige Auslese und die Zukunft 
der Forschung und der Wissenschaft gewähr­
leistet sind. Wir brauchen also mehr Matu­
ranten, wir brauchen mehr Hochschüler. 

Im Programm der ÖVP vor der Wahl hieß 
es : "Sicherheit für alle - Die ÖVP gibt Ant­
wort auf die Fragen der Gegenwart und der 
Zukunft ." Auf die Fragen der Vergangenheit 
gibt die ÖVP ja nie Antwort. Ich möchte 
bei der Gelegenheit auch auf die Seite 7 hin­
weisen, auf der zu lesen ist : "Was Österreich 
braucht, ist - noch bessere Ausbildung seiner 
Jugend . . .  " Jawohl, das braucht Österreich, 
und das können Sie jetzt beweisen, indem Sie 
all das, was ich hier gesagt habe, unterstützen. 
Sie können ja einer besseren Ausbildung der 
Jugend zustimmen. 

Dann heißt es, daß "bei den öffentlichen 
Mitteln nicht zu Lasten, sondern zugunsten 
der Jugend gespart werden soll". 

o ja, wir haben das Programm so genau ge­
lesen, daß wir glauben, daß Sie das jetzt unter 
Beweis stellen können. Natürlich wird der 
neue Initiativantrag, das neue Gesetz Geld 
kosten, aber Sie sagen ja hier, daß Sie zu­
gunsten der Jugend sparen wollen, und zu­
gunsten der Jugend Studienbeihilfen zu geben, 
heißt für die Zukunft Österreichs sparen. 
Also sparen Sie, sparen Sie, Herr Finanz­
minister - er ist nicht da. (Abg. Dr. Pit t er­
mann: Er hat es sich erspart !) Helfen Sie uns 
sparen, Herr Unterrichtsminister, und sagen 
Sie es dem Herrn Finanz minister , daß hier 
ein neues Sparprogramm vorgeschlagen wird, 
und stimmen Sie doch dem Antrag zu. 

Weiter heißt es dort : "Die ÖVP wird daher 
für die Erfüllung des jedem jungen Österrei­
cher zustehenden Rechtes auf Bildung sor­
gen . . .  " Sorgen Sie dafür, unterstützen Sie 
den Antrag ! Das ist ein Antrag der Oppo­
sition, aber es ist nicht ein Antrag der Oppo­
sition gegen Österreich, es ist ein Antrag der 
Opposition gegen oie Einparteienregierung. 
Unterstützen Sie ihn, sorgen Sie dafür, daß 
die jungen Menschen ein Recht auf Bildung 
haben. Denn ich lese weiter : "Die Ausbil­
dung unserer Jugend hat für die ÖVP Vor­
rang vor anderen Aufgaben und Ausgaben." 
Also Vorrang für die Bildung, Vorrang für 
die Jugend vor allen anderen Aufgaben 
und Ausgaben ! 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen : Ich 
habe zugegeben, daß die Studienbeihilfen 
Geld kosten werden. Ich weiß nicht, ob der 
Sprecher der ÖVP auf den Mehraufwand 
hinweisen wird. Ich habe ihn mir ausrechnen 
lassen - ich selbst bin in Mathematik nicht 
gut genug -, ich weiß also, was es kostet. 
Aber trotzdem sage ich : Es wird so viel 
über die Förderung der Jugend gesprochen, 
aber dieses Studienbeihilfengesetz, meint 
Damen und Herren von der ÖVP-Seite, sei 
nicht nur ein Gesetz für die Jugend, das ist 
ein Familiengesetz und ein Gesetz für Wohl­
stand und Fortschritt. 

Man spricht so viel von der konstruktiven 
Opposition. Wenn diese Rede eine Opposi­
tionsrede ist und wenn Sie sie als solche emp­
finden, und ich hoffe, Sie werden sie als solche 
empfinden, dann sage ich Ihnen : Es ist eine 
Oppositionsrede gegen die Schädigung der 
Interessen aller arbeitenden Menschen. Es 
ist eine Oppositionsrede gegen die Bequemlich­
keit, die nicht zur Kenntnis nehmen will, 
daß viel mehr Menschen studieren wollten 
und könnten, wenn ihnen die Möglichkeit 
gegeben wäre. Es ist eine Oppositionsrede 
gegen einen Konservatismus, der den Fort­
schritt hemmt, und zwar nicht nur den Fort­
schritt in der Welt der Jugend, sondern den 
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Fortschritt Österreichs. Wenn Sie das so ver­
stehen, dann ist diese Rede eine scharfe Oppo­
sitionsrede gegen die Politik, die die ÖVP 
und die Regierung auf diesem Gebiet seit 
Jahren gemacht haben. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Kummer. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kummer (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Man ist 
in diesem Haus schon gewohnt, daß besonders 
von der linken Seite alle sozialen Errungen­
schaften als ihr Werk gepriesen werden. (Abg. 
Inf]. H ä us e r :  Stimmt ja auch l) Aber so viel 
Demagogie, wie jetzt aus der Rede der Frau 
Hofrat Klein-Löw gekommen ist, hat man 
wohl selten gehört. Frau Hofrat, ich muß Sie 
fragen : Wer waren denn die ersten in diesem 
Hause, die einen Initiativantrag hinsichtlich 
der Studienbeihilfen eingebracht haben ? (Abg. 
Ulbr i ch: Die Sozialisten 1 - Heiterkeit und 
Widerspruch bei der Ö V P.) Das waren doch 
der Kollege Harwalik und Genossen. Sie von 
der linken Seite haben auch einen Initiativ­
antrag eingebracht, aber ich erinnere daran, 
daß dieser nur einen Darlehensanspruch ent­
hielt (Abg. Dipl.-Ing. W aldbrunn e r :  Aber 
zum Unterschied von Ihrem Antrag einen 
Rechtsanspruch !) , wobei das Darlehen zurück­
zuzahlen gewesen wäre. Von einem Rechts­
anspruch war damals noch keine Rede, Herr 
Kollege Waldbrunner. 

Es waren gerade unsere Organisationen 
der Studentenschaft, die sehr heftig für den 
Rechtsanspruch eingetreten sind. Die 
Meinungen über diesen Rechtsanspruch waren 
hüben und drüben nicht einheitlich. Hüben 
und drüben waren die Meinungen geteilt, ob 
man hier einen Rechtsanspruch begründen 
sollte. 

Wir haben uns auch zu diesem Rechtsan­
spruch bekannt. Aber, meine Damen und 
Herren, ich frage Sie jetzt - es ist noch nicht 
drei Jahre her, daß wir das Gesetz beschlossen 
haben - :  Hat denn dieser Rechtsanspruch in 
der Praxis überhaupt eine Rolle gespielt ? 
(Abg. Dr. Stella K l e i n - L ö w :  Nein, aber der 
Nicht-Rechtsanspruch hätte eine Rolle gespielt I) 
Ich muß sagen : Nein, er hat keine Rolle ge­
spielt. (Abg. Dipl.-Ing. Wald  brunn e r  : Eine 
wesentliche Steigerung I) Daher gibt es also 
nicht eine dritte Säule, wie Frau Hofrat Klein­
Löw gemeint hat, sondern das Studien beihilfen­
gesetz beruht auf zwei Säulen : auf der Be­
dürftigkeit einerseits und auf der Begabung 
andererseits. Ich glaube, daß der Rechts­
anspruch in der Praxis kaum eine Rolle ge­
spielt hat. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe 
aber nicht den Eindruck, daß die Rede 
der Frau Abgeordneten Klein-Löw die Rede 
einer konstruktiven Opposition war. 

Es ist keine Frage, daß sich das Studien­
beihilfengesetz 1963 zum Segen der studierenden 
Jugend und ihrer Eltern ausgewirkt hat. Das 
ist doch die Tatsache, vor der wir stehen, ob 
mit oder ohne Rechtsanspruch. Es hat aber 
- das mag zugegeben sein - andererseits 
auch zu Härten und - auch das muß zu­
gegeben werden -, wenn auch nur vereinzelt, 
aber immerhin doch zu Mißbräuchen geführt . 
Gerade diese Mißbräuche waren es, die dazu 
angetan waren, den Sinn und Zweck des 
Gesetzes geradezu ins Gegenteil zu verkehren. 
Beispiele ließen sich dafür anführen, doch wird 
darüber noch viel zu reden sein. Ich möchte 
vielleicht doch darauf hinweisen, daß die 
Mängel, die dieses Gesetz aufwei::;t, vor allem 
dar auf zurückzuführen sind, daß Gieses Gesetz 
sehr rasch - ich erinnere mich noch sehr gut 
an den Oktober 1963 - verabschiedet werden 
mußte. 

Es ist keine Frage mehr, daß dieses Gesetz 
auf Grund der praktischen Erfahrungen novel­
lierungsreif geworden ist. Das Bundesministe­
rium für Unterricht hat sich daher schon seit 
längerer Zeit mit der Absicht einer Novel­
lierung getragen, doch wollte es erst genügend 
Erfahrungen sammeln. Eben jetzt zu dieser 
Stunde tagt in Strobl am Wolfgangsee der Rat 
für Hochschulfragen, der über eine Novelle 
zum Studienbeihilfengesetz berät. Auch der 
Herr Bundesminister für Unterricht hat bereits 
vor längerer Zeit eine Novelle angekündigt. 
Darüber, daß novelliert werden muß, sind sich 
alle ziemlich einig, es geht nur um das Wie, 
es geht um die Frage, wie die Härten behoben 
und die Mißstände beseitigt werden sollen. 

Gerade Ihr Antrag, Frau Hofrat, der sozia­
listische Initiativantrag zeigt die Schwierigkeit 
des Problems, vor dem wir stehen. Ich möchte 
mich daher jetzt nicht in Einzelheiten ein­
lassen und mich damit verzetteln, sondern 
mich streng an die Bestimmungen des § 41 
der Geschäftsordnung halten. 

Es gibt für eine N ovellierung eine Reihe von 
Schwerpunkten. Vor allem muß auf die 
kinderreiche Familie Rücksicht genommen 
werden. Die im sozialistischen Entwurf vor­
geschlagene lineare Hebung der Einkommens­
grenzen ist sinnlos, solange die nicht sehr 
familienfreundliche Zusammensetzung der 
Grenzen nicht behoben ist . Das Anheben der 
Grundbeiträge um 6.000 S gegenüber einer 
Hebung des Freibetrages für weitere Familien­
angehörige um nur 800 S macht die Grenz­
ziehung wohl noch familienunfreundlicher, als 
es ohnehin schon der Fall ist. Es begünstigt 
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neuerlich nur den Zwei- und Dreipersonen­
haushalt zum Nachteil der kinderreichen 
Familien. Außerdem unterliegt der sozia­
listische Initiativantrag insofern einem Irrtum, 
als er die Einkommensgrenze von 48.000 S 
jährlich für den Dreipersonenhaushalt nennt, 
während sie nach dem Wortlaut des § 3 Abs. 2 
j edoch die zulässige Einkommensgrenze für 
den Zweipersonenhaushalt ist, da für die dritte 
Person bereits ein Erhöhungsbetrag von bisher 
7 .200 S jährlich gebührt. Werden die im 
Initiativantrag vorgeschlagenen erhöhten Ein­
kommensgrenzen auf den Dreipersonenhaus­
halt bezogen, so ergibt dieser Vorschlag über­
haupt keine Verbesserung, sondern liegt unter 
den derzeitigen Grenzen, die für den Drei­
personenhaushalt 55.200 S jährlich vorgesehen 
haben . 

Um die Studienbeihilfen familiengerechter 
zu gestalten, wäre es besser, die Erhöhungs­
beiträge für Familienangehörige bedeutend 
anzuheben. Mit einer solchen Anhebung muß 
auch das System geändert werden, um vor 
allem das Problem der Kumulierung mehrerer 
Beihilfen in einer Familie zu lösen. 

Es wurde von Frau Hofrat Klein-Löw schon 
hervorgehoben, daß der Antrag - wie es 
eigentlich nicht sein sollte - für eine so 
weitgehende Hebung der Studienbeihilfen kei­
nen Bedeckungsvorschlag enthält. Sie haben 
gesagt, Frau Hofrat, daß Sie die Ziffer kennen, 
Sie haben sie aber nicht genannt. Wir werden 
darüber im Ausschuß noch manches zu be­
sprechen haben. 

Der zweite Schwerpunkt liegt in der Ver­
besserung der Studienbeihilfen für jene Stu­
denten, die am Hochschulort wohnen, und für 
jene, die von auswärts kommen. Es ist keine 
Frage, daß die Bedeckung der Mehrkosten der 
auswärtigen Studenten durch eine Erhöhung 
der Studienbeihilfen um derzeit 10 Prozent 
bei weitem nicht ausreichend ist. Dagegen 
führt die im Initiativantrag vorgeschlagene 
Erhöhung um 40 Prozent zur Hebung der 

' Einkommensgrenze zwischen 1 8.400 und 
40.000 S. Diese Lösung würde zu noch größeren 
Ungerechtigkeiten führen. 

Gemäß dem Bericht des Unterausschusses 
über die Regierungsvorlage : Studienbeihilfen­
gesetz 1963, 231 der Beilagen zu den steno­
graphischen Protokollen des Nationalrates der 
X. Gesetzgebungsperiode, waren für aus­
wärtige Studenten nicht nur die Studienbei­
hilfen, sondern auch die Einkommensgrenzen 
um 10 Prozent anzuheben. Es ist sehr ver­
wunderlich, daß sich die Sozialisten j etzt auf 
einmal in ihrem Initiativantrag für eine Dif­
ferenzierung einsetzen, und es zeigt von einer 
Demagogie besonderer Art, wenn sie seinerzeit 
gegen eine solche Differenzierung aufgetreten 

sind. (Abg. Rosa Jochma n n :  Lassen Sie das 
Wort "Demagogie" endlich ! Mehr Demagogie, 
als Sie während der Wahl geführt haben, kann 
niemand führen ! Sagen Sie das Wort nicht 
mehr !) Es zeigt wieder einmal, wie Sie von 
einem Extrem in das andere dann fallen, wenn es 
Ihnen gerade politisch in den Kram paßt, 
denn Sie waren es im Jahre 1963, die einen 
Unterschied zwischen den Gruppen der Stu­
denten am Hochschulort und der auswärts 
Wohnenden abgelehnt haben. (Abg. Rosa J ock­
mann: Und der redet von Demagogie ! - Abg. 
Skri t e k :  Das ist keine demokratische Art, zu 
reden, Herr Doktor !) 

Der Initiativantrag will auch das Studium an 
ausländischen Hochschulen im Rahmen des 
Studienbeihilfengesetzes fördern, doch scheint 
eine solche Förderung, gegen die absolut nichts 
einzuwenden ist, zweckmäßiger durch Aus­
landsstipendien und nicht durch Studien. 
beihilfen. 

Der sozialistische Antrag sieht die Hebung 
der Einkommensgrenzen für Selbsterhalter vor. 
Gerade die rechtspolitische Tendenz des Stu­
dienbeihilfengesetzes aber geht dahin, das 
Werkstudententum zu beseitigen. Ein solcher 
Vorschlag ist daher wenig sinnvoll, denn in 
diesem Falle dient die Studienbeihilfe nicht 
dem Studium, sondern der Hebung des Ein­
kommens. 

Es gibt überhaupt in dem sozialistischen 
Initiativantrag eine Reihe von problemati­
schen Bestimmungen, über die, wie ich schon 
sagte, noch eingehend zu diskutieren sein wird, 
wie zum Beispiel die Behandlung der Kinder 
aus geschiedenen Ehen, wonach nur, wenn ich 
richtig verstanden ha.be, die tatsächlich ge­
leisteten Alimente zu beachten sind. Dieser 
Vorschlag macht aber den Anspruch von einem 
dem Parteiwillen unterworfenen Merkmal ab­
hängig. 

Ebenso läßt sich der Vorschlag, die Ände­
rungen der Einkommensverhältnisse jederzeit 
zu berücksichtigen, rein verwaltungstechnisch 
wohl sehr schwer durchführen. Es soll zweifel­
los auf Änderungen in den Einkommens­
verhältnissen auch während des Studienjahres 
Rücksicht genommen werden, aber doch nur 
dann, wenn diese Änderungen von besonders 
schwerwiegender Art sind. 

Dagegen enthält der Initü.tivantrag keinerlei 
Vorschläge, die Steuerfreiheit der Studienbei­
hilfen festzulegen. Wir mußten in der Praxis 
die Erfahrung machen, daß Familienvätern 
die Kinderermäßigung aberkannt wurde, weil 
ihre Kinder Studienbeihilfen bezogen. Es 
sind dies zwar Regelungen, die sich im Ein­
kommensteuergesetz vollziehen müssen und 
nicht hier im Studienbeihilfengesetz, doch ich 
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glaube, es ist notwendig, sie auch hier in diesem 
Zusammenhang zu erwähnen. 

Weiters sollen auch die Diözesan- und 
Klosterlehranstalten in das Studienbeihilfen­
gesetz einbezogen werden, und auch die 
Pädagogischen Akademien sollen durch ein 
eigenes Gesetz in das Studienbeihilfensystem 
miteinbezogen werden. 

Der Initiativantrag enthält auch Vorschriften 
hinsichtlich des Studienkalküls. Auch darüber 
muß man noch eingehend sprechen. Ich glaube, 
Frau Hofrat, Sie haben mit Recht die Matu­
ranten der höheren Aufbauschulen, der Gym­
nasien hervorgehoben ; auch wir sind der 
Auffassung, daß gerade die Absolventen dieser 
Anstalten einer besonderen Prüfungsregelung 
bedürfen ; denn es ist richtig, daß man gerade 
diesen Menschen, die von diesen höheren 
Aufbauschulen kommen, mit besonderer Ach­
tung begegnen muß, die unter den schwierig­
sten Verhältnissen, da sie eint"m Beruf nach­
gehen, die Matura ablegen. 

Ein Zusatzbetrag für Studienbeihilfen auf 
Grund von ausgezeichneten Studienerfolgen 
ist zu begrüßen. Unserer Meinung nach wäre 
ein fixer Betrag einer perzentuellen Steigerung 
vorzuziehen. Zu erwägen wäre . auch die 
besondere individuelle Förderung in solchen 
Fällen. 

Die Zuwendung finanzieller Mittel von dritter 
Seite ist gerechtfertigt und sollte bis zu einer 
bestimmten Höhe, über die man noch sprechen 
kann, nicht angerechnet werden können. Doch 
müßte auch hier der Studierende mit gutem 
Erfolg günstiger gestellt werden, besonders was 
den Bücher- und Lehrmittelbedarf anlangt. 

Auch der Vorschlag auf Errichtung weiterer 
Studienbeihilfenkommissionen ist deshalb be­
denklich, weil er keine Beschleunigung des 
Verfahrens gewährleistet. Allerdings müßten 
das Verfahren vereinfacht und besonders fähige 
Beamte in die Büros entsendet werden. Mehr 
Kommissionen, glaube ich, lösen das Problem 
nicht. Als Beispiel mag die Technische Hoch­
schule in Wien dienen, wo zwei Beamte 
2000 Anträge in kürzester Zeit erledigen konn­
ten. :Es wird auch noch zu erwägen und zu 
überlegen sein, ob man nicht die Überprüfung 
der Einkommensverhältnisse den Finanzämtern 
überlassen könnte . Wir haben also auch noch 
nicht mit dem Herrn Finanzminister gespro­
chen, aber ich glaube, das wäre einer Erwägung 
wert, es wäre vor allem eine Verwaltungs­
vereinfachung . 

Alles in allem ist der sozialistische Initiativ­
antrag ebenso wie die Sache selbst sehr pro­
blematisch, und es wird über seine Bestim­
mungen noch sehr eingehend zu reden sein. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
wollen ein Studienbeihilfengesetz, das vor allem 

familiengerecht ist und die Diskriminierung 
der kinderreichen Familien beseitigt. Wir wol­
len aber auch, daß die Studierenden aus den 
Ländern, die in den Hochschulstädten einen 
neuen Wohnort beziehen, gerechter behandelt 
werden, vor allem deshalb, weil sich ja die 
Lebenhaltungskosten bei ihnen wesentlich er­
höhen gegenüber jenen Studenten, die am 
Hochschulort selbst wohnen. 

Wir wollen die in der Praxis aufgetretenen 
Härten beseitigen, aber auch dem Mißbrauch 
Einhalt gebieten. Wir sind der Auffassung, 
daß sich dazu der sozialistische Entwurf nicht 
eignet. Es müssen noch andere Maßnahmen 
getroffen werden. Wir wollen den finanziell 
schwachen Familien helfen, aber diese Hilfe 
auch von der Begabung und vom Fleiß ab­
hängig machen. 

Die Zielsetzung des Studienbeihilfengesetzes, 
die Studierenden zur vollen Konzentration auf 
ihr Studium zu veranlassen, die Leistungen 
zu heben und die Studiendauer abzukürzen, 
wird nur erreicht werden können, wenn man 
vom Studierenden für die sehr erhebliche 
finanzielle Unterstützung, die letzten Endes 
vom Steuerzahler erbracht wird, auch Lei­
stungenverlangt, Leistungen, die einem normal 
begabten fleißigen Studenten zugemutet wer­
den können. 

Es hat sich auch gezeigt, daß der Versuch 
des Studienbeihilfengesetzes, die Anforderun­
gen an den Studienerfolg einheitlich zu nor­
mieren, zu sehr erheblichen Unterschieden 
durch die tatsächlich sehr verschieden gelager­
ten Verhältnisse an den einzelnen Fakultäten 
führt. Das neue Studienbeihilfengesetz wird 
daher den Studienerfolg den einzelnen Studien­
richtungen besser anpassen müssen. Da.bei 
wird auch in verstärktem Maß der Gesamt­
studienerfolg des Studenten zu berücksichtigen 
sein. Daher wird, was wir schon immer auch 
bei den seinerzeitigen Beratungen gesagt haben, 
dem Ermessen der Behörden ein weiterer 
Spielraum eingeräumt werden müssen, denn 
nur so lassen sich im Einzelfall Härten, aber 
auch Mißbrauch vermeiden. 

Wir werden allen Anforderungen und allen 
Erfordernissen, die sich aus der Erfahrung 
erge ben haben, Rechnung tragen, damit das 
Ziel, das wir uns gesetzt haben, erreicht wird, 
nämlich allen Begabten, ganz gleichgültig, aus 
welchen Gesellschaftsschichten sie kommen, die 
Tore unserer hohen Schulen zu öffnen, damit sie 
dort die Vollendung ihres Studiums erreichen. 

In dem Zusammenhang sei hier noch ein 
Wort zu der immer wieder diskutierten Stu­
dienförderung der Mittelschüler gestattet. Im 
Rahmen dieses Studienbeihilfengesetzes läßt 
sich zweifellos dieses Problem nicht lösen. Es 
ist aber von Seite der Unterrichtsverwaltung 
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ein eigenes Stipendienwerk für Mittelschüler 
geplant. Studienförderung der Hochschüler 
und der Mittelschüler sind zweierlei. Man muß 
sie getrennt behandeln. Diesmal liegt uns eine 
Verbesserung der Studienbeihilfen für Hoch­
schüler vor, und wir können daher nur diesen 
Vorschlag behandeln. Das geplante Stipen­
dienwerk für Mittelschüler ist einem späteren 
Zeitpunkt vorbehalten. 

Hohes Haus t Wir werden über die not­
wendigen Maßnahmen zu einer N ovellierung 
der Studienbeihilfen und dem Studienbeihilfen­
gesetz sehr eingehend im Unterrichtsausschuß 
zu beraten haben. Zweifellos wird ja dieser 
Initiativantrag auch dem Unterrichtsausschuß 
zugeleitet werden. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Die Frau Abgeordnete Stella 
Klein-Löw hat sich zur Geschäftsbehandlung 
zum Wort gemeldet. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) :  
Herr Präsident t Hohes Haus t In der Hitze 
des Gefechtes habe ich vergessen, den formellen 
Antrag zu stellen, den vorliegenden Gesetzes­
antrag dem Unterrichtsausschuß zur geschäfts­
ordnungsmäßigen Behandlung zuzuweisen, und 
die Abhaltung einer ersten Lesung gemäß § 41 
Ahs . 2 der Geschäftsordnung zu beantragen. 
(Zwischenrufe und Heiterkeit.) 

Präsident : Ich werde über den ersten Teil 
Ihres Antrages am Schluß dann abstimmen 
lassen. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. van Tongel. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Dr. van Tonge} (FPÖ ) :  Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren t Ich darf 
zunächst als Standpunkt der freiheitlichen 
Fraktion zum Ausdruck bringen, daß wir 
der Auffassung sind, daß die Gewährung 
von Studienbeihilfen an unseren akademischen 
Nachwuchs ein Problem ist, das aus dem Streit 
der Parteien herausgehalten werden sollte, 
und herausgehalten werden muß. Die so drin­
gende Förderung unseres akademischen Nach­
wuchses ist keine Angelegenheit für partei­
politische Geschäfte. Nur wenn wir uns an 
diesen Grundsatz halten, werden wir gemein­
sam zu einer Lösung kommen, die im Inter­
esse unserer studierenden Jugend liegt. 

Schon seit langem wird in Hochschul­
kreisen eine umfassende N ovellierung 
des Studienbeihilfengesetzes gefordert ; dies 
unter Hinweis auf eine Reihe schwerer Mängel, 
die im Zuge einer nunmehr bald dreijährigen 
Handhabung des Gesetzes sichtbar geworden 
sind. Da die diesem Studienbeihilfengesetz 
in seiner derzeitigen Fassung anhaftenden 
Mängel die Ursache für immer neue Härtefälle 
darstellen, die in der Studentenschaft, vor 

allem aber auch von dem betroffenen Per­
sonenkreis mit wachsender Verbitterung emp­
funden werden, erscheint uns eine N ovellie­
rung dringend geboten. 

Umso enttäuschender war es daher für 
uns, durch die Presse zu erfahren, daß es die 
Absicht des Bundesministers für Unterricht 
ist, den Entwurf für eine Studien beihilfen­
gesetz-Novelle aller Voraussicht nach frühe­
stens erst im Herbst dieses Jahres dem Na­
tionalrat zuzuleiten. In diesem Zusammenhal1g 
ist die vom Herrn Bundesminister für Unter­
richt in Aussicht gestellte übergangslösung 
im Wege einer Verordnung als völlig unzurei­
chend- anzusehen, denn die im Studienbei­
hilfengesetz enthaltenen Härten können durch 
eine Verordnung niemals behoben, höchstens 
in sehr unzulänglicher Weise abgeschwächt 
werden. 

Das Studienbeihilfengesetz, - um das hier 
festzuhalten - hat in seiner derzeitigen Fassung 
besonders jene Studierenden benachteiligt, 
die trotz bestehender Unterhaltspflicht ihrer 
Eltern selbst für ihren eigenen Unterhalt 
aufkommen müssen, ebenso wie es die kinder­
reichen Familien mit zwei oder mehreren stu­
dierenden Kindern unberücksichtigt läßt. Auch 
das Fehlen einer entsprechenden Regelung 
der Unterhaltspflicht bei getrennten oder 
geschiedenen Ehen macht sich immer wieder 
schmerzlich bemerkbar ; dies besonders auch 
angesichts der immer größer werdenden Zahl 
geschiedener oder getrennter Ehen. 

Weitgehend ungeklärt bleibt auch der sich 
bei verheirateten Studenten ergebende Fragen­
komplex. Auch die Unterstützung der aus­
wärts Studierenden, ein Thema, das von meinen 
beiden Vorrednern schon berührt wurde, ist 
in ihrem derzeitigen Ausmaß als völlig unbe­
friedigend anzusehen. 

Besonderes Augenmerk verdient bei 
der längst fälligen N ovellierung des Studien­
beihilfengesetzes die für den Nachweis der 
sozialen Bedürftigkeit festgesetzte Einkom­
mensgrenze. Die Erhöhungen der Gehälter 
der öffentlich Bediensteten erinnern daran, 
daß unter Umständen bereits geringfügige 
Erhöhungen des elterlichen Einkommens ge­
nügen, um den Anspruch auf eine Studien­
beihilfe erlöschen zu lassen. In diesem Zu­
sammenhang muß auch die derzeit gegebene 
unterschiedliche Behandlung der Einkommen­
steuerpflichtigen beziehungsweise der Lohn­
steuerpflichtigen erwähnt werden. 

Weitere Probleme, die wegen der mit ihnen 
verbundenen Härten dringend einer Lösung 
bedürfen, bestehen in dem vom Bundesmini­
sterium für Unterricht verlangten Jänner­
Nachweis sowie in der Rückzahlungspflicht 
für Studenten der ersten zwei Semester ohne 
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eine im Gesetz vorgesehene Möglichkeit der 
Umwandlung einer solchen Geldschuld in 
ein nach Vollendung des Studiums rückzahl­
bares Darlehen. 

Das Fehlen jeder näheren Definition der 
durchschnittlichen Studiendauer im Studien­
beihilfengesetz hat schon in der Vergangen­
heit immer zu willkürlichen, den einzelnen 
Studienrichtungen nicht gerecht werdenden 
Entscheidungen geführt. Die heutige Praxis 
bringt eine Häufung jener Fälle mit sich, 
in denen die Studierenden die Studienbei­
hilfe knapp - etwa ein bis zwei Semester -
vor Vollendung ihres Studiums verlieren, 
das heißt also gerade zu einem Zeitpunkt, 
da sie diese Beihilfe am dringendsten benö­
tigen. Doch selbst dann, wenn - auf Grund 
objektiver und im Gesetz näher definierter 
Merkmale - die maximale Studiendauer über­
schritten wird, sollte doch durch die Gewäh­
rung von Darlehen sichergestellt werden, daß 
der Studierende nicht in der Endphase seines 
Studiums durch plötzlich auftretende finan­
zielle Schwierigkeiten behindert wird. 

Schließlich erscheint - nicht zuletzt auch 
mit Rücksicht auf den Verwaltungsaufwand -
die Koordinierung der Studienbeihilfen mit 
dem System der Hochschultaxen als ein Pro­
blem, das bei der Novellierung des Studien­
beihilfengesetzes einer genauen Prüfung unter­
zogen werden sollte. 

Gegen die jetzt aufgezeigten Mängel des 
Studienbeihilfengesetzes sind, zum Teil schon 
kurze Zeit nach dem Wirksamwerden des Ge­
setzes, seitens der Hochschülerschaft Beden­
ken angemeldet worden, die jedoch beim 
Bundesministerium für Unterricht bisher keine 
erkennbare Beachtung gefunden haben. Be­
sonders muß in diesem Zusammenhang auf 
die anläßlich des 4. Österreichischen Studenten­
tages einstimmig beschlossene Resolution der 
offiziellen Hochschülerschaft, also einer öffent­
lichen Körperschaft, zum Studienbeihilfen­
gesetz hingewiesen werden. 

Aufgabe einer echten Studienförderung ist 
es und muß es sein, auch dem sozial schlechter 
gestellten Studierenden ein Studium frei von 
finanziellen Sorgen zu ermöglichen. 

Gleichzeitig ist aber auch die Begabten­
förderung von hervorragender Bedeutung, 
dies schon im Hinblick auf die Notwendigkeit 
eines hochqualifizierten akademischen Nach­
wuchses, der einmal die wissenschaftlichen Auf­
gaben unseres Landes zu übernehmen haben 
wird. Hier genügen nicht Deklamationen und 
Reden und sonstige Versprechungen, sondern 
hier kommt es auf die Tat an. Im allgemeinen 
muß gefordert werden, daß eine klarere Diffe­
renzierung zwischen der sozialen Förderung 
und der Begabtenförderung Platz greift. 

Die freiheitlichen Abgeordneten haben daher 
am 13. Mai 1966 hier in diesem Hohen Hause 
folgenden Antrag gestellt : 

"Der Herr Bundesminister für Unterricht 
wird ersucht, die Vorarbeiten für die längst 
fällige Novellierung des Studienbeihilfenge­
setzes unter Berücksichtigung der in der 
Begründung dieses Antrages auszugsweise wie­
dergegebenen Forderungen der Österreichi­
chischen Hochschülerschaft mit größter Dring­
lichkeit voranzutreiben und den Entwurf 
für diese Studienbeihilfengesetz-Novelle dem 
Nationalrat so rechtzeitig zuzuleiten, daß eine 
Beschlußfassung noch in der Frühjahrssession 
1966 erfolgen kann",  damit nämlich mit 
Beginn des Wintersemesters 1 966/67 das 
novellierte Gesetz bereits Anwendung finden 
kann. 

Leider wurde dieser freiheitliche Antrag 
von beiden ehemaligen Koalitionsparteien ab­
gelehnt. 

Wir haben darüber hinaus in einer Anfrage 
an den Herrn Bundesminister für Unterricht 
am 1 1 .  Mai folgendes Problem behandelt : 

Das Bundesgesetz vom 16 .  Oktober 1963 
über die Gewährung von Studienbeihilfen 
an Hochschüler und Kunsthochschüler 
sieht vor, daß die im Zusammenhang mit 
der Gewährung einer Studienbeihilfe ausschlag­
gebenden durchschnittlichen Studienzeiten 
durch Verordnung näher zu bestimmen sind. 

Der Entwurf für eine derartige Verord­
nung, den das Bundesministerium für Unter­
richt mit einer mehr als zweijährigen Verspä­
tung endlich zur Begutachtung ausgesendet 
hat, bringt für jene Fälle Härten mit sich, 
in denen die durchschnittliche Studiendauer 
überschritten wird. 

Die größte Härte in diesem Entwurf aber 
besteht darin, daß die durchschnittliche 
Studiendauer - wie der Vergleich mit den 
vorhandenen statistischen Unterlagen zeigt -
bei mehreren technischen Studienrichtun­
gen um einige Semester zu gering bemessen 
wurde. Eine zu geringe Bemessung der durch­
schnittlichen Studiendauer hätte aber zweifellos 
zur Folge, daß viele Studierende gerade in 
der Endphase ihres Studiuns keine Beihilfe 
mehr erhalten würden, das heißt also zu einem 
Zeitpunkt, da der Studierende das Stipendium 
am nötigsten braucht. 

Aus diesen Erwägungen erscheint es unbe­
dingt als erforderlich, daß die Festsetzung 
der durchschnittlichen Studiendauer der ein­
zelnen Studienrichtungen unter genauester 
Beachtung und Zugrundelegung des Ergeb­
nisses statistischer Erhebungen erfolgt, weil 
nur dadurch eine gerechte Grundlage für die 
Bemessung der Studiendauer gegeben ist. 
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Wir haben daher an den Herrn Bundes­
minister für Unterricht die Anfrage gerichtet, 
ob er bereit ist, in der von ihm zu erlassenden 
Verordnung zur Regelung der durchschnitt­
lichen Studiendauer den Studienzeiten der 
einzelnen Studienrichtungen das Ergebnis 
genauer statistischer Erhebungen zugrunde zu 
legen. 

Wir haben weiters den Herrn Unterrichts­
minister am 1 1 .  Mai 1966 gefragt, ob er bereit 
ist, in diese Verordnung eine Bestimmung auf­
zunehmen, durch welche die eingesetzten Stu­
dienbeihilfenkommissionen dazu verhalten 
werden, den für die einzelnen Studienrichtun­
gen als durchschnittliche Studiendauer vorge­
sehenen Zeitraum alljährlich an Hand des 
neuesten statistischen Materials zu überprüfen, 
damit die im Zusammenhang mit der Gewäh­
rung einer Studienbeihilfe maßgebliche durch­
schnittliche Studiendauer jeweils den tat­
sächlichen Gegebenheiten angepaßt wird. Die 
Anfrage an den Herrn Unterrichts minister 
wurde bisher noch nicht beantwortet. 

Ich darf jetzt noch auf die Wünsche der 
Hochschülerschaft verweisen und Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, auszugs­
weise eine Entschließung zur Kenntnis brin­
gen, die der Studententag des Ringes Frei­
heitlicher Studenten in der Zeit vom 20. bis 
22. Mai 1966 in Graz gefaßt hat und die , wie 
ich annehme, das ganze Problem sehr ziel­
führend behandelt. 

Der Studententag hat als seine Meinung 
zum Ausdruck gebracht, daß eine umfassende 
Studienförderung in eine soziale Förderung, 
in eine Begabtenförderung und in eine Elite­
förderung unterteilt werden muß. Das ist 
nur über eine Neufassung des Gesetzes zu er­
reichen, wie die Studenten sagen, denn sie 
sind der Meinung, daß eine Teilnovellierung, 
wie sie durch das Bundesministerium für Unter­
richt für den Herbst 1966 in Aussicht gestellt 
wurde, kaum eine wesentliche Verbesserung 
der Lage bringen könnte und somit nur Stück­
werk bleiben würde. Es wird hiedurch - so 
heißt es in dieser Entschließung - der Ver­
dacht erweckt, daß durch die Teilnovelle 
lediglich ein Alibi geschaffen werden soll 
für eine Untätigkeit auf diesem Gebiete für 
die nächsten Jahre. 

N tm die Forderungen im einzelnen : Die 
soziale Förderung wird etwa in dem Rah­
men stattfinden, den das geltende Studien­
beihilfengesetz absteckt. Die Voraussetzungen 
dafür sollen daher die soziale Bedürftigkeit 
und der durchschnittliche Studienerfolg sein. 

Die im § 3 des Studienbeihilfengesetzes ent­
haltenen zwei starren Typen haben sich aber 
in der Praxis als nicht ausreichend erwiesen. 
Insbesondere werden Studentenehepaare durch 

das Gesetz schwerstens benachteiligt. Weiters 
scheint es dem Gesetzgeber entgangen zu sein 

- so stellen die Studenten fest -, daß es 
geschiedene Ehen, außerheliche Kinder und 
gestörte Familienverhältnisse gibt. Anzu ­
streben ist daher die gesetzliche Verankerung 
von drei Typen : 

1 .  der Student, für den niemand sorgen 
muß, 

2. der Student, der von den Eltern erhalten 
wird, und 

3 .  Ehepaare 
sowie die Festsetzung eines weiteren 

Auffangstatbestandes, der dem Ermessen weiten 
Spielraum gibt. 

Die Einkommensgrenzen sind neu zu be­
rechnen. Grundlage hiefür könnte die in 
naher Zukunft erscheinende Konsumstudie 
des Statistischen Zentralamtes sein. Die Be­
nachteiligung kinderreicher Familien, von der 
auch mein Vorredner gesprochen hat, müßte 
durch erhöhte Hinzurechnungsbeträge für 
weitere Studierende in der gleichen Familie 
beseitigt werden. Ich glaube, daß das ein sehr 
zweckmäßiger Vorschlag ist. 

Die Einkommensgrenze für auswärts Stu­
dierende sollte um einen Fix betrag erhöht 
werden. Die derzeitige Benachteiligung von 
Lohnsteuerpflichtigen gegenüber denen, die 
Einkommensteuer zahlen, müßte durch ein 
einheitliches Bewertungsverfahren ersetzt 
werden. Stipendien jeder Art dürfen dem 
Einkommen nicht zugezählt werden, weder 
bei der Bewertung der sozialen Bedürftigkeit 
der Studierenden, noch darf der Bezug eines 
Stipendiums Nachteile für die Eltern bringen, 
zum Beispiel hinsichtlich der Kinderbeihilfe 
und der Kinderermäßigung. 

Auch die "\Vertsicherung sollte in ein zu­
künftiges Studienbeihilfengesetz aufgenommen 
werden. Dazu stellen die freiheitlichen Stu­
denten fest , daß die Berechnungen der Ein­
kommensgrenzen des Entwurfes des Unter­
richtsministeriums vom 6. April 1966 hiefür 
eine akzeptable Diskussionsgrundlage darstel­
len. 

Die Forderung hinsichtlich der Höhe der 
Studienbeihilfen geht nach einer weitgehenden 
Staffelung, und zwar von 1 .000 S bis 10.000 S 
jährlich. Als Zusatzbetrag für Auswärts­
studierende werden zumindest 40 Prozent 
gefordert. 

Weiters sollten zwei Kategorien von Studien­
beihilfen geschaffen werden : eine Grundförde­
rung im Ausmaß von zehn monatlichen 
Stipendienzahlungen, danach soll das Sti­
pendium zwölfmal jährlich ausbezahlt werden. 

Hinsichtlich der Rückzahlung wird hier aus­
geführt : Wenn ein Student im 2. Seme-
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ster bei einer größeren Prüfung versagt, kann 
er oft keinen genügenden Erfolg nachweisen 
und muß das gesamte Stipendium des ersten 
Jahres zurückzahlen. Der Betrag dürfte nicht 
einmal gestundet werden, er wird es aber, und 
wenn der Student später wieder eine Studien­
beihilfe gewährt erhält, darf er mit dem neuen 
Stipendium das alte zurückzahlen. Der Sinn 
ist der, zu verhindern, daß jemand, der gar nicht 
studieren will, auf Grund des Maturazeugnisses 
ein Jahr hindurch ein Stipendium erhält. Das 
ist ein sehr beachtlicher Umstand. Die For­
derung lautet daher : Gesetzliche Regelung 
zur Schaffung einer Möglichkeit für eine Stun­
dung und Erlöschen der Schuld, wenn der 
Student nach Versagen wieder einen Studien­
erfolg nachweisen kann, der seinen Anspruch 
auf Studienbeihilfe erneuert. Ein Eintreiben 
der Schuld vor Abgang von der Hochschule 
aber ist unbedingt abzulehnen. 

Bezüglich der Hochschultaxen ist im Gesetz 
festzulegen, daß eine soziale Förderung auto­
matisch auch eine Befreiung von der Entrich­
tung von Hochschultaxen mit sich bringt -
das ist doch eine ziemlich logische Forderung. 
Es erscheint nämlich widersinnig, dem Stu­
dierenden aus Staatsmitteln Geld zu geben, 
das er dann - wenigstens zum Teil - wieder 
für Gebühren an eine staatliche Organisation 
zu verwenden hat. 

Die durchschnittliche Studiendauer ist, wie 
ich schon erwähnt habe, nach statistischen Er­
hebungen festzusetzen. Als Grundlage hiefür 
wird die Semesterzahl vorgeschlagen, in der 
50 Prozent der Studenten ihre Studien ab­
schließen können, plus ein weiteres Zusatz­
semester als eine Art Ausgleich. Heute geschieht 
es durch eine sehr willkürliche Festlegung sehr 
oft, daß Studenten ein bis zwei Semester 
vor Ende ihres Studiums die Beihilfe ver­
lieren. 

Die Anforderungen sind die, die an einen 
durchschnittlichen Studenten gerichtet werden 
können. Sie sind für jede Studienrichtung 
gesondert festzusetzen, wobei zur Vermeidung 
von formalgesetzlichen Delegationen die Grund­
linien im Gesetz selbst enthalten sein sollen. 
Nach dem ersten Studienjahr darf nur ein ge­
ringerer Erfolg verlangt werden alB in den 
übrigen Semestern . 

Die mangelhaften Bestimmungen des Stu­
dienbeihilfengesetzes über das Verfahren in 
Studienbeihilfensachen haben zu argen Un­
zukömmlichkeiten geführt. Das haben wir 
in der Fragestunde des Nationalrates schon 
mehrfach festgestellt. An sich schon mit 
Arbeit überlastete Professmen bringen auch 
bei bestem Willen nicht die Zeit auf, die zu 
einer individuellen Erledigung einer großen 
Zahl VOll Ansuchen notwendig wäre. Bei 

eindeutig klaren Fällen ist es auch gar nicht 
notwendig, eine aus fünf Mitgliedern bestehende 
Kommission zur BeschlußfassunlZ zu bemühen. 
Dies wird in der Praxis auch s�'

hon jetzt gar 
nicht mehr so gehandhabt. Abhilfe könnte 
durch die Einsetzung eines fachkundigen 
Organs geschaffen werden, das in erster Instanz 
entscheidet beziehungsweise eindeutige Fälle 
erledigen kann. Die Schaffung einer solchen 
ersten Instanz hätte den Vorteil, daß der 
Instanzenzug erweitert wird, und zwar : 1 .  In­
stanz das vorgeschlagene fachkundige Organ, 
2. Instanz die Studienbeihilfenkommission aus 
den fünf Mitgliedern und als 3. Instanz das 
Bundesministerium für Unterricht. Es wäre zu 
prüfen, ob dieser Vorgang tatsächlich not­
wendig ist, ob man ihn nicht abkürzen könnte. 

Zur Vermeidung von Verzögerungen sind 
Fristen für die Erledigung von Ansuchen um 
Studienbeihilfe festzusetzen. Ich darf in diesem 
Zusammenhang daran erinnern, daß in der 
Fragestunde des Nationalrates von Kollegen 
des Hohen Hauses wiederholt moniert werden 
mußte, wie lange die Erledigung einzelner 
Ansuchen dauert. Die ganze Studienbeihilfe 
verliert ja ihren Sinn und Zweck, wenn ein 
Student monatelang auf die Erledigung seines 
Ansuchens warten muß.  Die freiheitlichen 
Studenten schlagen daher als Frist für die 
Erledigung einer Berufung sechs Wochen vor. 

Zur Frage der Begabtenförderung wird in 
der Entschließung der Grazer Tagung des 
Ringes Freiheitlicher Studenten ausgeführt : 

Eine echte Begabtenförderung ist dem 
geltenden Studienbeihilfengesetz fl"emd ; das 
geltende Gesetz sieht keine vor. Jede Be­
gabtenförderung aber hat von dem Grundge­
danken auszugehen, daß dem Studenten, der 
einen außergewöhnlichen Studienerfolg nach­
weisen kann, eine Vertiefung in den wissen­
schaftlichen Stoff ermöglicht werden soll, damit 
ihm ein Weg zu weiterer wissenschaftlicher 
Arbeit eröffnet wird und weitere Bildungs­
möglichkeiten eröffnet wel"den . Die Begabten­
förderung, über die hier in diesem Hohen Hause 
so oft und viel gesprochen wurde, soll daher 
grundsätzlich von der sozialen Bedürftigkeit 
unabhängig eingreifen. Somit sollen das zwei 
getrennte Probleme sein. Die Begabtenförde­
rung soll zum Teil zweckgebundene Mittel um­
fassen, die der Geförderte zum Ankauf von 
Studienmitteln und dergleichen zum Zwecke 
seiner weiteren Ausbildung zu verwenden hat. 

Darüber hinaus sieht diese Forderungs­
entschließung noch den Gedanken einer Elite­
förderung als dritten Komplex vor . Für 
Spitzenbegabungen, die hier in einem Ausmaß 
von etwa 1 bis 2 Prozent del' gesamten Stu­
dentenschaft angenommen werden, sollte un­
abhängig von den bereits vorgeschlagenen 
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Förderungen noch eine besondere Eliteförde­
l'ung durch Gesetz normiert werden. Meine 
Damen und Herren ! Ich glaube, daß besonders 
dieser Gedanke sehr richtig ist und von uns 
geprüft werden sollte. Wir freiheitlichen Abge­
ordneten bekennen uns zu diesen Forderungen 
des Ringes Freiheitlicher Studenten. 

Ich darf abschließend zum vorliegenden 
Antrag 5/A der Kollegin Dr. Stella Klein-Löw 
von der Sozialistischen Partei zum Ausdruck 
bringen, daß nach unserer Meinung dieser 
Antrag wohl eine Verbesserung der gegebenen 
Gesetzeslage bedeuten würde, doch entspricht 
er nach unserer Meinung nicht allen Erforder­
nissen einer klareren Trennung nach den Ge­
sichtspunkten sozialer Art und im besonderen 
einer Begabtenförderung. 

Wir freiheitlichen Abgeordneten werden 
daher wie bisher alle Bemühungen um eine 
Verbesserung des Studienbeihilfengesetzes 1963 
unterstützen und unsererseits im Sinne der 
heute von mir vorgetragenen Forderungen im 
Unterrichtsausschuß die entsprechenden An­
träge stellen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Gemäß dem gestellten Antrag w e i se ich die 
Vorlage dem Unterrichtsausschuß z u. 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den von der Bundesregierung 
vorgelegten Bericht, betreffend das }ahres­
programm 1966/67 und die Grundsätze des 

ERP-Fonds (27 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 6. Punkt der 
Tagesordnung : Jahresprogramm 1966/67 und 
Grundsätze des ERP-Fonds. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dipl . ­
Ing. Fink. Ich bitte ihn, über den Gegenstand 
zu berichten. 

Grunde wurde vor allem auch ein neutrales 
Budget angestrebt. 

In dieser Situation einer leicht gespaltenen 
Konjunktur, in der einerseits eine Anregung 
der Investitionsgüterindustrie nützlich wäre, 
andererseits aber eine Erhöhung der Gesamt­
nachfrage soweit wie möglich vermieden wer­
den soll, erweist sich der ERP-Fonds als 
besonders nützliches Instrument für eine 
gezielte Investitionsanregung. Aus diesem 
Grunde wurden die Gesamtkredite des ERP­
Fonds mit 1 .200 Millionen Schilling um etwa 
400 Millionen Schilling höher als die Rück­
flüsse gehalten. Gleichzeitig wird aber entspre­
chend den Grundsätzen getrachtet, die Kredite 
vor allem in jene Sektoren zu lenken, wo sie 
die gedämpfte Investitionsgüterindustrie durch 
den Inlandsabsatz und den Export anregen. 
Die Kredite sollen aber darüber hinaus vor 
allem auch durch die Bevorzugung von struk­
turellen Verbesserungen Umstellung auf neue 
und technisch hochwertige Produkte und Ratio­
nalisierung des Wirtschaftswachstums und 
damit die Eigenkapitalaufbringung allgemein 
fördern. 

Eine besondere Aufmerksamkeit wurde in 
den Grundsätzen auch den Mittel- und Klein­
betrieben und den Familienbetrieben zuge­
wendet. Eine kürzlich veröffentlichte Unter­
suchung über die Lage der industriellen Klein� 
und Mittelbetriebe in den EWG-Ländern hat 
gezeigt, daß sich der Anteil der Klein- und 
Mittelbetriebe relativ gut hält, was zeigt, daß 
diese Betriebe eine nicht zu ersetzende Funk­
tion haben. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink : Hohes 
Haus ! Das Bruttonationalprodukt, das 1965 
nur noch um 3 Prozent gegenüber 6,6 Prozent im 
Jahre 1964 gestiegen ist, wird auch 1966 
voraussichtlich nur mäßig zunehmen. Vor 
allem ist zu erwarten, daß die Ausrüstungs­
investitionen nur relativ schwach steigen wer­
den, weil Kostenerhöhungen, Importdruck und 
Verflachung des Produktionszuwachses sowie 
Finanzierungsfragen wegen der geringen Li­
quidität der österreichischen, aber auch der 
ausländischen Kreditmärkte voraussichtlich 
weiterhin das Investitionsklima nicht günstig 
beeinflussen werden. 

Von den 1 .214 Millionen Schilling des dies­
jährigen Jahresprogramms entfallen 929 Mil­
lionen Schilling auf Investitionskredite für die 
einzelnen Sektoren der österreichischen Wirt­
schaft. Darüber hinaus sind für die sonstigen 
Leistungen des ERP-Fonds 285 Millionen 
Schilling vorgesehen. Hiezu gehört die wirt­
schaftliche Förderung von Entwicklungslän­
dern, wie zum Beispiel der Indienkredit, die 
sehr wichtig gewordene Aktion zur Förderung 
des Exportes österreichischer Waren nach 
Entwicklungsländern, die Hilfe an den Export­
fonds und die Technische Hilfe. 

Auch in diesem Jahr sind für die beiden 
Investitions- und Aufschließungsbanken j e  
30 Millionen Schilling vorgesehen, u m  sie durch 
Mischung von ERP-Mitteln nnd anderen 
Finanzmitteln in die Lage zu versetzen, 
Kredite für ihre satzungsgemäßen Zwecke zu 
günstigen Konditionen zu gewähren. 

Auf der anderen Seite müssen wir bestrebt 
Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung 

am 16 .  Mai nach einer Beratung, an der sich 
die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, 
Dr. Hauser, Dr. Staribacher sowie der Herr 
Bundeskanzler Dr. Klaus und der Bericht-

sein, einen weiteren Preisauftrieb zu ver­
meiden, damit sich die Handels- und Zahlungs­
bilanz nicht weiter verschlechtert . Aus diesem 
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erstatter beteiligten, einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme des vor­
liegenden Berichtes zu empfehlen. 

Falls eine Aussprache stattfindet, darf ich 
vorschlagen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Bericht der 
Bundesregierung e in s t i mmig  zur K e n n tn i s  
genommen. 

7. Punkt : Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (5 der Beilagen) :  Ver­
trag zwischen der Republik Österreich und dem 
Königreich Griechenland über die Rechtshilfe 
auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts 

(30 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 7. Punkt der 
Tagesordnung : Vertrag mit Griechenland über 
die Rechtshilfe auf dem Gebiet des Zivil- und 
Handelsrechts, 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dok­
tor Kummer. Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Dr. Kummer : Hohes Haus ! 
Der Rechtshilfeverkehr zwischen Österreich 
und Griechenland wird derzeit auf der Grund­
lage einer ta tsächlichen Gegenseitigkeit a b­
gewickelt. In der Praxis hat es sich als wün­

Der Justizausschuß ist dabei der Meinung, 
daß im vorliegenden Falle die Erlassung eines 
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Überführung des 
Vertragsinhaltes in die innerstaatliche Rechts­
ordnung nicht notwendig ist. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n  tr ag, 
der Nationalrat wolle dem Vertrag zwischen 
der Republik Österreich und dem Königreich 
Griechenland über die Rechtshilfe auf dem 
Gebiete des Zivil- und Handelsrechts (5 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Genehmi­
gung erteilen. 

Für den Fall einer Debatte stelle ich den 
Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b s t immung wird dem Vertrag 
e ins t imrn 1:g die G e n e hmigung et'teilt, 

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (19 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bau­
arbeiter-Urlaubsgesetz 1957 neuerlich abge­
ändert und ergänzt wird (33 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 8. Punkt der 
Tagesordnung : Neuerliche Abänderung und 
Ergänzung des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes 
1957 . 

schenswert erwiesen, den Rechtshilfeverkehr Berichterstatter ist der Abgeordnete Horr. 
mit Griechenland auf eine vertragliche Grund- Ich bitte ihn, zum Gegenstande zu berichten. 
lage zu stellen. 

Berichterstatter Horr : Hohes Haus t Infolge Ein diesem Umstand Rechnung tragender der Absicht, in der Bauarbeiter-Urlaubskasse Rechtshilfevertrag, dessen deutsche und grie- eine elektronische Datenverarbeitungsmaschine 
chische Fassung gleichermaßen authentisch einzuführen, ist es notwendig, daß das Bau­
sind, wurde am 6. Dezember 1965 in Athen arbeiter-Urlaubsgesetz neuerlich abgeändert unterzeichnet. wird. 

Der Vertrag folgt in Systematik und Inhalt Es soll vor allem das Urlaubsbuch, bei 
weitgehend den beiden Haager Prozeßüber- dem bisher die Marken wöchentlich oder 
einkommen vom 17 .  Juli 1905, RGBl. Nr. 60/ monatlich geklebt wurden, abgeschafft wer-
1909, und vom 1 .  März 1954, BGBl. Nr. 91/ den. Dafür soll als Ersatz eine Urlaubskarte 
1957 . treten. In diese Urlaubskarte sollen so wie 

In einigen seiner Bestimmungen ist der ins Urlaubsbuch alle Zeiten, die notwendig 
Rechtshilfevertrag gesetzändernd, so zum Bei- sind, eingetragen werden. 
spiel hinsichtlich der Vollstreckung der Ent- Zusätzlich soll noch das Hafnergewerbe, 
scheidungen über Prozeßkosten, und bedarf das bisher nicht dem Bauarbeiter-Urlaubs­
daher gemäß Artikel 50 Abs. 1 der Bundes- gesetz unterlegen ist, ebenfalls mit eingebaut 
verfassung der Genehmigung durch den Na- werden. Es ist nur die Frage des Fliesenleger­
tionalrat. gewerbes noch nicht ganz entschieden ; wenn 

Der Justizausschuß hat die gegenständliche es strittige Fragen gibt, fällt das Sozialmini­
Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom sterium die Entscheidung. 
1 8. Mai 1966 in Verhandlung gezogen und Ebenfalls neu ist die Änderung, daß es 
nach einer Debatte, in der außer dem Bericht- auf Grund von Kollektivverträgen und internen 
erstatter Abgeordneter Dr. Broda und Justiz- Verträgen möglich ist, diese Karte auch dann 
minister Dr. Klecatsky das Wort ergriffen, zu quittieren, wenn weniger als 30 Stunden 
den Beschluß gefaßt, dem Hohen Hause die in der Woche gearbeitet wird. Das ist eine 
Genehmigung dieses Rechtshilfevertrages zu 

I 
Notwendigkeit vor allem für die schlechten 

empfehlen. und dunklen Wintermonate. 
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Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diese Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
vom 18 .  Mai 1 966 beraten und nach einer 
Debatte, an der außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Kummer, Preußler, 
Dr. Hauser, Kulhanek, Reich und Vollmann 
das Wort ergriffen haben, unverändert ange­
nommen. 

Im Namen des Ausschusses für soziale 
Verwaltung stelle ich den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (19 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

zu bewältigenden Verwaltungsarbeiten ermög­
lichen wird. 

Dabei wirft diese Novellierung wie auch 
die bereits in früheren Jahren vorgenommenen 
N ovellierungen ein legistisches Problem auf. 
Warum, fragt man sich , muß eigentlich infolge 
der Inbetriebnahme einer technischen Ein­
richtung ein Gesetz novelliert werden 1 Das 
erste Bauarbeiter-Urlaubsgesetz wurde im 
Jahre 1946 beschlossen und mußte infolge 
der vielen Änderungen bereits im Jahre 1957 
wiederverlautbart werden. Die gegenständ­
liche Regierungsvorlage ist seitdem bereits 
die vierte, die eine N ovellierung notwendig 
macht. Wenn notwendig, beantrage ich, General-

und Spezialdebatte unter einem abzuführen. Die Frage, die sich hier aufwirft, ja geradezu 
aufdrängt, ist, ob es notwendig ist, bei jeder 
geringfügigen Änderung, sei es der Ansprüche 
aus dem Gesetz oder der Verwaltung, immer 
wieder den gesamten Gesetzgebungsapparat 
in Bewegung zu setzen . Das Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz war von Anbeginn an allzu 
kasuistisch aufgebaut. Erinnern wir uns doch 
- und besonders die Älteren werden sich 
daran erinnern - an die ursprüngliche Rege­
lung der dreißiger Jahre, wo die gleiche 
Einrichtung der Bauarbeiter-Urlaubskasse 

Präsident : Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand wird 
nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dr . Kum­
mer. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. G o rb a c h :  
Weikhart, ihr müßt auch einen stellen ! -
Abg. W e i k h a r t :  Unser "Kummer" I) 

Abgeordneter Dr. Kummer (ÖVP) : Hohes nicht durch Gesetz, sondern durch einen 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Der Fort- Kollektivvertrag geregelt war ! Frage : Könnte 
schritt der Technik macht auch vor der nicht künftighin das Gesetz einfacher gestaltet 
Gesetzgebung nicht halt. Die Ursache der werden ? 
neuerlichen Novellierung des Bauarbeiter- Diese Fragen werden immer wieder gestellt. 
Urlaubsgesetzes durch die gegenständliche Vor- Ich erinnere mich, daß ganz einfache Leute 
lage ist darauf zurückzuführen, daß die Bau- in Versammlungen zu mir gekommen sind 
arbeiter-Urlaubskasse eine elektronische Daten- und gesagt haben : Ja, Herr Abgeordneter, 
verarbeitungsmaschine einstellt. Die Erläu- wir verstehen die Gesetze nicht mehr, könnten 
ternden Bemerkungen weisen darauf hin, daß sie nicht einfacher gestaltet werden, könnte 
die notwendigen Manipulationen in der Ver- nicht eine einfachere, für alle verständliche 
waltung durch die zur Verfügung stehenden Sprache gewählt werden ? Das heißt aber, 
Arbeitskräfte nicht mehr bewältig� werden daß es nur die Grundsätze und Richtlinien 
können und daher die Anschaffung einer enthalten soll, wenn wir ein solches Gesetz 
solchen Maschine notwendig wurde. Die An- beschließen, und die Durchführung könnte 
lage soll bereits zu Beginn kommenden Jahres sowohl dem Verordnungsweg als auch den 
in Betrieb genommen werden, und es muß Kollektivvertragspartnern überlassen bleiben. 
daher so rasch wie möglich mit der Program- Dies ist ein Problem - und deshalb habe 
mierung der vorzunehmenden Arbeiten be- ich mich zum Wort gemeldet -, das nicht 
gonnen werden. nur gerade den gegenständlichen Gesetzent-

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt den wurf betrifft, sondern unserere gesamte Gesetz­
sich ergebenden Notwendigkeiten Rechnung gebung. 
und muß sich daher den aus der Praxis resul- Soeben ist in der "Neuen Juristischen 
tierenden Bedürfnissen anpassen. Zweifellos Wochenschrift" der deutschen Bundesrepublik 
wird sich durch die betreffenden Maßnahmen zum erstenmal dieses Thema aufgerollt worden. 
auch eine Vereinfachung der Verwaltung er- Professor Krüger stellt unter dem Titel 
geben. Die Erläuternden Bemerkungen be- "Rechtsetzung und technische Entwicklung" 
sagen, daß die neue Organisationsform der ganz aufsehenerregende Thesen auf, und als 
Bauarbeiter-UrIaubskasse nicht nur eine weit- erster bringt er auch Lösungsvorschläge. Es 
gehende Rationalisierung der durchzuführen- würde jetzt zu weit führen, auf diese grund­
den Arbeiten, sondern auch eine ganz be- sätzlichen Fragen näher einzugehen. Aber 
deutende Verminderung der von den Dienst- ! alle diese Fragen zielen darauf ab, das ParIa­
gebern bei der Durchführung des Gesetzes ment zu entlasten. 
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Ich glaube, daß es notwendig sein wird, 
sich sehr ernstlich mit diesen Fragen zu 
befassen, und deshalb benütze ich die Gelegen­
heit, einmal von dieser Stelle aus auf diese 
Probleme aufmerksam zu machen, und gerade 
im Zusammenhang mit dem Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz, weil mir dieses ein Muster­
beispiel dafür zu sein scheint, wie sich die 
Gesetzgebung in Zukunft nicht entwickeln 
sollte. Vielleicht ist das parlamentarisch­
wissenschaftliche Gespräch ein Ansatz und 
ein Ausgangspunkt für neue Erkenntnisse und 
Maßnahmen, wie sich in Zukunft technische 
Entwicklung und Rechtsetzung zueinander 
verhalten sollen. Die Frage, die zu stellen ist, 
ist die : Muß wirklich das Parlament so viele 
Einzelheiten regeln 1 Sollte man nicht · mehr 
der Exekutive delegieren ? 

Berichterstatter Kulhanek: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Der Handelsausschuß hat die 
Regierungsvorlage, betreffend den vom Bun­
desministerium für Handel und Wiederaufbau 
vorgelegten Jahresbericht 1965 des Mühlen­
fonds, beraten. Gemäß § 8 Abs. 3 des Mühlen­
gesetzes aus 1965 hat der Fonds dem Handels­
ministerium jährlich einen Bericht vorzulegen. 

Der vorliegende Bericht umfaßt den Zeit­
raum 1 964 und 1 .  März bis 31 . Dezember 1 965. 

Die gesetzliche Basis für die Funktion des 
MühlenfondR bildet das Mühlengesetz aus 
dem Jahre 1965. Die Aufgaben bestehen 
erstens in einer Begrenzung der Vermahlungs­
menge der Mühlen und zweitens in der Ge­
währung von Ablösebeträgen für Betriebsstill­
legungen "nach Maßgabe der jeweils zur 
Verfügung stehenden Mittel" . 

Meine Damen und Herren ! Wir sollten Drei Kriterien sind es im besonderen, die 
sehr bald mit der Diskussion über dieses den Fonds berühren : das ist der Bedarf, 
Thema beginnen (Abg. Dr. Pi t t e rmann: die Kapazität und das Kontingent. Wir konnten 
Morgen beim Kompetenzge8etz I) , denn ich durch das Mühlengesetz besondere Einsparun­
glaube, dieses Thema ist ernst und muß gen erreichen, wenngleich diese sich nur auf 
uns alle interessieren. Ich bin mir bewußt, die Stillegung der Mühlen beziehen, deren 
daß das von mir angeschnittene Thema nicht Zahl vom Jahr 1964 bis heute von 1 .077 auf 
unmittelbar mit dem Bauarbeiter-Urlaubs- 918 gesunken ist, während die Kapazität 
gesetz im Zusammenhang steht, aber, wie noch immer eine geringe Ausweitung aufweist. 
schon gesagt, mir schien gerade dieses Gesetz . . 
dazu angetan, diese Frage anzuschneiden. .Der �andelsausschuß

. hat �en BerIcht In 
Ich hoffe, es war nicht umsonst und es wird semer SItzung am 18.  Mal 1966 m Verhandlung 
sich bald eine Gelegenheit ergeben (Abg' l gezogen und einstimmig die Kenntnisnahme 
Dr. Pi t t ermann: Morgen !), dieses Thema beschlossen. 
von parlamentarischer Seite ernstlich zur Ich stelle somit im Namen des Handels-
Diskussion zu stellen. ausschusses den A nt r a g, der Nationalrat 

Im übrigen ist es selbstverständlich, daß 
meine Partei diesem Gesetz zustimmt. (Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Dr. Pi t t e rmann: 
So hat jeder 8einen "Kummer" 1 - Abg. Doktor 
Gorba c h: Wir haben aber auch einen " Gmm" 
darüber !) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b 8t immung wird die Regierungs­
vorlage in zwe i t e r  und d1' i t t er  Le8ung e i n­
s t immig  zum Be8chluß erhoben. (Abg. Doktor 
P it t ermann: Ich beantrage eine Aufstehungs-
zulage !) I 
10. Punkt: Bericht des Handelsausschusses, 
betreffend den vom Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau vorgelegten Jahres­
bericht 1965 des Mühlenfonds (32 der Beilagen) 

wolle den vom Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau vorgelegten Jahresbericht 
1965 des Mühlenfonds zur Kenntnis nehmen. 

Präsident : Wortmeldungen liegen keine vor. 
'Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t immung wird der Bericht 
de8 Bunde8mini8terium8 e in8 t immig  zur 
K e n n t n i 8  genommen. 

12. Punkt : Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Bezirksgerichtes Stainz 
um Aufhebung der Immunität des Abgeordne­
ten zum Nationalrat Michael Pay (23 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum letzten Punkt 
der Tagesordnung : Auslieferungsbegehren 
gegen den Abgeordneten Pay. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Horr. 
Ich bitte ihn, zum Gegenstande zu berichten. 

Präsident : Wir gelangen zum 10 .  Punkt 
der Tagesordnung : Jahresbericht 1 965 des 
Mühlenfonds. 

Berichterstatter Horr : Hohes Haus ! Das 
Bezirksgericht Stainz ersucht mit Schreiben 
vom 25. April 1966, die Immunität des Ab­

Berichterstatter ist der Abgeordnete Kul- geordneten zum Nationalrat Michael Pay 
hanek. Ich bitte ihn um seinen Bericht. I wegen Verdachtes der Übertretung gegen die 
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Horr 

körperliche Sicherheit (Verkehrsunfall) auf­
zuheben. 

Der Immunitätsausschuß hat das Aus­
lieferungsbegehren in seiner Sitzung am 1 1 .  Mai 
1966 beraten und entsprechend seiner ständi­
gen Übung bei Verkehrsunfällen beschlossen, 
dem Nationalrat zu empfehlen, dem Aus­
lieferungsbegehren stattzugeben. 

Ich stelle namens des Immunitätsausschusses 
den A n  tr a g, der Nationalrat wolle be­
schließen : 

Dem Ersuchen des Bezirksgerichtes Stainz 
vom 25. April 1966 um Aufhebung der Immu­
nität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Michael Pay wegen Verdachtes der Über­
tretung gegen die körperliche Sicherheit nach 
§ 431 Strafgesetz wird stattgegeben. 

Präsident : Wortmeldungen liegen keine vor, 
wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Präsident : Ich teile mit, daß nach Schluß 
der Haussitzung der Zollausschuß zusammen­
tritt. 

Ich b r e c h e  die heutigen Verhandlungen ab.  
Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für morgen, 

Mittwoch, 9 Uhr ein. Die Tagesordnung 
umfaßt folgende Punkte : 

1 .  Bericht des Verfassungsausschusses, be­
treffend ein Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Bauten und 
Technik und über die Neuordnung des Wir­
kungsbereiches einiger Bundesministerien ; 

2 .  Bericht des Handelsausschusses, betreffend 
die Außenhandelsgesetznovelle 1966 ; und 

3. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über ein Bundesgesetz, betreffend 
Veräußerung und Belastung von bundes­
eigenen Liegenschaften in der Katastralge­
meinde Millstatt und in anderen Katastral-

Der Antrag des Immunitätsausschu8ses wird gemeinden. 
e i ns t immig  ang e n o m m e n. Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Schlu13 der Sitzung : 18 Uhr 

öste:::-reichische Staats druckerei 2307 66 
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